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    Zur Diskussion gestellt


    Ricardo – gestern und heute



    Vor 200 Jahren hat einer der Gründungsväter der modernen Volkswirtschaftslehre, David Ricardo, in seinem Buch Principles of Political Economy and Taxation die Theorie der komparativen Vorteile vorgestellt. Vom Abbau von Handelsbarrieren profitieren alle Länder, sogar die, die im Vergleich zu ihren Partnern absolute Produktivitätsnachteile haben. Ricardos Erkenntnis bildet die intellektuelle Grundlage für die graduelle Marktöffnung, die seit dem Zweiten Weltkrieg große Wohlstandsgewinne gebracht hat. Heute aber scheinen die Lehren Ricardos vergessen zu sein. Gabriel Felbermayr, ifo Institut und Ludwig-Maximilians-Universität München, verweist darauf, dass die globale Verfügbarkeit von Technologien das klassische ricardianische Motiv für Handel – die Spezialisierung auf Sektoren, bei denen komparative technologische Produktivitätsvorteile vorliegen – zunehmend zunichtemacht. Andere Treiber des Handels seien wichtiger: Produktdifferenzierung und die Ausbeutung von Größenvorteilen in der Produktion. Aber die schnelle Diffusion von technologischem Fortschritt heiße noch lange nicht, dass sich die Produktionskosten angleichen. Solange sich Länder in der Verfügbarkeit von gut ausgebildeten Arbeitnehmern, in Qualität ihrer Institutionen und in ihren geographischen und klimatischen Bedingungen unterscheiden, werden relative und absolute Unterschiede weiter existieren. Für volkswirtschaftliche Gewinne aus der Ausbeutung von Spezialisierungsvorteilen bleibe also genügend Platz. Benjamin Jung, Universität Hohenheim, und Wilhelm Kohler, Universität Tübingen, führen aus, dass neben mit dem grundlegenden Konzept des internationalen Handels nach komparativen Vorteilen und der Idee der »Gains from Trade« David Ricardo einen weiteren großen Beitrag zur Geschichte der Ökonomie geleistet hat: das sogenannte »Ricardianische System«, das er in seinem 1815 erschienenen Essay on Profits entwickelt habe und in dem es um Einkommensverteilung und Wachstum gehe. Philipp Harms, Universität Mainz, und Jakob Schwab, Deutsches Institut für Entwicklungspolitik, Bonn, stellen die Ergebnisse einer internationalen Umfrage zur Einschätzung der ökonomischen Globalisierung vor, die in zwei Wellen, 2003 und 2013, durchgeführt wurde. Die Unterschiede in der Ablehnung von Freihandel und multinationalen Unternehmen potenziellen »Globalisierungsverlierern« und potenziellen »Globalisierungsgewinnern« scheinen demnach zwischen 2003 und 2013 eher ab- als zugenommen zu haben.


    Forschungsergebnisse


    Lebenszufriedenheit und ihre Verteilung in Deutschland: Eine Bestandsaufnahme



    Gabriel Felbermayr, Michele Battisti und Jan-Philipp Suchta


    In Deutschland wird eine Debatte über die Dynamik der wirtschaftlichen Ungleichheit, über ihre Folgen und über die Frage, wie die Ungleichheit – so sie für zu hoch befunden wird – abgesenkt werden soll, geführt. Dabei steht meist die Einkommensungleichheit im Mittelpunkt. Diese ist gut definiert, sie lässt sich messen, und sie ist der zentrale Treiber hinter der Vermögensungleichheit. Dennoch verkürzt der Blick auf das Einkommen allein die Pers­pektive. Der Beitrag analysiert, wie die Lebenszufriedenheit in Deutschland verteilt ist. Die Ergebnisse zeigen, dass die Lebenszufriedenheit seit 2005 in den meisten soziodemographischen Gruppen angestiegen und dass die Ungleichverteilung der Lebenszufriedenheit seit 2005 sehr deutlich gesunken ist. Der Rückgang der Erwerbslosigkeit ist sowohl auf individueller als auch auf allgemeiner Ebene der wichtigste Treiber dieser Dynamik.


    Die Beseitigung des Mittelstandsbauchs – Reformoptionen zur Einkommensteuer und ihre fiskalischen Kosten



    Florian Dorn, Clemens Fuest, Fabian Häring, Björn Kauder, Luisa Lorenz und Martin Mosler


    Der Mittelstandsbauch führt bei geringen und mittleren Einkommen zu einem schnell steigenden Grenzsteuersatz. Deshalb ist die Beseitigung des Mittelstandsbauchs im steuerpolitischen Diskurs ein bedeutendes Thema. Um diese Debatte mit Fakten zu unterstützen, hat das ifo Institut mögliche Ansätze zur Abflachung des Mittelstandsbauchs und partielle Gegenfinanzierungsoptionen mit Hilfe des ifo-Einkommensteuer-Simulationsmodells (ifo-ESM) geschätzt und aufgezeigt, welche Be- und Entlastungswirkungen für öffentliche Haushalte damit verbunden wären. Die entwickelten Reformszenarien führen in keinem Fall zu einer Schlechterstellung eines Steuerpflichtigen gegenüber dem Status quo. Alle Einkommensteuerzahler, die über dem Grundfreibetrag liegen, profitieren von einer Abflachung des Mittelstandsbauchs. Umgekehrt bedeutet dies jedoch auch Steuermindereinnahmen für den Staat in gleicher Höhe. Die »richtige« Verteilung der steuerlichen Belastung verschiedener Gruppen von Einkommensbeziehern entzieht sich dabei einer finanzwissenschaftlichen Bewertung und verbleibt als Frage, die schlussendlich im demokratisch-politischen Diskurs entschieden werden muss.


    Daten und Prognosen


    Vierteljährlicher Realwert des BIP und Terms of Trade: Ölpreisanstieg dämpft Expansion



    Wolfgang Nierhaus


    Das Statistische Bundesamt veröffentlicht neben dem realen Bruttoinlandsprodukt regelmäßig auch den Realwert des Bruttoinlandsprodukts. Die beiden Schlüsselindikatoren unterscheiden sich um den Terms-of-Trade-Effekt. Der Beitrag präsentiert aktuelle vierteljährliche Ergebnisse. Sie zeigen, dass im Jahr 2016 in Deutschland die Kaufkraft der im heimischen Wirtschaftsprozess entstandenen Einkommen zum vierten Mal in Folge stärker zugenommen hat als das reale Bruttoinlandsprodukt. Dies gilt allerdings nur in der Jahresdurchschnittsbetrachtung, in der sich vorrangig die ölpreisbedingte Verbesserung der Terms of Trade vom Winterhalbjahr 2015/16 und damit ein Überhangsphänomen widerspiegelt. Im unterjährigen konjunkturellen Verlauf zeigt sich, dass die Expansion der Realeinkommen seit dem zweiten Quartal 2016 aufgrund von Terms-of-Trade-Verlusten im Zusammenhang mit dem Anstieg des Ölpreises und dem Wertverlust des Euro im Vergleich zum preisbereinigten Bruttoinlandsprodukt schwächer gewesen ist. Der Realwert des BIP nahm saison- und kalenderbereinigt von zweiten bis zum vierten Quartal 2016 nur um 0,7% zu, das preisbereinigte BIP dagegen um 1,0%. Seit dem vergangenen Frühjahr fällt damit die wirtschaftliche Dynamik in Deutschland, gemessen an der konjunkturelle Zunahme des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens, etwas geringer aus, als es in den laufenden Quartalsraten des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts zum Ausdruck kommt.


    Gute Konjunkturaussichten noch kein Treiber für die Investitionen



    Magnus Reif und Arno Städtler


    Der auf den Geschäftslagebeurteilungen der Leasinggesellschaften basierende Investitionsindikator, den das ifo Institut und der Bundesverband Deutscher Leasing-Unternehmen gemeinsam ermitteln, signalisiert für das Jahr 2017 einen schwachen Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen von real 0,8% und nominal etwa 2%, nach einem Anstieg um 2,1% im Vorjahr. In Anbetracht der noch immer recht guten Konjunktur in Deutschland und der anhaltend niedrigen Zinsen ist die angezeigte Investitionsentwicklung für 2017 wenig dynamisch.


    Im Blickpunkt


    Kurz zum Klima: Der EU-Emissionshandel – bekannte Probleme, neue Lösungen?



    Alex Schmitt


    Die dritte Handelsperiode des Europäischen Emissionshandelssystems (EU-ETS) zur Vermeidung von Treibhausgasemissionen startete im Jahr 2013 und läuft noch bis einschließlich 2020. Zieht man mach Ablauf der Halbzeit der Handelsperiode eine erste Bilanz, lässt sich feststellen, dass das strukturelle Problem des EU-ETS – ein Überangebot von Emissionszertifikaten und damit einhergehend ein konstant niedriger Handelspreis – weiterhin besteht. Allerdings wurden in dieser Zeit Reformmaßnahmen auf den Weg gebracht mit dem Ziel, diesen Überschuss abzubauen. Dabei ist vor allem die »Marktstabilitätsreserve« zu nennen, die ab 2019 greifen soll, deren Erfolgsaussichten von Fachleuten aber durchaus kritisch gesehen werden.


    ifo Konjunkturumfragen April 2017 auf einen Blick: Die deutsche Wirtschaft wächst kräftig



    Klaus Wohlrabe


    Der ifo Geschäftsklimaindex stieg im April. Die aktuelle Lage wird von den Unternehmen nochmals deutlich besser beurteilt. Den Optimismus im Hinblick auf das kommenden halbe Jahr nahmen sie hingegen etwas zurück. Die deutsche Wirtschaft wächst kräftig.
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    Vor 200 Jahren hat einer der Gründungsväter der modernen Volkswirtschaftslehre, David Ricardo, in seinem Buch ›Principles of Political Economy and Taxation‹ die Theorie der komparativen Vorteile vorgestellt. Vom Abbau von Handelsbarrieren profitieren alle Länder, sogar die, die im Vergleich zu ihren Partnern absolute Produktivitätsnachteile haben. Ricardos Erkenntnis bildet die intellektuelle Grundlage für die graduelle Marktöffnung, die seit dem Zweiten Weltkrieg große Wohlstandsgewinne gebracht hat. Heute aber scheinen die Lehren Ricardos vergessen zu sein. In der Konferenz »Ricardo@200 – Außenhandelstheorie in stürmischen Zeiten«, die das ifo Institut am 5. Mai 2017 in Kooperation mit der IHK für München und Oberbayern und dem Ausschuss für Außenwirtschaftstheorie und -politik des Vereins für Socialpolitik veranstaltet, wird auf die historische Debatte über Importzölle in England zurückgeblickt und der Einfluss Ricardos auf die aktuelle wirtschaftspolitische Debatte diskutiert.
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    Gabriel Felbermayr1


    200 Jahre Theorie komparativer Vorteile: David Ricardo und seine Kritiker


    Der historische Kontext


    Nach langen Jahren kriegerischer Auseinandersetzungen schafft der Wiener Kongress im Jahr 1814 endlich wieder Frieden in Europa. Auch die Kontinental­blockade, mit der Napoleon seit 1806 jeglichen Handel mit England verboten hat, wird aufgehoben. Billiges Getreide aus Russland und Ostpreußen strömt auf den englischen Markt und bringt die aristokratischen Landbesitzer auf der Insel in Bedrängnis. Sie nutzen ihren politischen Einfluss und setzen im Jahr 1815 die Corn Laws durch. Diese verbieten den Import von Getreide, wenn der Preis in England unterhalb eines gewissen Mindestwertes liegt. Diese Bedingung wird in den kommenden drei Jahrzehnten bis zur Aufhebung des Gesetzes immer erfüllt sein.


    In diesem Kontext veröffentlicht am 17. April 1817 – vor ziemlich genau 200 Jahren –David Ricardo, der als Börsenmakler zu Reichtum gekommen ist, sein Buch On the Principles of Political Economy and Taxation, das ihn zu einem der Gründungsväter der modernen Außenhandelstheorie macht.2 Das Buch liefert im frühen 19.Jahrhundert die konzeptuelle Basis für eine politische Bewegung, die sich für die Abschaffung der Corn Laws einsetzte. Erst im Jahr 1846, 23 Jahre nach Ricardos frühem Tod, werden die Importbeschränkungen abgeschafft. Der zentrale Anstoß für die Abschaffung der Zölle ist eine verheerende Hungersnot im zum Vereinigten Königreich gehöhrenden Irland im Jahr 1845 (Great Famine), die mehr als einer Million Menschen das Leben kostet (vgl. Ross 2002) und die durch Importe von Lebensmitteln wohl eingedämmt oder verhindert worden wäre.


    David Ricardo erlebt all diese Ereignisse nicht mehr. Der Spross aus einer jüdisch-sephardischen portugiesischen Familie, die erst kurz vor seiner Geburt im Jahr 1772 aus den Niederlanden nach England ausgewandert war, stirbt schon 1823 im Alter von 51 Jahren an den Folgen einer Mittelohrentzündung.


    Die so spät erfolgte Abschaffung der Corn Laws hat verschiedene Gründe. Erstens bezweifeln viele, dass zollfreier Handel mit Kontinental­europa, das nach den Kriegen verarmt ist und wo niedrige Löhne herrschen, für das Vereinigte Königreich insgesamt vorteilhaft ist. Ricardos Lehre von der Vorteilhaftigkeit des freien Handels breitet sich nur langsam aus. Zweitens bringt die Liberalisierung Verlierer hervor, die landed gentry, aristokratische Landbesitzer, die sich vehement gegen ein Ende der Corn Laws wehren.


    In der Tat sind die Verteilungseffekte der Abschaffung der Handelsschranken Ricardo und seinen Zeitgenossen sehr klar. Die Kontinentalsperre Napoleons hatte die Lebensmittelpreise in England in die Höhe getrieben, was für die Produzenten höhere Einkommen, für die Konsumenten – vor allem in den Städten – höhere Lebenshaltungskosten bedeutet. Durch das Festhalten an den Importrestriktionen nach Ende des Krieges bleiben die Preise hoch. Für die aufstrebende Industrie in den Städten ist das ein Problem. Hohe Agrarpreise halten Kapital und Arbeit in der Landwirtschaft und verhindern ein rasches Wachstum des Industriesektors. In der Kampagne der Anti-Corn-Law-League argumentieren Industrielle und Arbeitnehmervertreter, dass die Gesetze außerdem die Kaufkraft (die Reallöhne) niedrig halten.


    Karl Marx, der sich an vielen Stellen in Das Kapital kritisch über den Freihandel ausspricht, widerspricht im 8. Kapitel seines Werkes. Er hält die Abschaffung der Corn Laws für den Versuch der Industriellen, das Lohnwachstum einzudämmen. Der Vorteil billigeren Brotes würde nicht den Arbeitern zu Gute kommen, sondern die Kapitalisten würden niedrigere Löhne durchsetzen. Skurrilerweise zeigt gerade das sogenannte Ricardo-Viner-Modell, das auf Ricardos Überlegungen zurückgeht, dass weder Marx noch Ricardo so ganz richtig liegen.


    Wenn der Preis des Agrarerzeugnisses sinkt, fallen die Einkommen der Landbesitzer; so viel ist klar. Für die Arbeiter ist der Effekt aber unklar. Denn der landwirtschaftliche Sektor schrumpft, und dies setzt manche der dort beschäftigten Arbeiter frei. Diese müssen im Industriesektor Arbeit finden, und das klappt nur, wenn der Lohn relativ zum Preis des Industrieoutputs fällt. Die Profite der Kapitalisten steigen dann zunächst einmal. Theoretisch ist der Effekt auf den Reallohn unbestimmt und hängt von der Nachfragestruktur der Arbeiter ab; dieses Ergebnis ist als neoklassische Ambiguität bekannt. Konsumieren die Arbeitnehmer ausschließlich Agrarprodukte, so steigt der Reallohn auf jeden Fall. Der Grund ist, dass bei fallenden Arbeitsnachfragekurven der Lohn relativ zum Preis des Industriegutes weniger stark fallen muss als der Preis der Lebensmittel. Je höher der Anteil von Industriegütern im Warenkorb der Arbeiter, umso eher sinkt der Re­allohn.


    Trotz dieser theoretischen Uneindeutigkeit erhöht die Abschaffung der Corn Laws wahrscheinlich die Reallöhne der britischen Arbeiter. Einerseits dominieren Lebensmittel ihre Ausgaben. Andererseits gibt es einen entscheidenden Unterschied zwischen Kapital und Boden. Steigende Profitraten im Industriesektor führen zu weiterer Akkumulation von Kapital, während trotz fallender Profitabilität in der Landwirtschaft die bebaute Fläche kaum sinkt. Das weitere Wachstum führt zu steigender Arbeitsnachfrage, was die Löhne der Arbeiter auch in Einheiten des Industrieguts steigen lässt.


    Schwieriger als die Verteilungseffekte ist die Frage nach den gesamtwirtschaftlichen Vorteilen der Handelsliberalisierung. Nach den napoleonischen Kriegen ist der europäische Kontinent verarmt, die Reallöhne sind gering, trotz niedriger Lebensmittelpreise. Auf der Insel sind die Löhne deutlich höher, aber Lebensmittel teurer. Würde Handel mit den armen Ländern Kontinentaleuropas nicht auch die Löhne in England nach unten ziehen?


    Ricardos Theorie beginnt mit der Überlegung, dass die Löhne unter marktwirtschaftlichen Bedingungen von der durchschnittlichen Produktivität des Faktors Arbeit getrieben werden. Die Armut auf dem Kontinent hat also mit der technologischen Rückständigkeit zu tun. Ricardo erkennt das Potenzial, das im aufstrebenden englischen Industriesektor steckt; auch bei hohen Löhnen kann dieser wegen der neuen technologischen Möglichkeiten wettbewerbsfähig sein. England würde sich auf Industriegüter spezialisieren und Lebensmittel verstärkt importieren.


    Nicht alle überzeugt dieses Argument; vor allem aristokratische Politiker haben Vorbehalte gegen die Leistungsfähigkeit der Industrie. Doch hier macht Ricardo nun jenen Punkt, der ihn berühmt macht. Selbst wenn England sowohl in der Landwirtschaft (bei der Produktion von Wein etwa) und in der Industrie (bei der Herstellung von Tuch) weniger produktiv ist als sein Handelspartner (Portugal), stellt es sich durch freien Handel besser.


    Voraussetzung dafür ist nur, dass die Arbeitsproduktivität in den beiden Sektoren in den beiden Ländern unterschiedlich ist. Wäre die Produktivität in jedem Sektor in beiden Ländern jeweils identisch, dann wären in Autarkie die Löhne und mithin die Güterpreise gleich, und es gäbe keinen Anreiz, Handel zu treiben. Der Abbau der Handelsrestriktionen hätte überhaupt keinen Effekt. Wenn aber die sektoralen Produktivitäten unterschiedlich sind, dann käme es zu beiderseitig vorteilhaften Handel.


    Die Marktkräfte sorgen dafür, dass jedes Land jenes Gut exportiert, bei dem sein Nachteil am kleinsten ist (bei dem es demnach einen komparativen Vorteil hat), und jenes Gut importiert, bei dem sein Nachteil am größten ist (das Land also einen komparativen Nachteil hat). Damit setzt es seine knappen Ressourcen so ein, dass der Wert der Produktion maximal wird. In Ricardos historischem Beispiel hat England bei der Produktion von Tuch einen komparativen Vorteil und wird sich also auf dessen Produktion spezialisieren.


    Man kann sich schnell klar machen, dass zwei in gleicher Menge mit Arbeitskräften ausgestattete Länder gemeinsam mehr produzieren, wenn sie sich jeweils auf den Sektor spezialisieren, in dem ihr komparativer Vorteil liegt. Die Marktkräfte sorgen nun dafür, dass sich relative Preise einstellen, die diese effiziente Produktionsstruktur als Wettbewerbsgleichgewicht entstehen lassen. Welches Land mehr profitiert, hängt von Details ab (z.B. der Ländergröße), aber kein Land stellt sich besser. Das Preisniveau im Handelsgleichgewicht kann nicht höher sein als in der Autarkie, sonst würden die Konsumenten weiter bei den alten Herstellern einkaufen und keine Importware kaufen. Und auch die Produzenten stellen sich nicht schlechter, sonst würden sie ebenfalls zu den Autarkiestrukturen zurückkehren.


    Ricardos moderne Kritiker


    Ricardos Theorie hat seit 1817 viele Kritiker auf den Plan gerufen. Hier ist nicht der Platz, eine umfassende Würdigung dieser Literatur vorzunehmen. Viel lieber nehme ich mir ein sehr aktuelles, prominentes Buch vor, dass eine fundamentale Kritik am Welthandelssystem mit einer Kritik an Ricardos Theorie der komparativen Vorteile beginnt. Christian Felber, ein Wiener Hochschullehrer, Mitbegründer von Attac Österreich und Buchautor führt in seinem 2017 erschienenen Buch zwölf Kritikpunkte auf.3 Seine Argumente sind typisch für die Bewegung, die sich einem neuen, besseren Welthandelssystem verschrieben hat, und sie finden sich in vielen anderen Beiträgen der letzten Jahre wieder, die häufig das gelplante transatlantische Freihandelsabkommen TTIP zum Anlass ihrer Entstehung hatten.4 Es ist daher wichtig, sich mit den Argumenten auseinanderzusetzen, auch wenn dies einem Vertreter der Außenwirtschaftslehre, so wie sie an Universitäten gelehrt und in der Forschung mehrheitlich vertreten wird, oft schwerfällt, vor allem wegen des polemisierenden Stils und wegen der ganz offensichtlichen Wissenslücken.


    Felbers Zwölf-Punkte-Liste enthält Elemente, die durchaus ihre Berechtigung haben, aber auch solche, die ganz dramatisch daneben liegen. In der Folge gehe ich durch seinen »Dodekalog« so wie er ihn im zweiten Kapitel seines Buches Entstehung und Kritik der Freihandelsreligion aufführt.


    Felbers erster Kritikpunkt lautet, dass für das Funktionieren von Ricardos Theorie eine »globale Planwirtschaft« notwendig sei, die die von Ricardo identifizierte Spezialisierungsstruktur durchsetzt. Für Ökonomen ist diese Kritik geradezu grotesk. Ricardos Argument erschöpft sich ja nicht in der Behauptung, dass es sinnvoll wäre, wenn sich Länder auf die Sektoren spezialisierten, in denen sie komparative Vorteile hätten, sondern dass genau dies in einem Marktgleichgewicht geschehen wird. Felber versteht offenbar das Funktionieren von Märkten nicht. Wären Portugal und England autark, dann wäre in England der Preis von Tuch relativ zu Wein niedriger als in Portugal, gleichgültig welche Lohnsätze in den beiden Ländern jeweils herrschen. Ein Industrieller aus England würde daher einen Profit machen, wenn er zum relativen Preis in Portugal eine Einheit englischen Tuches gegen portugiesischen Wein tauscht, diesen nach England bringt und dort wieder in Tuch umtauscht. Das ist profitabel. Dieses Verhalten induziert eine Veränderung des Angebots und der Nachfrage nach den Gütern, bis sich auf den Gütermärkten Preise eingestellt haben, bei denen sich weitere Tauschgeschäfte nicht mehr lohnen. Im Hintergrund haben sich dann auch die Löhne auf den Arbeitsmärkten so angepasst, dass sich ein Gleichgewicht einstellt. Diese Vorstellung – dass das profitmaximierende Verhalten der Anbieter und das kostenminimierende Verhalten der Konsumenten auf den Märkten genau jene Spezialisierungsmuster hervorbringt, die Ricardos Theorie angibt, ist den Globalisierungskritikern oft fremd. Sie lehnen den Markt als Mechanismus zur Bewältigung von Allokationsproblemen ab. Interessant ist, dass Felber (und auch andere Kritiker von Ricardo) zwar häufig von »Märkte« sprechen, aber kaum eine Überlegung zu marktwirtschaftlichen Prozessen anstellen. Wer die Marktwirtschaft nicht versteht oder nicht verstehen will, tut sich zwangsläufig mit Ricardos Theorie schwer.


    Felbers zweiter Kritikpunkt bezieht sich auf die häufig gemachte Annahme, die Ökonomien hätten ausgeglichene Handelsbilanzen. Nur wenn diese ausgeglichen wären, würden »alle in gleichem Maß vom multilateralen Handelssystem profitieren«. Die Vorstellung, Handel müsste allen Ländern jeweils gleich große Vorteile bringen und Ricardo bzw. die ricardianische Theorie würde dies unterstellen, ist grundlegend falsch. Selbst unter idealtypischen Bedingungen kann es sein, dass ein Land von Freihandel gar nicht profitiert, weil sich seine Autarkiepreise nicht von jenen unterscheiden, die sich im internationalen Marktgeschehen einstellen. Ausgeglichene Handelsbilanzen sind mitnichten eine Garantie dafür, dass die Länder gleichermaßen profitieren. Unausgeglichene Bilanzen können sogar dazu führen, dass Länder, die sonst weniger vom Freihandel profitieren als andere, stärker profitieren. Wer mehr importiert, als er exportiert, was auch immer der Grund dafür sein mag, erhöht seine Konsummöglichkeiten und damit den Nutzen der Konsumenten. Das sehr bekannte Ricardianische Modell von Dornbusch, Fischer und Samuelson (1977) widmet sich gerade der Frage, was passiert, wenn die Handelsbilanzen nicht ausgeglichen sind. Auch moderne Ricardianische Modelle, wie jenes von Eaton und Kortum (2002) oder die Variante, die am ifo für Politiksimulationen verwendet wird, unterstellen nicht, dass der Handel ausgeglichen ist. Das bedeutet nicht etwa, dass Handelsbilanzungleichgewichte ökonomisch irrelevant oder unproblematisch seien, sondern dass ihre Existenz die Theorie von Ricardo nicht zunichtemachen. Statt den Freihandel zu kritisieren, wäre es besser, makroökonomische (geld- und fiskalpolitische) Maßnahmen zu fordern, die übermäßige Ungleichgewichte eindämmen. Denn es ist ziemlich klar, dass z.B. der hohe deutsche Handelsbilanzüberschuss wenigstens politökonomische Kosten hat, weil sich Handelspartner zu protektionistischen Politiken veranlasst sehen (wohl zu Unrecht).


    Felbers dritter Kritikpunkt bezieht sich auf das Thema der Wechselkurse. In der Tat kann eine verfehlte Wechselkurspolitik, z.B. die politische Fixierung von nominalen Wechselkursen, die Gewinne des Freihandels zunichtemachen. Die Geschichte ist voll von solchen Beispielen; auch die Probleme der Eurozone illustrieren sehr aktuell, welche Gefahren in Fixkurssystemen lauern. Aber Felber tut so, als müssten für die Richtigkeit von Ricardos Folgerungen die Wechselkurse politisch festgelegt und stabil gehalten werden. Auch dies ist keineswegs eine notwendige Annahme in Ricardos Modell. Das Modell funktioniert gerade bei flexiblen Wechselkursen am offensichtlichsten. Auch hierzu gibt es viel Literatur; eine bahnbrechende Arbeit war auch hier jene von Dornbusch, Fischer und Samuelson (1977). Sicher kann exzessive Volatilität der Wechselkurse jede vernünftige Teilnahme am internationalen Handel teuer und vielleicht sogar unmöglich machen. Aber Marktteilnehmer können sich gegen Schwankungen versichern. Fixe Wechselkurse scheinen noch gefährlicher, weil sie zu fundamentalen und recht dauerhaften Fehlbewertungen der Währungen führen können. Das ist etwas anderes als lästige Wechselkursschwankungen. All das bedeutet aber natürlich nicht, dass es nicht sinnvoll wäre, wenn sich Notenbanken international koordinieren, um Schwankungen der Wechselkurse in einem vernünftigen Rahmen zu halten.


    Sein vierter Punkt ist vielleicht der spannendste. Felber meint, Ricardo müsste annehmen, dass es keine Kapitalmobilität geben dürfe. In der Tat hat Ricardo selbst in seinen Principles geschrieben »Die unterstellte oder reale Unsicherheit des Kapitals, wenn es sich nicht unter der unmittelbaren Kontrolle des Eigentümers befindet, zusammen mit der natürlichen Abneigung eines jedes Menschen, sein Geburtsland und seine gesellschaftlichen Verbindungen zu verlassen und sich mit all seinen unveränderlichen Gewohnheiten einer fremden Regierung und neuen Gesetzen anzuvertrauen, hält die Auswanderung von Kapital in Schach.« (S. 92, Übersetzung des Verfassers) Er hat also unterstellt, dass Kapitalmobilität unrealistisch ist. Das war damals schon nicht ganz korrekt; heute sind die Kapitalmärkte stark integriert. Für die Validität von Ricardos Theorie ist allerdings nicht relevant, wem die Produktionsmittel gehören, sondern dass im Rahmen von Kapitalmobilität auch technologisches Know-how global mobil ist. So können heute Unternehmen aus Deutschland die hochentwickelte deutsche Technologie in andere Länder transferieren, um dort bei den herrschenden niedrigeren Löhnen höhere Gewinne zu machen. Wenn die Kapitalmobilität uneingeschränkt ist, führt dies dazu, dass die Technologieunterschiede weltweit ausgeglichen werden und sich in längerer Folge auch die Löhne (für eine Einheit effektiver Arbeit) angleichen. Dies ist eine der zentralen Thesen von Richard Baldwins Buch The Great Convergence (2016). Kapitalmobilität kann also das ricardianische Motiv des Handels neutralisieren, weil Produktivitätsunterschiede – relative wie absolute – eingeebnet werden. In der Tat ist der moderne Handel ebenso durch Produktdifferenzierung und die Ausnutzung von Größenvorteilen getrieben wie durch Unterschiede in komparativen Vorteilen.


    Sein fünfter Kritikpunkt lautet, die Ricardianische Theorie müsse annehmen, es gäbe keine Transaktionskosten. Es stimmt natürlich, dass Transportkosten die Profitabilität von Handel zunichtemachen oder wenigstens reduzieren. Das ändert aber nichts daran, dass, wenn Handel profitabel ist, dieser zum beiderseitigen Vorteil ist. In den modernen Ricardianischen Handelsmodellen, z.B. in jenem von Eaton und Kortum (2002), spielen Transportkosten eine zentrale Rolle. Sie verkomplizieren die Analyse, ändern aber nichts an der Vorteilhaftigkeit von Handel. Und: Es ist gerade der Abbau der Transportkosten und anderer Handelsbar­rieren, der weitere Handelsgewinne möglich macht.


    Sein sechster Punkt enthält viel Wahrheit. Er schreibt, Ricardo brauche die Annahme von »ökologischer Kostenwahrheit, so dass sich nur Länder am Handelssystem beteiligen, die ihren Umweltverbrauch innerhalb der ökologischen Grenzen des Planeten halten«. Die konkrete Formulierung ist höchst problematisch. Aber es ist in der Tat so, dass Freihandel keineswegs zwingend vorteilhaft ist, wenn beispielsweise Eigentumsrechte nicht geregelt sind. So zeigt Scott Taylor (2011), dass hohe Nachfrage nach Leder (in der Industrie) im späten 19. Jahrhundert in Europa zur fast kompletten Ausrottung des amerikanischen Bisons geführt hat. Ganz ähnlich führen ungeklärte Eigentumsrechte im brasilianischen Regenwald zu Rodungen für den Anbau von Sojabohnen für den europäischen Markt. Und wenn der Transport von Waren mit globalen Externalitäten, wie z.B. durch den Ausstoß von Treibhausgasen, einhergeht, dann wird im Marktgleichgewicht zu viel Transport betrieben. All das würde nicht passieren, wenn es ökologische Kostenwahrheit gäbe, so dass die Externalitäten durch entsprechende Steuern eingepreist werden oder durch die Vergabe von Eigentumsrechten oder die Erhebung von Steuern die Opportunitätskosten der Ausbeutung von herrenlosen Ressourcen sichtbar gemacht würden. Solange solche Politiken nicht existieren, kann also freier Handel wirklich schädlich sein. Gleichzeitig gibt es aber auch positive Externalitäten, die dazu führen, dass es ineffizient wenig Handel gibt. Wenn Handel die Wahrscheinlichkeit militärischer Konflikte verringert, wie Montesquieu (1748)5 und Solomon Polachek in seiner berühmten Arbeit aus dem Jahr 1980 ausführen, private Akteure diese Friedensdividende aber nicht »einpreisen«, dann sollte Handel subventioniert werden.


    Felbers siebte angebliche Annahme für das Funktionieren der Ricardianischen Theorie ist die Nichtreziprozität: »Länder mit geringerem Entwicklungsstand müssen ihre Grenzen nicht im gleichen Maß öffnen wie hoch industrialisierte Länder«. Reziprozität ist eine Grundidee der Welthandelsorganisation (WTO), nicht aber der Ricardianischen Theorie. Sie wird aber gerade für Entwicklungsländer durch das special and differential treatment ersetzt, das die armen Länder von unbedingter Reziprozität ausnimmt. So haben die entwickelten WTO-Mitglieder Systeme, die den Entwicklungsländern unilateral zollfreien Zugang auf den eigenen Markt einräumen (unter bestimmten Bedingungen, z.B. die Beachtung von Menschenrechten). Es gibt kaum empirische Hinweise, dass diese Sonderbehandlung irgendwelche messbaren Vorteile gebracht hat. Weiters gibt es keine Belege, dass sich Länder durch Importsubstitution industrialisiert haben. Das Beispiel Chinas, das manchmal zitiert wird, passt nicht: China hat schon lange vor seinem WTO-Beitritt im Jahr 2001 in seinen Sonderwirtschaftszonen zollfreie Importe zugelassen. Es sind gerade Importe und die (eingeschränkte) Gewährung von Investitionsfreiheiten, die zu Technologietransfer nach China geführt haben.


    Als achte Annahme führt Felber verbindliche Umverteilungsmaßnahmen an. Hier vermischt er die allokativen Argumente Ricardos mit Verteilungsfragen. Ricardo hat, wie schon oben betont, sehr klar gesehen, dass Freihandel nicht allen nutzt. Ökonomen wissen das ebenfalls. Trotzdem sind sie gegen Zölle und Handelsbarrieren. Der Punkt ist, dass nichts und niemand die Politik hindert, die durch freien Handel entstehenden aggregierten Gewinne mit Hilfe geeigneter Programme (Transfersysteme, öffentliche Güter) so zu verteilen, dass sie möglichst allen zu Gute kommen. Umverteilung kann, wenn sie nicht intelligent gemacht ist, mehr schaden als nutzen, aber es gibt genügend Beispiele (aus Skandinavien etwa), die zeigen, dass Effizienz und Gerechtigkeit nicht zwingend in einem Widerspruch stehen und dass Regierungen auch in offenen Volkswirtschaften gestalterisch eingreifen können.


    Felbers neunte Anforderung für das Funktionieren von Ricardos Theorie ist die »Verhinderung des Standortwettbewerbes durch gemeinsame Regeln für die Menschenrechte, Arbeitsrechte, Sozialstandards, Umweltschutz, VerbraucherInnen, Steuern und Finanzaufsicht«. Das ist ein schwieriges Thema. In der Tat sind Mindeststandards, z.B. im Steuerrecht oder bei Produkten, notwendig, damit es nicht zu wohlfahrtsminderndem Systemwettbewerb kommt (vgl. Sinn 2003). Es braucht also zum guten Funktionieren des Welthandels ein Mindestmaß an globaler Governance. Freihandelsverträge wie TTIP, CETA oder Vereinbarungen im Rahmen der WTO versuchen gerade das zu implementieren; ironischerweise spricht sich Felber gegen diese Abkommen aus. Für ein funktionierendes globales Handelssystem ist es aber nicht notwendig, dass sich alle gesellschaftlichen Systeme der Handelspartner komplett angleichen. Unterschiede in den politischen Präferenzen etwa können selbst zu Ursachen komparativer Vorteile werden. So kann es sehr sinnvoll sein, wenn sich ein Land, das geringe Risikoaversion hat, auf die Herstellung von Produkten mit hohen Nachfrageschwankungen spezialisiert. Genauso ist es keine Anforderung für die Sinnhaftigkeit von Freihandel, dass die Löhne überall gleich wären. Im Gegenteil, würde dies politisch verordnet, können aus Freihandelsgewinnen leicht Verluste werden, weil sich in mindestens einem Land Arbeitslosigkeit einstellen würde. Thema globaler Governance-Regeln sollten alle Aktivitäten sein, die Externalitäten verursachen. Soziale Standards, lokaler Umweltschutz, Arbeitsstandards fallen nur bedingt darunter. Nationale Präferenzsysteme unterscheiden sich eben; gerade das zu berücksichtigen ist ja auch eine wichtige Forderung der Globalisierungsgegner und findet sich in der Festschreibung des right to regulate in vielen modernen Freihandelsverträgen. Das richtige Maß an globalen Regeln ist nicht leicht zu finden; extreme Positionen sind mit hoher Wahrscheinlichkeit wenig sinnvoll.


    Als zehnte Annahme führt Felber die Notwendigkeit an, dass es »Anti-Kartell-Gesetze, Fusionskontrolle und Obergrenzen für Marktanteile und die Größe von Unternehmen zur Verhinderung der Machtkonzentration auf den Weltmärkten« gibt. Auch hier spricht er ein wichtiges Thema an; wenn sich das ökonomische System globalisiert, die politischen Systeme aber weiterhin kleinräumig und national organisiert sind, dann verschiebt sich die Machtbalance zwischen Unternehmen und Politik. Die Antwort muss darin liegen, globale Regeln zur Monopolkontrolle zu definieren und umzusetzen, damit es zu keinem Missbrauch von Marktmacht kommt. Reine Größe kann hierbei, genau wie in nationalen Wettbewerbsrecht, aber nicht das entscheidende Kriterium sein. Im Übrigen ist der Abbau von Handelsbarrieren häufig ein sehr potentes Mittel, nationale Monopole zu brechen oder Marktmacht zu verringern. Die Existenz von prokompetitiven Gewinnen durch Handel sind theoretisch und empirisch gut belegt,6 aber über die Höhe und die Verallgemeinbarkeit theoretischer Resultate herrscht zurzeit eine Debatte.


    Die elfte notwendige Annahme nach Felber ist: »Schutz lokaler und nationaler Wirtschaftszweige zum Erhalt kultureller und ökonomischer Vielfalt und Resi­lienz und um Abhängigkeiten zu vermeiden«. Auch dies ist ein Thema, das einerseits diskussionswürdig ist, andererseits aber auch in der gängigen Praxis von Handelsverträgen Eingang gefunden hat. Die Kultur wird in europäischen Verträgen systematisch von Liberalisierung ausgenommen. Die Forderung nach ökonomischer Vielfalt und Resilienz ist natürlich sinnvoll, aber es ist keineswegs so, dass Freihandel diesen Zielen entgegensteht. Im Gegenteil: Handel macht Ökonomien oft krisenfester. Das oben angeführte Beispiel der irischen Hungersnot passt hier gut. Und Handel mag die Anzahl der im Inland produzierten Produktvarianten reduzieren; gleichwohl kann er die Anzahl der für die Konsumenten verfügbaren Varianten erhöhen. Das ist am Ende eine empirische Frage. Felber hat Recht, wenn er unterstellt, dass Handel Abhängigkeiten schafft. Auch das hat segensreiche Nebenwirkungen: Länder, die voneinander wirtschaftlich abhängig sind, kooperieren eher und neigen weniger zu militärischen Konflikten (vgl. dazu Polachek 1980 und eine lange Literatur).


    Schließlich kommt Felber zu seiner zwölften Annahme, die einer »begrenzten Arbeitsteilung: Ein Handelssystem, das auf Arbeitsteilung baut, muss gleichzeitig ein Übermaß an Arbeitsteilung verhindern, damit die Arbeit am Weltmarkt nicht sinnlos wird.« Hier bleibt uns der Autor eine Erklärung schuldig, warum es überhaupt zu einem »Übermaß« an Arbeitsteilung kommen könnte und warum Arbeit »sinnlos« werden würde. Die Geschichte des wirtschaftlichen Fortschritts besteht ja auch darin, dass zunehmend Aktivitäten auf dem Markt angeboten und nachgefragt werden, die historisch innerhalb eines Haushalts bereitgestellt wurden. Arbeitsteilung bedeutet Spezialisierung, aber die Effi­zienzgewinne machen es möglich, mit einem geringeren Stundeneinsatz auskömmlich zu gewinnen. Die Menschen haben mehr Freizeit und können diese sinnvoll nutzen. Die Arbeit, die in früheren Gesellschaften alles dominiert hat, war zwar offenbar »sinnvoll«, weil sie der Sicherung der reinen Existenz gedient hat, ob sie immer Quelle der Freude und der persönlichen Selbstentfaltung war, mag dahingestellt sein.


    Ricardos Relevanz heute


    Wie schon oben angedeutet, macht die globale Verfügbarkeit von Technologien das klassische Ricardianische Motiv für Handel – die Spezialisierung auf Sektoren, bei denen komparative technologische Produktivitätsvorteile vorliegen – zunehmend zunichte. Andere Treiber des Handels werden wichtiger: Produktdifferenzierung und die Ausbeutung von Größenvorteilen in der Produktion. Aber die schnelle Diffusion von technologischem Fortschritt heißt noch lange nicht, dass sich die Produktionskosten angleichen. Solange sich Länder in der Verfügbarkeit von gut ausgebildeten Arbeitnehmern, in Qualität ihrer Institutionen und in ihren geographischen und klimatischen Bedingungen unterscheiden, werden relative und absolute Unterschiede weiter existieren. Für volkswirtschaftliche Gewinne aus der Ausbeutung von Spezialisierungsvorteilen bleibt also genügend Platz.


    Gleichwohl haben Kritiker mit manchen Punkten Recht. Wenn es nicht gelingt, dem globalen Wirtschaftssystem auch ein globales Regelwerk gegenüberzustellen, sind Handelsgewinne keineswegs garantiert.
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        2 Ricardo (1817), hier verwende ich den Nachdruck der 1821 erschienen dritten Auflage, die 2001 bei Batoche Books Kitchiner veröffentlicht wurde.

      


      
        3 Siehe Felber (2017). Erst am 28. April hat Philipp Krohn das Buch in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung ausführlich besprochen.

      


      
        4 Besonders populär sind die Bücher von Tilo Bode (2015) und von Petra Pinzler (2016). Felbers Buch eignet sich für die Diskussion besonders gut, weil es der Kritik an Ricardo sehr viel Platz einräumt.

      


      
        5 »L’effet naturel du commerce est de porter à la paix«, Montes­quieu (1748), De l’esprit des lois, livre XX, chapitre 2.

      


      
        6 Eine sehr aktuelle Arbeit hierzu stammt von De Loecker et al. (2016).
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    David Ricardo – 200 Jahre »Gains from Trade«


    Vor 200 Jahren veröffentlichte David Ricardo (1772–1823), eigentlich ein Geschäftsmann und Politiker, ein Buch mit dem Titel On the Principles of Political Economy and Taxation. Das Buch sollte Ideengeschichte schreiben. Es markiert den Beginn der Verwendung abstrakter theoretischer Modelle als Instrument der Erkenntnisgewinnung zu ökonomischen Fragen, d.h. den Beginn der Ökonomie, wie wir sie heute kennen. Die Frage, die mit dem Namen Ricardo heute am stärksten in Verbindung gebracht wird, ist die nach den Bestimmungsgründen und Auswirkungen des internationalen Handels. In der Außenwirtschaftstheorie haben sogenannte Ricardianische Modelle traditionell eine große Bedeutung. Generationen von Studierenden wurden mit Hilfe von Überlegungen und Beispielen, die sich im Kapitel 7 von Ricardos Principles befinden, mit dem grundlegenden Konzept des internationalen Handels nach komparativen Vorteilen und mit der Idee der »Gains from Trade« vertraut gemacht. Dies ist indes nur einer von zwei großen Beiträgen zur Geschichte der Ökonomie, für die Ricardo zu Ruhm gelangen sollte. Der zweite ist das sogenannte »Ricardianische System«, das Ricardo in seinem schon 1815 erschienenen Essay on Profits entwickelt hatte und in dem es um Einkommensverteilung und Wachstum geht. Zur klaren Identifikation dieser beiden Beiträge verwenden wir hier die Kürzel »Ricardo 17.7« bzw. »Ricardo 15.0«.


    Ricardo 17.7


    Seit der Arbeit von Dornbusch, Fischer und Samuelson (1977), und mehr noch seit der sehr einflussreichen Arbeit von Eaton und Kortum (2002), haben sich auf Ricardo 17.7 zurückgehende Ricardianische Modelle auch an der Front der akademischen Forschung als außerordentlich fruchtbar erwiesen. In der Tat hat Ricardo in den letzten 15 Jahren in der Außenhandelstheorie eine bemerkenswerte Renaissance erfahren (vgl. dazu auch Eaton und Kortum 2012). Das gilt vor allem in empirischer Hinsicht, und es trifft sowohl für die »klassische« Frage der Erklärung des Handelsmusters (siehe Costinot, Donaldson und Komunjer, 2012) als auch für die Quantifizierung der »Gains from Trade« (vgl. z.B. Caliendo und Parro 2015; Aichele, Felbermayr und Heiland 2016) zu. Was diese Literatur ricardianisch macht, sind die Annahmen, dass i) die Produktion aller Güter mit konstanter Produktivität eines einzigen Faktors (Faktorbündels) erfolgt, und dass ii) auf allen Märkten vollständige Konkurrenz herrscht. Was entscheidend zur Renaissance solcher Modelle beigetragen hat, ist die von Eaton und Kortum (2002) zutage geförderte Erkenntnis, dass auf der Grundlage dieser Annahmen ein sehr mächtiges Modell für beliebig viele Güter und Länder entwickelt werden kann, das u.a. die Gravitationsgleichung für den bilateralen Handel impliziert. Und dies ist wiederum vor allem für die normative Analyse, d.h. für die »Gains from Trade« von entscheidender Bedeutung (vgl. auch Costinot und Rodríguez-Clare 2014; Donaldson 2015).


    Der große Nachteil dieser Ricardianischen Modelle ist, dass sie sich der Analyse von Verteilungsfragen grundsätzlich verweigern, weil sie nur einen einzigen Input kennen. Wie wir noch sehen werden, gilt dies nicht für das schon erwähnte Ricardianische System. Merkwürdigerweise hat jedoch dieser zweite große Beitrag David Ricardos, d.h. Ricardo 15.0, in der Außenwirtschaftstheorie nahezu keine Rezeption erfahren. Wir werden weiter unten darauf zurückkommen. Was aber Ricardo 17.7 anlangt, so war die Frage der »Gains from Trade« in der damaligen Zeit viel wichtiger als die Erklärung der Güterstruktur des internationalen Handels. Niemand hätte sein berühmtes Zahlenbeispiel gebraucht, um zu verstehen, dass und warum Großbritannien Wein importierte und Tuch exportierte und warum für Portugal das Gegenteil galt. In der Tat war dieses Beispiel denkbar schlecht gewählt, weil es – unbeschadet der von Ricardo gewählten numerischen Werte – eine Situation mit absoluten Vorteilen insinuierte, und nicht eine solche der komparativen Vorteile. Es gibt sogar dogmenhistorische Zweifel daran, ob das Verdienst der erstmaligen Erkenntnis des Prinzips der komparativen Vorteile als Grundlage der internationalen Arbeitsteilung nicht eigentlich Robert Torrens (1815) zukommt (vgl. dazu Ruffin 2002; Gehrke 2015). Chipman (1965a) geht sogar so weit, in Zweifel zu ziehen, dass Ricardo dieses Prinzip wirklich verstanden hat. Chipmans (1965a; 1965b) Analyse macht klar, dass dieser dogmenhistorische Streit eigentlich nur ein allgemeines Defizit der Klassischen Nationalökonomie reflektiert, nämlich die noch fehlende Ausformulierung einer Theorie der Nachfrage, die es erlauben würde, die Preise im internationalen Handel (Terms of Trade) zu erklären.3 Dies ist gerade bei unserem Verständnis von Ricardo 17.7 wichtig, denn moderne Formulierungen der »Gains from Trade« vergleichen stets die heimischen Grenzraten der Transformation mit den Terms of Trade.


    Wenn Ricardo anhand seines Beispiels komparativer Vorteile für die »Gains from Trade« argumentierte, so tat er das natürlich noch ohne den analytischen Apparat der modernen normativen ökonomischen Theorie. Er zeigte, in heutigem Jargon formuliert, dass Handel die Konsummöglichkeitenmenge einer Ökonomie strikt vergrößert, wenn komparative Vorteile existieren. Aber so abstrakt das auch anmuten mag, es ging ihm dabei letztlich um ein konkretes politisches Anliegen, nämlich die Beseitigung der sogenannten Corn Laws, die mit dem Importation Act von 1815 eingeführt worden waren. Die Corn Laws zielten auf die Aufrechterhaltung hoher heimischer Getreidepreise, und zwar durch im Laufe der Zeit sich ändernde Kombinationen von Importverboten und Importzöllen. David Ricardo war von Anfang an gegen diese Importprotektion gewesen, und er trat nach 1815 beharrlich, wenngleich ohne Erfolg, für deren Abschaffung ein.4


    Hätte Ricardo mehr Erfolg gehabt, wenn er in der Lage gewesen wäre, die »Gains from Trade« mit modernen Methoden und mit dem für die modernen quantitativen Modelle charakteristischen Geltungsanspruch zu beziffern? Das scheint zumindest fraglich, denn die britische Handelspolitik zu Beginn des 19. Jahrhunderts war in erheblichem Maße das Produkt von ideologischen Strömungen (verkörpert vor allem durch die Anti-Corn-Law-League) bzw. durch widerstrebende Partikularinteressen (Landeigner, Kapitalisten, Arbeiter) getrieben. Letzteres würden wir heute einen klassischen Fall der politischen Ökonomie der Protektion nennen. Irwin (1989) argumentiert, dass die freihändlerische Haltung von Robert Peel, dem Premierminister, der die Abschaffung der Corn Laws betrieb und damit 1846 auch erfolgreich war, durchaus auf ökonomischen Einsichten beruhte, die gesamtwirtschaftlich orientiert und nicht ideologisch gefärbt waren. Diesen Einsichten hätte eine empirische Untersuchung vom Schlag der modern empirischen Literatur zu aggregierten Wohlfahrtsgewinnen des Handels sicherlich erheblich an Impetus verliehen. Aber ob eine solche Untersuchung in der Gemengelage aus Ideologie und Partikularinteressen zu einem rascheren Durchbruch der Freihandels­idee geführt hätte, scheint eine offene, zugleich aber vielleicht müßige Frage.


    Ricardo 15.0


    Wichtiger ist an dieser Stelle aber eine merkwürdige Diskrepanz. Wenn die erwähnten Partikularinteressen im Zentrum der Auseinandersetzung standen, dann ging es auch in erster Linie um Verteilungswirkungen des Handels, und nicht so sehr um aggregierte »Gains from Trade«. Und wenn Ricardo sich mit seinen Principles in diese Debatte einbringen wollte, dann musste er sich auch mit den Verteilungswirkungen der Handelsliberalisierung beschäftigen. Dies hatte er in seinem schon 1815 veröffentlichten Essay on Profits (Ricardo 15.0) getan, der merkwürdigerweise im Mainstream der Rezeption Ricardos in der Außenhandelstheorie nur wenig Bedeutung erlangte, obwohl die dort entwickelten Ideen auch in die Principles eingeflossen waren. Die in Ricardo 15.0 zutage tretenden Verteilungs- und Wachstumseffekte der Handelsliberalisierung, angewandt auf den historischen Kontext der britischen Corn Laws, waren für Ricardo nach allgemein akzeptierter dogmenhistorischer Meinung mindestens ebenso wichtig wie die »Gains from Trade« des heute sogenannten Ricardianischen Handelsmodells. Dass Ricardo 17.7 heute zu Recht Blindheit gegenüber Verteilungsfragen vorgeworfen wird, wo für Ricardo selbst die in Ricardo 15.0 betonten Verteilungs- und Wachstumswirkungen von zentraler Bedeutung für seine freihändlerische Position waren (vgl. Findlay 1974), kann man bis zu einem gewissen Grade als Ironie der Geschichte werten.5


    Ein Grund für diese asymmetrische Rezeption Ricardos besteht sicherlich in der Einfachheit von Ricardos Ausführungen zur Idee komparativer Vorteile, im Vergleich zum Ricardianischen System. Ein anderer ist wohl der, dass die Idee komparativer Vorteile zeitloser ist als die formale Analyse der Verteilungs- und Wachstumsdynamik in der englischen Gesellschaft des frühen 19. Jahrhunderts. Die klassische Sicht der Gesellschaft mit den drei großen Gruppen der Landeigner (gemeint sind die Eigner des zur Getreideproduktion genutzten Landes), der Kapitaleigner und der Arbeiter und die besonderen Verhaltensweisen, die diesen drei Klassen im Ricardianischen System zugeschrieben werden, muss aus heutiger Sicht reichlich weltfremd anmuten. Das gilt in besonderer Weise für den Faktor Arbeit und die subsistenzorientierte »Lohntheorie« sowie für die »Lohnfondsinterpretation« des Faktors Kapital.


    Gleichwohl lohnt sich an dieser Stelle in aller Kürze ein handelstheoretischer Blick auf das Ricardianische System. Dieses wurde von Pasinetti (1960) mathematisch formuliert. Eine einfache Darstellung findet sich in Findlay (1974), eine etwas aufwendigere Analyse in Burgstaller (1986). Getreide wird mit zwei originären Produktionsfaktoren, Land und Arbeit, hergestellt, und zwar gemäß neoklassischer Technologie mit konstanten Skalenerträgen, d.h. mit sinkender Grenzproduktivität der Arbeit. Ein industrielles Gut, meist als Luxusgut dargestellt, wird ohne Land mit konstanter Arbeitsproduktivität erzeugt. In beiden Sektoren ist Kapital erforderlich, und zwar in Gestalt des am Beginn der Produktionsperiode in einem bestimmten Ausmaß zur Verfügung gestellten »Lohngutes«, d.h. von Getreide. Dieser »Lohnfonds« ist nichts anderes als der in der Vorperiode realisierte Profit, der zur Gänze in diesen Fonds reinvestiert wird. Dies ist ein für das Wachstum der Ökonomie entscheidendes, intertemporales Element des Ricardianischen Systems.


    Arbeit und Kapital sind intersektoral völlig mobil; der Lohnsatz bzw. die Profitrate sind also in beiden Sektoren jeweils gleich. Schreiben wir G(L,A) für die Produktionsfunktion für Getreide, w für den in Getreideeinheiten notierten Lohnsatz, und a für die konstante Arbeitsproduktivität beim Industriegut, so muss im kurzfristigen Gleichgewicht gelten, dass
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    Die beiden Seiten dieser Gleichung geben die Profitrate in der Getreideproduktion bzw. in der Industrie an. Dabei ist GA die Grenzproduktivität der Arbeit in der Getreideproduktion (analog GL für die Grenzprodukti­vität des Bodens), PI ist der Preis des Industriegutes, relativ zu Getreide, und AI bzw. AG geben die Allokation der gegebenen Arbeit A auf die beiden Sektoren an; AI+AG =A. Nun ist G(L,AG) – GL(L, AG)L = GA(L,AG)AG, die linke Seite ergibt mithin GA(L,AG)/w–1, während die rechte Seite als PIa/w–1 geschrieben werden kann. Das Gleichgewicht ist somit charakterisiert durch
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    Der relative Preis des Industriegutes ist bestimmt durch die Relation der an der Grenze AG gegebenen Arbeitsinputkoeffizienten. Das entspricht der klassischen Arbeitswerttheorie, aber der entscheidende Punkt ist hier, dass die Grenze AG endogen bestimmt ist. Offensichtlich nimmt das Realeinkommen der Boden­eigentümer, GL(L, AG)L/PI mit zunehmendem AG zu und mit zunehmendem Getreidepreis (1/PI) ab. Die Profitrate, GL(L, AG)/w–1, fällt mit zunehmendem AG und mit zunehmendem Lohnsatz w. Es sei hier angenommen, dass die Profitrate in der Ausgangssituation positiv ist.


    Nun lässt sich bereits der kurzfristige Verteilungseffekt der Handelsliberalisierung erkennen. Nimmt man die Bestimmung der Grenze AG durch die obige Preisgleichung in Betracht, so lässt eine Erhöhung von PI (Beseitigung der Importprotektion von Getreide in einem »kleinen« Land) AG fallen, so dass die Landeigner klar verlieren, während die Profitrate, PIa/w–1, bei konstantem Lohnsatz mit steigendem PI zunimmt. Nimmt man an, dass die Kapitalisten auch Getreide konsumieren, dann lässt die Beseitigung der Protektion deren Realeinkommen eindeutig steigen – wenn man so will ein Stolper-Samuelson-Ergebnis. Parallel zu diesen Verteilungswirkungen erfolgt eine Reallokation der Arbeit in Richtung des Industriesektors.


    Was das Lohneinkommen betrifft, so kommen nun die für Ricardo so wichtigen Wachstumswirkungen ins Spiel, die ihrerseits durch die eben identifizierten Einkommensverteilungswirkungen initiiert werden. In der ganz kurzen Frist, innerhalb einer Periode, ist der Lohnsatz unabhängig von PI gegeben, und zwar allein durch die Relation zwischen der Arbeitsbevölkerung und dem gegebenen Lohnfonds, wobei die Arbeitsbevölkerung für Ricardo kurzfristig naturgemäß exogen ist. Beträgt der Lohnfonds W, so folgt w = W/A. Mittelfristig wirkt sich demgemäß eine höhere Profitrate über ein stärkeres Wachstum des Lohnfonds (»Kapitalstocks«) positiv auf den Lohnsatz aus. Wachstum ist also hier stets zum Vorteil der Arbeiter.


    Eine Beseitigung der Corn Laws führt also nach Ricardos Vorstellung kurzfristig zu einer Umverteilung zugunsten der Kapitalisten, die mittelfristig Wachstum, zunächst des Kapitalstocks und dann auch der Arbeitsbevölkerung, nach sich zieht. Bleibt man bei der Vorstellung von England als kleiner offener Ökonomie, so führt die Beseitigung der Getreideproduktion zu einer einmaligen Erhöhung von PI, danach aber bleibt PI konstant. Bedingt durch die obige Preisgleichung, bleibt somit auch die landwirtschaftliche Grenze AG konstant. Jede Zunahme der Arbeitsbevölkerung wird durch erhöhte Industrieproduktion absorbiert. Allerdings bewegen sich der Lohnsatz und die Profitrate in dieser mittleren Frist in entgegengesetzte Richtung, so dass das Wachstum langfristig zum Erliegen kommt, und zwar dann, wenn der Lohnsatz auf das Niveau der Grenzproduktivität der Arbeit in der Getreideproduktion gestiegen ist, PIGA(L,AG), so dass die Profitrate auf null gesunken ist.


    Dies unterstellt, das scheint plausibel, dass die Dynamik der Arbeitsbevölkerung nicht so stark ist, dass es dadurch trotz der Erhöhung des Lohnfonds zu einer Verringerung des Lohnsatzes kommt. Eine kleine offene Ökonomie, in der Handelsliberalisierung zu einer Erhöhung von PI führt, erfährt dadurch also eine langfristige Besserstellung der Arbeit, eine Schlechterstellung der Landeigentümer und – nach anfänglicher Erhöhung der Profitrate – langfristig auch eine Schlechterstellung der Kapitaleigner. Das war aus der Sicht Ricardos eine positiv besetzte Vorstellung. Aber auch aus der Warte der gegenwärtigen politischen Debatte wäre ein solches Szenario vermutlich eine durchaus willkommene Verteilungskonsequenz der Handelsliberalisierung. Man beachte allerdings, dass in einer Ökonomie, die das Industriegut importiert, das gegenteilige Ergebnis zustandekommt.


    Betrachtet man ein großes Land, oder im Sinne der modernen Theorie die integrierte Weltwirtschaft, dann ist die langfristige Anpassung – nach einer liberalisierungsbedingten Reallokation und Veränderung der Renten für die Landeigner und Kapitalisten, die in den »beiden« Ökonomien in gegenläufige Richtung geht – durch eine säkulare Abnahme des relativen Preises PI und eine Zunahme von AG charakterisiert. Für diese Anpassung ist die für Ricardo 15.0 charakteristische Bestimmung der Nachfrage aus der Einkommensverteilung entscheidend: Die Landeigner konsumieren nur das Industriegut, die Arbeiter nur Getreide, und die Kapitalisten investieren ihren Profit in den in Getreide angelegten Lohnfonds (vgl. Findlay 1974). Am Ende dieser Entwicklung ist das stationäre Gleichgewicht durch Nullprofite und einen auf das Subsistenzniveau gesunkenen Lohnsatz gekennzeichnet. Es ist jene berüchtigte, düstere Perspektive, die der klassischen Nationalökonomie die Bezeichnung dismal science eingebrockt hat. Was den Freihandel in Ricardos Augen für Großbritannien attraktiv macht, ist, dass er die Ökonomie auf dem Weg zu diesem stationären Gleichgewicht etwas zurückwirft, also gewissermaßen »verjüngt« (vgl. Burgstaller 1986). Anders formuliert, die düstere Perspektive wird in etwas weitere Ferne gerückt.


    Wären Ricardo 1815 die Mittel der modernen Ökonomie für numerische Handelsmodelle zur Simulation der »Gains from Trade« zur Verfügung gestanden, so hätte er vermutlich eine numerische Implementation dieses Ricardianischen Systems angestrebt, und nicht ein Ricardianisches Handelsmodell, wie wir es aus der modernen Literatur kennen. Die Ausweitung der Konsummöglichkeitenmenge, Kernaussage seiner Ausführungen zum Thema komparative Vorteile in Ricardo 17.7, wäre in einem solchen Modell auch zutage getreten. Die Inputkoeffizienten wären in diesem Modell zwar nicht konstant gewesen, aber die »Gains from Trade« à la Ricardo 17.7 wären durchaus ein integraler Bestandteil des Handelsliberalisierungsszenarios gewesen. Darüber hinaus aber hätte dieses »Modell à la Ricardo 15.0« die Verteilungswirkungen und die damit verbundenen Wachstumswirkungen erfasst, die für Ricardo unverzichtbare Bestandteile der Argumentation für die Abschaffung der Corn Laws waren.


    Aus moderner Sicht mutet diese Position Ricardos allerdings etwas seltsam an. Zum einen konstatiert Ricardo ziemlich drastische Verteilungswirkungen, einschließlich realer Schlechterstellungen einzelner Klassen der britischen Gesellschaft. Andererseits vertritt er die Position, Großbritannien als Ganzes könne aus der Abschaffung der Corn Laws einen Vorteil ziehen. Wir würden das heute so formulieren, dass die Ausdehnung der Konsummöglichkeitenmenge eine Kompensation der Verlierer durch die Gewinner ermöglichen würde. Aber es scheint höchst fraglich, ob Ricardo das selbst so formuliert – oder gar politisch gefordert – hätte.


    Ricardo 2017


    In der modernen Außenwirtschaftstheorie wird gemeinhin dann von einem Ricardianischen Modell gesprochen, wenn die Produktionstechnologie durchwegs nur einen Input kennt und wenn die Produktionstechnologie durchwegs linear ist. Die Beschränkung auf einen Input erleichtert die Analyse, bringt aber mit sich, dass Fragen der Einkommensverteilung mit solchen Modellen nicht zugänglich werden. Mit Blick auf den vorigen Abschnitt muss die Bezeichnung solcher Modelle als ricardianisch problematisch erscheinen. Ebenso fraglich scheint allerdings, ob die dem Ricardianischen System eigene Sicht auf die Einkommensverteilung für die aktuelle Debatte über verteilungspolitische Konsequenzen des Handels bzw. der Handelsliberalisierung zweckmäßig ist. Welche sind in der Ökonomie des 21. Jahrhunderts die Pendants der Landeigner, Kapitalisten und Arbeiter des Ricardianischen Systems? Für manche Entwicklungsländer mag man solche Pendants finden, für die in Industrieländern stattfindenden verteilungspolitischen Debatten scheint Ricardo 15.0 aber wenig passend. Insofern wird Ricardo mit dem eben erwähnten Label vielleicht doch nicht so viel Unrecht getan.


    Wie schon betont, ging es bei Ricardo 17.7 in erster Linie um »Gains from Trade«, und nicht um eine positive Theorie der Erklärung von komparativen Vorteilen. Wie sieht die moderne Variante von Ricardo 17.7 aus? Ricardo 17.7 im Jahre 2017 ist die sogenannte Neue Quantitative Handelstheorie (NQHT), die auf der Basis struktureller Gravitationsmodelle des internationalen Handels kontrafaktische Analysen mit dem Zweck der empirischen Bezifferung der »Gains from Trade« verfolgt. Zwar ist die Beschränkung auf nur einen Produktionsfaktor dabei keinesfalls zwingend, faktisch aber ist die NQHT weitestgehend durch die Annahme charakterisiert, dass für alle Güter und für alle Aktivitäten ein einheitliches Faktorbündel verwendet wird; siehe dazu den umfassenden Überblick in Costinot und Rodríguez-Clare (2014).6 Der Zusatz »Aktivitäten« ist dabei wichtig, denn in vielen Modellen inkludieren diese Aktivitäten neben variablen auch fixe Inputs, so dass – im Unterschied zu Ricardo 17.7 – nicht mehr von strikt linearer (und damit konvexer) Technologie gesprochen werden kann. Auch führt diese Art der Nichtkonvexität fast zwingend dazu, dass man von der Annahme perfekter Konkurrenz abweichen muss.


    Ein weiterer Unterschied zu Ricardo 17.7 besteht darin, dass in verschiedenen Ländern produzierte Güter als imperfekte Substitute betrachtet werden, entweder auf der Ebene der verschiedenen Länder oder auf der Mikroebene der einzelnen Firmen. Die »Single-input«-Welt der NQHT ist also strukturell wesentlich reichhaltiger als die Welt komparativer Vorteile bei Ricardo 17.7 – ganz abgesehen von der schon fast zur Selbstverständlichkeit gewordenen Verallgemeinerung auf viele Güter und Länder. Insbesondere erlaubt sie auch die Berücksichtigung des Marktzu- und -austritts von hinsichtlich der Produktivität unterschiedlichen Firmen – die berühmten heterogeneous firms models (vgl. Melitz 2003; Melitz und Redding 2015).


    Das hervorstechendste Merkmal dieser NQHT besteht wohl darin, dass sie für manche kontrafaktische Szenarien, wie etwa den Vergleich zwischen Autarkie und dem Istzustand des internationalen Handels, relativ einfache »Gains-from-Trade«-Formeln anbietet, die mit einigen wenigen auf der »Makroebene« (d.h. Sektorebene) beobachtbaren bzw. ökonometrisch schätzbaren Größen auskommen und die unabhängig von den erwähnten strukturellen Details Gültigkeit besitzen. Diese Größen betreffen den Anteil der heimischen Ausgaben auf heimisch erzeugte Güter sowie die sogenannte trade elasticity, d.h. die Elastizität der Handelsströme bezüglich der realen Handelskosten.


    Bei Ricardo 17.7 ging es, wie schon betont, in erster Linie um die Frage, ob und warum internationaler Handel im Sinne der Ausdehnung der Produktionsmöglichkeitenmenge von Vorteil ist, und die Frage wurde auf den hypothetischen Vergleich zwischen Autarkie und Freihandel zugespitzt. Die Quantifizierung dieser »Gains from Trade« scheiterte nicht nur an mangelnden Daten und Rechnern, sondern viel grundlegender an der mangelnden theoretischen Durchdringung der Frage, wie denn die Preisverhältnisse im internationalen Handel (Terms of Trade) bestimmt werden. Hier scheiterten die gesamten Klassiker an dem Puzzle, dass die Arbeitswertlehre offensichtlich verletzt war, wenn es für beide Länder zu »Gains from Trade« kommen sollte. Die Lösung dieses Puzzles musste noch warten, bis John Stuart Mill und Marshall das klassische Modell durch die Analyse der Nachfrageseite vervollständigten (vgl. Chipman 1965b).


    In dem populären Lehrbuchmodell von Ricardo 17.7 kommt es in Situationen, in denen die beiden Länder nicht in etwa gleich groß sind, zu einem Gleichgewicht, in dem nur das kleinere der beiden Länder nach komparativem Vorteil spezialisiert ist, während das größere Land auch bei Handel beide Güter produziert. Der Grund dafür ist, dass die Preisrelation im internationalen Handel (Terms of Trade) dem Verhältnis der Inputkoeffizienten des großen Landes entspricht – eine relativ einleuchtende Konsequenz der relativen Ländergröße. Für das große Land gilt zwar nach wie vor die klassische Arbeitswertlehre, aber nach der in Ricardo17.7 schon klar angelegten Logik des »Gains-from-Trade«-Theorems kann dieses Land durch Handel nicht gewinnen. Für dieses Land ist das Ausmaß der »Gains from Trade« null, obwohl das Land mitunter viel Handel treibt. In der verallgemeinerten Variante dieses Modells nach Dornbusch, Fischer und Samuelson (1977) kann zwar kein Land je in dem Sinne groß sein, dass es alle Güter auch selbst erzeugt und durch Handel gar nicht gewinnt, aber die Verteilung der »Gains from Trade« auf die beiden Länder geht klar zugunsten des kleineren Landes aus.


    In der NQHT ist dieser Zusammenhang zwischen Ländergröße und dem Ausmaß der »Gains from Trade« zwar immer noch da, aber er ist deutlich weniger stark ausgeprägt als in den eben erwähnten Ricardianischen Modellen. Der Grund ist recht banal: Es wird unterstellt, dass Produkte verschiedener Länder qua Ursprung in einem bestimmten Land stets imperfekte Substitute sind. Ein Land kann dann trivialerweise niemals alle Güter selbst erzeugen. Man spricht in diesem Falle von Armington-Modellen (Armington 1969); dehnt man die Idee der Produktdifferenzierung auf die Ebene der Firmen innerhalb eines Landes aus, dann kommen wir zur sogenannten »Neuen Handelstheorie« (vgl. Krugman 1980). Im gegenwärtigen Zusammenhang ist aber die Produktdifferenzierung qua Länderursprung entscheidend, wie sie auch in der NQHT-Variante des Ricardianischen Modells in der Tradition von Eaton und Kortum (2002) angelegt ist. Damit verschwindet die kontraintuitive Eigenschaft des einfachen Ricardianischen Modells, dass ein Land zwar viel Handel treiben kann, dadurch aber gar keinen Vorteil genießt. Vergleicht man beispielsweise die beobachtete Ist-Situation mit internationalem Handel mit dem hypothetischen Autarkiezustand, so lautet die schon erwähnte einfache Formel der NQHT für die »Gains from Trade« eines Landes, gerechnet in Prozent des Realeinkommens bei Autarkie:
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    Dabei ist R die prozentuale Realeinkommensdifferenz (»Gains from Trade«), λ ist der Anteil des Einkommens, der in der Ist-Situation für heimische Güter verausgabt wird, und ε ist die (als positiv definierte) Elastizität der Handelsströme bezüglich der realen Handelskosten (die in der gedachten Autarkiesituation den Handel zum Verschwinden bringen).7


    In der »alten« Handelstheorie nach Ricardo 17.7 hätten wir bei einem großen Land mitunter den Fall, dass λ beträchtlich kleiner als 1 ist und dass auch die Elastizität ε beträchtlich kleiner als unendlich ist, dass aber gleichwohl die »Gains from Trade« null sind. Insofern sind die Handelsgewinne in »neuen Handelsmodellen« doch anders als in den »alten«, auch wenn Arkolakis et al. (2012) in ihrem vielzitierten Papier New Trade Models? Same old Gains? das Gegenteil insinuieren (vgl. auch Melitz und Redding 2015). Costinot und Rodríguez-Clare (2014) berechnen die »Gains from Trade« nach der obigen Formel für eine Reihe von sehr unterschiedlich großen Ländern. Die Ergebnisse variieren zwar deutlich, aber mitnichten so stark, wie man das von einem Ricardianischen Modell »alter Prägung« erwarten würde. Man vergleiche z.B. den Wert für die USA (1,8%) mit jenem für Portugal (4,4%). Den Unterschied zwischen der »alten« und der »neuen« Sicht der »Gains from Trade« merkt man sehr deutlich auch daran, dass der Optimalzoll weitgehend unabhängig von der Ländergröße ist; vgl. wiederum Costinot und Rodríguez-Clare (2014) sowie Jung und Kohler (2017).


    Wo bleiben in der NQHT die für Ricardo so wichtigen Verteilungseffekte? Sie kommen dann zustande, wenn man das Modell nicht-ricardianisch macht, indem man in »neoklassischer Manier« mehr als nur einen Produktionsfaktor zugrunde legt. In »neoklassischer Manier« heißt hier, dass die Grenzproduktivitäten der einzelnen Faktoren jeweils auch von der Einsatzmenge der anderen Faktoren abhängen, also nicht konstant sind. Die Mechanismen, über die in diesem Fall die Verteilungseffekte des internationalen Handels bzw. der Handelsliberalisierung zustande kommen, sind die aus dem Heckscher-Ohlin-Modell bekannten. Interessant und neu an der NQHT ist hier lediglich die Methode der Berechnung dieser Verteilungsmechanismen; (vgl. dazu wieder Costinot und Rodríguez-Clare 2014). Soweit diese Autoren derartige Berechnungen durchführen, zeigt sich, dass sich mit dieser Erweiterung des Modells die für die Ökonomie insgesamt ausgewiesenen »Gains from Trade« kaum verändern.


    Wo liegen dann die aus ricardianischer Sicht des Jahres 2017 interessanten Weiterentwicklungen? In der neueren Literatur findet man tatsächlich Ansätze, die in gewisser Weise ricardianisch geprägt sind und gleichwohl einen Fokus auf Verteilungswirkungen erlauben. Costinot und Vogel (2015) bleiben insofern ricardianisch, als sie bei konstanten Produktivitäten der Faktoren bleiben (Grenz- wie auch Durchschnittsproduktivitäten). Die Erweiterungen liegen in der Berücksichtigung mehrerer Faktoren und in der gleichzeitigen Übernahme von »Assignment«-Mechanismen vom Typ Roy (1951), die für die Allokation verschiedener Faktoren zwischen verschiedenen Gütern (Sektoren) innerhalb eines Landes und für die Spezialisierung der Länder auf einzelne Sektoren verantwortlich sind. Es zeigt sich, dass dieser Ricardianische Weg in die Mehrfaktorenwelt zu etwas schärferen theoretischen Resultaten bezüglich des Zusammenhangs zwischen Güter- und Faktorpreisen führt als der bekannte neoklassische Weg; (vgl. auch Costinot 2009). Und dieser Zusammenhang ist – unbeschadet der Modelldetails – fast zwingend im Kern jeder theoretischen Debatte über Globalisierung und Ungleichheit. Wir können hier nicht weiter in Details gehen, aber eines scheint klar: Um Verteilung wirklich thematisieren zu können, muss man im Rahmen eines solchen Modells von der in Costinot und Vogel (2015) getroffenen Annahme eines repräsentativen Haushalts abkehren.


    Der Schritt zu heterogenen Haushalten mit divergierenden Faktorausstattungen scheint klein, solange die Haushalte sich als Nachfrager gleich verhalten. Das gilt dann, wenn den Haushalten homothetische Präferenzen zugeschrieben werden, denn dann ist die Nachfrage unabhängig von der Einkommensverteilung. Es wurde oben schon betont, dass die Einkommensverteilung bei Ricardo 15.0 einen entscheidenden Einfluss auf die Nachfrage ausübt. Zwar stellt die spezielle Art, wie das dort geschieht, aus heutiger Sicht wohl keinen passenden Modellierungsansatz dar. Aber vielleicht sollten wir gleichwohl die Erinnerung an Ricardo 15.0 auch zum Anlass nehmen, um in der theoretischen Analyse des Zusammenhangs zwischen »Gains from Trade« und Einkommensverteilung die Annahme homothetischer Präferenzen zu hinterfragen.


    Antràs, Gortari und Itskhoki (2016) erscheinen insofern noch ricardianisch, als sie bei einem einzigen Produktionsfaktor bleiben, der mit konstanter Grenzproduktivität eingesetzt wird. Verteilungswirkungen kommen dadurch ins Spiel, dass sich Individuen in ihrer Grenzproduktivität unterscheiden und unterschiedliche Tasks ausführen. In gewisser Weise werden Arbeiter selbst zu einer Firma im Sinne von Melitz (2003) gemacht. Diese Art der Modellierung mag abstrakt anmuten, kann aber auf recht einfache Weise unterschiedliche, komplexe Arbeitsmarktmechanismen abbilden. Es besteht zumindest dem Namen nach ein gewisses Verwandtschaftsverhältnis zur »Trade-in-Tasks«-Literatur (vgl. Grossman und Rossi-Hansberg 2008), wobei hier aber die Verlagerung von Tasks ins Ausland (Offshoring) gerade keine Rolle spielt. In Analogie zu Melitz (2003) werden fixe Exportkosten unterstellt, so dass nur Arbeiter mit hoher Grenzproduktivität am internationalen Handel teilnehmen können. Was wir von der Melitzianischen Literatur als unterschiedlich profitable Firmen kennen, erscheint dann direkt als ungleiche Einkommensverteilung zwischen Arbeitern. Handelsliberalisierung führt zu höherem Wettbewerb im Inland, was für sich genommen eine Senkung der Löhne aller Arbeiter zur Folge hat. Aber Arbeiter mit hohen Grenzproduktivitäten, die ihren Task auch im Ausland anbieten können, profitieren durch verbesserte Exportmöglichkeiten von Handelsliberalisierung. Das Modell sagt also vorher, dass Handelsliberalisierung die Ungleichheit in den Einkommen von Arbeitern innerhalb eines Sektors erhöht. Es kann damit einen großen Anteil an der beobachteten Zunahme an Lohnungleichheit erklären (vgl. Helpman et al. 2017), so dass diese Art der Erweiterung von Ricardo aus empirischer Sicht vielversprechend erscheint.


    Will man angesichts manifester Umverteilungswirkungen Aussagen über aggregierte »Gains from Trade« machen, so hat man zwei Optionen. Die erste besteht darin, die »Gains from Trade« im Falle von Ungleichheit an der Kompensationsmöglichkeit zu messen. Wenn man kostenlose Pauschaltransfers als Kompensationsmechanismus unterstellt, dann bedeutet dies, dass die Wohlfahrtsgewinne einfach an aggregierten Realeinkommensgewinnen gemessen werden. Dies ist der in der Außenwirtschaftstheorie, auch in der NQHT, bislang dominierende Ansatz. Die zweite Option besteht darin, eine soziale Wohlfahrtsfunktion mit Aversion gegenüber Realeinkommensungleichheit einzuführen. Es ist unmittelbar einsichtig, dass die »Gains from Trade« in diesem Fall niedriger ausfallen. Antràs, Gortari und Itskhoki (2016) zeigen, dass der »Korrekturfaktor« theoretisch hergeleitet und auch empirisch quantifiziert werden kann.


    Wir haben oben dargelegt, dass dieses Problem schon bei Ricardo 15.0 klar zutage trat. Ricardo selbst trat aus der Sicht Großbritanniens zu Beginn des 19.Jahrhunderts für Freihandel ein, ohne das Problem aus heutiger Sicht zufriedenstellend zu lösen. Aber auch die heute gegebene Situation scheint in dieser Hinsicht nicht zufriedenstellend. Der Hinweis auf einen perfekten Kompensationsmechanismus in Form von Pauschaltransfers ist offensichtlich aus praktischer Sicht wenig hilfreich. Auch die Kompensation über ein eigens dafür konzipiertes System indirekter Steuern und Subventionen (vgl. Dixit und Norman 1986) dürfte wohl an praktischen Problemen scheitern; es beruht auf Informationen, die nur schwer beobachtbar sind.


    Antràs, Gortari und Itskhoki (2016) unterstellen ein einfaches progressives Steuersystem, das generell (also nicht bezogen auf einen bestimmten »Schock«) Einkommen von Gut- zu Schlechterverdienenden umverteilen soll. Damit kann auch die Auswirkung von einem handelsinduzierten Effekt auf Ungleichheit abgefedert, aber – im Unterschied zu einem perfekten Kompensationsmechanismus – nicht vollständig eliminiert werden. Zudem kommt es zu Effizienzverlusten, weil ein solches System die Arbeitsangebotsentscheidung verzerrt, was die „Gains from Trade“ tendenziell erodiert. Auch dieser zweite »Korrekturfaktor« kann theoretisch hergeleitet und quantifiziert werden. Die Größenordnungen dieser Faktoren können am Beispiel der zunehmenden Integration der USA in die Weltwirtschaft zwischen 1987 und 2007 verdeutlicht werden. Zum einem sind ca. 20% der Handelsgewinne durch die handelsinduzierte Zunahme von Ungleichheit erodiert worden. Zum anderen wären die Handelsgewinne um 15% größer ausgefallen, wenn die Umverteilung durch einen Kompensationsmechanismus durchgeführt worden wäre, der die Arbeitsangebotsentscheidung der Arbeiter nicht verzerrt (vgl. Antràs, Gortari und Itskhoki 2016).
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        3 Die englischen Klassiker wähnten sich vor einem Puzzle, weil gemäß Ricardo 17.7 die Preise im internationalen Handel der Arbeitswertlehre widersprechen mussten: Das Preisverhältnis zwischen einem importierten und einem exportierten Gut (Terms of Trade) konnte unmöglich dem Verhältnis der Inputkoeffizienten sowohl des einen wie auch des anderen Landes entsprechen.

      


      
        4 Die Corn Laws wurden erst 1846 abgeschafft; Ricardo war schon im Jahr 1823 verstorben.

      


      
        5 Wirtschaftshistorische Forschung hat auch belegt, dass die faktischen Wirkungen der Corn Laws eine wichtige Verteilungsdimension hatten, und zwar ganz im Sinne des Ricardianischen Systems (vgl. Irwin 1988). Wie unten noch klar wird, sind die Verteilungs- und Wachstumswirkungen des Handels eng miteinander verknüpft.

      


      
        6 Weitere hier besonders relevante Arbeiten aus dieser Literatur wurden oben schon erwähnt; vgl. auch Jung und Kohler (2017).


        Kehoe, Pujolas und Rossbach (2016) vergleichen die Neue Quantitative Handelstheorie mit den Rechenbaren Allgemeinen Gleichgewichtsmodellen, die in den 1980er und 1990er Jahren zur Berechnung der »Gains from Trade« verwendet wurden. An dieser Stelle ist bemerkenswert, dass diese älteren Modelle im obigen Sinne typischerweise nicht Ricardianischer Natur waren; es wurden fast durchwegs neoklassische Strukturen mit mehreren Produktionsfaktoren verwendet.

      


      
        7 Diese Formel wurde erstmals von Arkolakis, Costinot und Rodríguez-Clare (2012) abgeleitet. Sie gilt für den einfachsten Fall mit perfekter Konkurrenz und Produktdifferenzierung nur auf der Landesebene – sowie für den Ricardianischen Fall mit nur einem einzigen Input. Vgl. Costinot und Rodríguez-Clare (2014) sowie Jung und Kohler (2017) für eine Übersicht über die Abwandlungen dieser Formel für verschiedene Modelltypen in der NQHT.
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    Die Haltung zur ökonomischen Globalisierung als Abbild von Verteilungsinteressen? Einige Ergebnisse auf der Basis von Umfragedaten


    Abstract: In einer steigenden Zahl von Ländern wenden sich Regierungen derzeit vom Ziel des Freihandels und des liberalisierten internationalen Kapitalverkehrs ab. Spiegelt diese Entwicklung die zunehmenden sozialen Spannungen wider, die mit den Verteilungseffekten der ökonomischen Globalisierung verbunden sind? Um dieser Frage nachzugehen, analysieren wir zwei Wellen eines großen internationalen Umfragedatensatzes. Unsere Ergebnisse suggerieren, dass sich die gesellschaftlichen Antagonismen durchaus in den Antworten der Umfrageteilnehmer widerspiegeln. Die Unterschiede in der Ablehnung von Freihandel und multinationalen Unternehmen zwischen potenziellen »Globalisierungsverlierern« und potenziellen »Globalisierungsgewinnern« scheinen zwischen 2003 und 2013 aber eher ab- als zugenommen zu haben.


    Die 1990er und frühen 2000er Jahre waren durch eine fortschreitende Integration der internationalen Güter- und Finanzmärkte charakterisiert. Die verstärkte ökonomische Globalisierung wurde zum einen durch technologische Innovationen – insbesondere sinkende Transportkosten und verbesserte Kommunikationsmöglichkeiten – begünstigt, aber auch durch institutionelle und politische Weichenstellungen, deren explizites Ziel es war, den Austausch von Waren, Dienstleistungen und Vermögenswerten über Ländergrenzen hinweg zu fördern. Diese Entwicklung scheint seit einiger Zeit gefährdet: Die globale Finanzkrise nach 2007 führte nicht nur zu einem deutlichen Rückgang der internationalen Kapitalströme, sondern auch zu einem great trade collapse (Baldwin 2009). Zwar hat sich das Niveau der internationalen Warenexporte (relativ zum globalen Bruttoinlandsprodukt) inzwischen wieder dem Vorkrisenniveau genähert, aber der steile Trend der früheren Jahre ist noch lange nicht erreicht. Noch beunruhigender ist allerdings, dass sich auch die Politik zusehends vom Ziel freier internationaler Güter- und Kapitalmärkte zu verabschieden scheint. So wurde mit dem Brexit-Referendum der Handel zwischen der Europäischen Union und dem Vereinigten Königreich aufs Spiel gesetzt, und die Rhetorik der US-amerikanischen Administration ersetzt die Interpretation von Handel als gegenseitig vorteilhaftem Austausch durch eine eher diffuse Vorstellung, nach der Exporte als wünschenswert, Importe dagegen als »unfair« betrachtet werden. Es scheint, als komme Protektionismus in etablierten Demokratien wieder in Mode.


    Die Tatsache, dass ökonomische Globalisierung nicht auf die einhellige Begeisterung einer heterogenen Bevölkerung stößt, ist für Wirtschaftswissenschaftler wenig überraschend. Während die meisten Ökonomen die Vorstellung teilen, dass Handel für eine Nation als Ganzes mit Wohlfahrtsgewinnen verbunden sind, sind die potenziell negativen Verteilungseffekte ebenso bekannt. Die Beiträge von Autor et al. (2013; 2016) sowie Dauth et al. (2014) liefern empirische Evidenz für die Existenz solcher Effekte auf regionaler Ebene.


    Allerdings ist damit noch lange nicht geklärt, wie es zu dem zunehmend globalisierungskritischen Zeitgeist gekommen ist: Zum einen ist offen, ob die Sicht der Menschen auf internationale Handelsbeziehungen und Kapitalmärkte tatsächlich so stark von ökonomischen Interessen bestimmt ist, wie es die Wirtschaftswissenschaften unterstellen. Zum anderen steht die Frage im Raum, welche Faktoren für die Stimmung verantwortlich sind, die sich in dem Ausgang des Brexit-Referen­dums und der Wahl von Donald Trump zum amerikanischen Präsidenten niedergeschlagen hat. Eine mögliche Deutung der jüngsten Ereignisse ist, dass die rasante Entwicklung der vergangenen Jahrzehnte die soziale Ungleichheit verstärkt und die Zahl der »Globalisierungsverlierer« in die Höhe getrieben hat und dass sich dies im Wahlverhalten einer desillusionierten Mehrheit widerspiegelt.


    Aber ist diese Interpretation korrekt? Um dieser Frage nachzugehen, haben wir Surveys ausgewertet, die eine große Zahl von Individuen explizit nach ihrer Sicht auf verschiedene Aspekte der Globalisierung befragen. Das »National Identity Module« des International Social Survey Programme (ISSP) wendet sich in größeren Zeitabständen an Personen in verschiedenen Ländern und erfasst nicht nur deren sozioökonomische Charakteristika – Alter, Geschlecht, Ausbildungsstand etc. –, sondern auch deren Position gegenüber Freihandel und der Präsenz von multinationalen Unternehmen.


    In einer früheren Untersuchung (Harms und Schwab 2015) verwenden wir die Daten des ISSP National Identity II Module aus dem Jahr 2003 und analysieren, welche individuellen und länderspezifischen Faktoren dafür verantwortlich sind, ob Individuen multinationale Unternehmen in einem positiven oder in einem negativen Licht sehen.3 Die Ergebnisse dieser Studie unterstützen die Vorstellung, dass die Haltung der Befragten sehr wohl deren Verteilungsinteressen widerspiegelt: So begrüßen jüngere, besser ausgebildete Personen die Präsenz multinationaler Unternehmen mit einer höheren Wahrscheinlichkeit. Darüber hinaus spielen länderspezifische Variablen, wie etwa das Ausmaß an Korruption oder Ungleichheit, eine Rolle. Und schließlich nehmen Unternehmer in reichen Ländern eine eher positive Haltung gegenüber multinationalen Firmen ein, während Unternehmer in armen Ländern die Präsenz solcher Firmen als Bedrohung empfinden.


    In einer neueren Studie kombinieren wir die Daten des ISSP National Identity II Module aus dem Jahr 2003 mit denen des ISSP National Identity III Module aus dem Jahr 2013. Zwar weist der Survey keine Panel-Struktur auf, so dass wir es nicht mit den gleichen Personen zu tun haben, die zu zwei unterschiedlichen Zeitpunkten befragt wurden, aber die Zusammensetzung der Stichproben unterscheidet sich auf Länderebene nicht sehr, so dass unsere Ergebnisse nicht durch einen Selection Bias beeinflusst werden.4


    Unser Ziel ist es, herauszufinden, ob eine gesteigerte Globalisierungsablehnung besonders unter solchen Personen zu beobachten ist, die voraussichtlich negativ von ökonomischer Öffnung betroffen sind, während sich potenzielle »Globalisierungsgewinner« stärker für eine solche Öffnung aussprechen. Dazu überprüfen wir, ob sich die marginalen Effekte von individuellen Eigenschaften wie Ausbildung, Alter, Einkommen etc. auf die im Survey artikulierte Haltung gegenüber Freihandel und multinationalen Unternehmen über die Zeit verändert haben. Die oben beschriebene Interpretation der jüngeren Entwicklungen als Symptom zunehmender sozialer Spannungen suggeriert, dass potenzielle »Globalisierungsgewinner« im Jahr 2013 eine noch positivere Haltung einnehmen als 2003, während es bei potenziellen »Globalisierungsverlierern« gerade umgekehrt sein müsste.


    Im Zentrum unserer Analyse stehen die beiden folgenden, durch das ISSP vorgegebenen Fragen:


    »How much do you agree or disagree with the following statement? ›[Your country] should limit the import of foreign products in order to protect its national economy‹«


    »How much do you agree or disagree with the following statement? ›Large international companies are doing more and more damage to local businesses in [your country]‹«


    Auf beiden Fragen können die Teilnehmer mit Antworten auf der Skala zwischen 1 (»agree strongly«) bis5 (»disagree strongly«) reagieren. Höhere Werte drücken also eine eher positive Haltung gegenüber Freihandel bzw. multinationalen Unternehmen aus. Auf der Grundlage der Antworten haben wir zwei binäre Variablen erstellt, die ausdrücken, ob ein Individuum eine eher positive Haltung zu Freihandel oder der Präsenz multinationaler Unternehmen ausdrückt, indem es den obigen Aussagen nicht explizit zustimmt (wenn die Antwort jeweils also zwischen 3 und 5 liegt). In unserem Sample trifft dies auf 46 bzw. 42% der Befragten zu.


    Als mögliche Determinanten individueller Antworten verwenden wir Variablen, die potenziell be­stimmen, in welchem Maße die Befragten durch die ökonomische Globalisierung profitieren. Im Zentrum stehen dabei das Alter, der Bildungsstand (variierend zwischen keiner formalen Ausbildung und einem abgeschlossenen Hochschulabschluss), ob ein Individuum am Arbeitsplatz Führungsverantwortung trägt und das Einkommen relativ zum Durchschnittseinkommen aller Umfrageteilnehmer in einem Land. Dabei erwarten wir, dass jüngere, besser ausgebildete Personen mit Führungsverantwortung und höheren Einkommen zu den potenziellen »Globalisierungsgewinnern« gehören und daher eine positive Sicht auf Freihandel und multinationale Unternehmen äußern.


    Darüber hinaus kontrollieren wir für das Geschlecht der befragten Individuen sowie für die generelle Sicht auf das eigene Land. Diese Sicht spiegelt sich in der Reaktion auf die folgende Aussage: »Generally speaking, [your country] is a better country than most other countries«. Da die Antworten zwischen 1 (»agree strongly«) und 5 (»disagree strongly«) variieren können, bewerten wir höhere Werte dieser Variable als Ausdruck einer weltoffeneren Haltung. Die Verwendung dieser Kontrollvariable erlaubt uns, den Effekt der genannten sozioökonomischen Determinanten auf die Haltungen der Individuen zu ökonomischer Globalisierung zu isolieren.


    Neben den genannten Regressoren verwenden wir eine Reihe von länderspezifischen Dummy-Variablen, die Einflüsse abbilden, denen potenziell alle Teilnehmer in einem Land ausgesetzt sind, und eine Dummy-Variable für die Welle der Umfrage (2003 oder 2013). Der Koeffizient dieser Variable bildet eine generelle Verschiebung in der Haltung zur ökonomischen Globalisierung ab, die zwischen den Jahren 2003 und 2013 stattgefunden hat. Und schließlich interagieren wir alle individuellen Charakteristika mit dem »2013-Dummy«. Dadurch lassen wir zu, dass sich der marginale Effekt dieser Variablen – Alter, Ausbildungsstand etc. – zwischen 2003 und 2013 geändert hat. Da wir mit interaktiven Termen arbeiten, verwenden wir den OLS-Schätzer, d.h. das linear probability model.5


    Das zentrale Ergebnis unserer Analyse wird durch die Abbildung 1 dargestellt.


    Die erste der in Abbildung 1A gezeigten dunkel­blauen Säulen bezieht sich auf die Befragung des Jahres 2003 und vergleicht die Wahrscheinlichkeit, dass sich ein Individuum mit einem Universitätsabschluss positiv zu Freihandel äußert, mit der Wahrscheinlichkeit, dass ein Individuum ohne formale Bildung dies tut. Nicht überraschend ist, dass der Unterschied im Bildungsstand ceteris paribus einen beträchtlichen Unterschied in der Wahrscheinlichkeit (ca. 23%) mit sich bringt: Besser ausgebildete Individuen haben eine größere Chance, von der Globalisierung zu profitieren, und es liegt daher nahe, dass sie Freihandel in einem positiveren Licht sehen.


    Unerwartet ist dagegen, dass – wie die zweite (hellblaue) Säule in Abbildung 1A zeigt – der Unterschied bei den Teilnehmern der Befragung von 2013 sehr viel geringer ist: Hier ist die Wahrscheinlichkeit, dass sich ein Universitätsabsolvent positiv zum Freihandel äußert, nur noch um knapp 10% höher als die Wahrscheinlichkeit, dass dies ein Teilnehmer ohne formale Bildung tut. Dieses Muster zieht sich auch durch die weiteren Resultate: In der Befragung von 2003 wies ein Individuum, dessen Einkommen doppelt so hoch war wie der Landesdurchschnitt ceteris paribus eine um 5% höhere Wahrscheinlichkeit auf, sich für Freihandel auszusprechen als ein Individuum, dessen Einkommen bei 50% des Durchschnittseinkommens lag. 2013 war der Unterschied dagegen sehr viel geringer. Auch bei der Beurteilung multinationaler Unternehmen haben sich die marginalen Effekte der Ausbildung und des Einkommens abgeschwächt.
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    Dieses Ergebnis ist überraschend und nicht wirklich kompatibel mit einer Interpretation des globalisierungskritischen Zeitgeists als Ergebnis zunehmender sozialer Spannungen. Wäre es wirklich die Frustration der »Globalisierungsverlierer«, die das Geschehen bestimmt, dann müsste sich dies auch in den Surveys des ISSP in Form eines zunehmenden Antagonismus niederschlagen. Dies ist aber nicht der Fall. Vielmehr ist der marginale Effekt eines höheren Ausbildungsstands auf die Wahrscheinlichkeit, sich positiv zu Freihandel und multinationalen Unternehmen zu äußern, deutlich zurückgegangen.


    Über die Ursache dieser Entwicklung können wir im Moment nur spekulieren: Eine mögliche Interpretation ist, dass die Trennlinie zwischen »Globalisierungsgewinnern« und »Globalisierungsverlierern« nicht mehr so scharf ist wie in der Vergangenheit, so dass sich auch Personen mit hohem Ausbildungsstand und hohem Einkommen eher skeptisch zu ökonomischer Offenheit äußern. Eine alternative Deutung ist, dass der Personenkreis, der potenziell von Freihandel und der Präsenz multinationaler Unternehmen profitiert, den Zusammenhang zwischen ökonomischer Globalisierung und eigenem Wohlergehen nicht wahrnimmt oder aber aus anderen Gründen nicht bereit ist, sich explizit für die ökonomische Globalisierung aus­zusprechen.
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    Lebenszufriedenheit und ihre Verteilung in Deutschland: Eine Bestandsaufnahme


    In Deutschland wogt eine Debatte über die Dynamik der wirtschaftlichen Ungleichheit, über ihre Folgen und über die Frage, wie die Ungleichheit – so sie für zu hoch befunden wird – abgesenkt werden soll. Dabei steht meist die Einkommensungleichheit im Mittelpunkt. Diese ist gut definiert, sie lässt sich vernünftig messen, und sie ist der zentrale Treiber hinter der Vermögensungleichheit. Dennoch verkürzt der Blick auf das Einkommen allein die Perspektive. Der Beitrag analysiert, wie die Lebenszufriedenheit in Deutschland verteilt ist. Die Ergebnisse zeigen, dass die Lebenszufriedenheit seit 2005 in den meisten soziodemographischen Gruppen – teilweise sehr deutlich – angestiegen und dass die Ungleichverteilung der Lebenszufriedenheit seit 2005 gesunken ist. Der Rückgang der Erwerbslosigkeit ist sowohl auf individueller als auch auf aggregierter Ebene der wichtigste Treiber dieser Dynamik.


    »Verteilungskampf: Warum Deutschland immer ungleicher wird« lautet der Titel eines aktuellen Buches von DIW-Chef Marcel Fratzscher. Dass es in Deutschland höchst ungerecht zugeht und dass dieser Umstand immer schlimmer wird, ist die – oft nicht hinterfragte – Grundannahme zahlreicher Zeitungsbeiträge und Talkshowkommentaren. Die Agenda 2010, mit der die rot-grüne Regierung unter Gerhard Schröder den deutschen Arbeitsmarkt reformierte, steht dabei im Brennpunkt der Kritik. Die Fraktionschefin der Linken verwendet Begrifflichkeiten aus dem 30-jährigen Krieg und spricht von »Verheerungen« der Agenda 2010. Der Sozialstaat sei zerstört worden und müsse wiederhergestellt werden (Deutschlandfunk, 9. Juli 2016). Ganz ähnlich Marcel Fratzscher: »Die soziale Marktwirtschaft ist tot« (Tagesspiegel, 14. März 2016). Der Höhenflug der SPD in den Umfragen scheint wenigstens zum Teil von der Hoffnung genährt, ein Spitzenkandidat Martin Schulz würde die ungeliebte Agenda 2010 auf den Prüfstein der sozialen Gerechtigkeit stellen.


    Für empirische Wirtschaftsforscher muten Teile dieser Debatte ziemlich post-faktisch an. Die Beschäftigung ist höher als je zuvor in der deutschen Geschichte, die Löhne steigen, und – wie wir in Felbermayr et al. (2015a; 2015b) gezeigt haben – die Einkommensungleichheit bewegt sich seit 2005 eher nach unten als nach oben. Zweifellos ist die Ungleichheit der Einkommen heute höher, als dies zum Höhepunkt des deutschen Wirtschaftswunders in den frühen 1970er Jahren der Fall war (vgl. Piketty 2004). Nach vielen Jahrzehnten hoher Stabilität und Prosperität sind die Vermögen ungleicher verteilt als nach dem 2. Weltkrieg. Gleichzeitig haben sich die Lebensumstände quer durch alle Bevölkerungsschichten, absolut betrachtet, deutlich verbessert. So ist die Lebenserwartung auch in den unteren Einkommensklassen deutlich gewachsen (vgl. Scholz und Schulz 2009), und ein deutlich größerer Anteil der Bevölkerung hat Zugang zu höherer Bildung und zum Arbeitsmarkt.1


    Es ist eine Frage des gesellschaftspolitischen Urteils, ob man das gegenwärtige Niveau der Einkommens- und Vermögensungleichheit in Deutschland für zu hoch erachtet und daher ein höheres Ausmaß an Umverteilung anstrebt. Darüber haben die Wähler zu befinden. Es ist aber Aufgabe der Ökonomen, den Blick auf die Daten und Fakten zu richten, so dass politische Entscheidungen nicht unter Missachtung der Realität getroffen werden.


    Im Nachgang unserer Veröffentlichungen des letzten Jahres wurde uns vorgeworfen, den Blick unzulässigerweise auf die Einkommen beschränkt zu haben. Wir hatten diese Vorgehensweise damals gewählt, weil wir es für sinnvoller erachten, die gut messbaren Variablen zu analysieren, als über schlecht definierte und noch schlechter zu messende Konzepte wie Vermögen oder Chancengleichheit zu spekulieren.


    In diesem Beitrag wollen wir dennoch den Blick weiten und die Verteilung der Lebensqualität in einem breiteren Sinne untersuchen. Dies entspricht den Maßgaben der Wohlfahrtsökonomik: Das Wohlergehen von Individuen oder Haushalten ist nie nur eine Funktion des Einkommens, sondern wird auch von Variablen wie Freizeit, Gesundheit, Unsicherheit etc. getrieben, die ihrerseits ökonomisch determiniert sind.


    Zu diesem Zweck verwenden wir, wie in Felbermayr et al. (2016a; 2016b). Daten desSozio-oekonomischen Panels (SOEP), die am DIW in Berlin erhoben werden. Dabei stellen wir auf die Lebenszufriedenheit ab, die seit 1984 erfragt wird und die in zahlreichen Untersuchungen der Glücksforschung verwendet wird (vgl. Winkelmann und Winkelmann 1998). So haben z.B. Raffelhüschen und Schlinkert (2016) gezeigt, dass die Deutschen im Durchschnitt zufriedener mit ihrer Lebenssituation sind, als sie dies je in der jüngeren Vergangenheit waren. In diesem Beitrag nehmen wir die Verteilung des subjektiven Zufriedenheitsmaßes unter die Lupe und suchen eine Antwort auf die Fragen: »Nimmt die Ungleichheit der Zufriedenheit in Deutschland über die Zeit zu oder ab?«, und »Welche Rolle spielen die Agenda 2010 und die Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt dabei?«


    Glücksforschung


    Kurzer Literaturüberblick


    Die Frage nach dem Wesen und Ursprung von Glück oder Lebenszufriedenheit ist ein Hauptaufgabenfeld der Philosophie. Sie reicht von Aristoteles und Buddha über Benjamin Franklin bis in die heutige Zeit hinein. Die Idee des Wohlbefindens als letztendlicher Untersuchungsgegenstand liegt auch der Ökonomie zugrunde, die auf den Ideen der Moralphilosophen Adam Smith und Jeremy Bentham begründet wurde. Doch wie lassen sich theoretische Konzepte wie der Wohlstand der Nationen oder das Nutzenniveau von Individuen in die harte Realität übertragen, messen und letztendlich empirisch untersuchen?


    Objektive Well-Being-Measures: Eine Herange­hensweise ist es, sich einem weichen Konzept wie Lebensqualität mit messbaren existierenden Indikatoren wie dem Pro-Kopf-Einkommen, der Lebenserwartung, Kindersterblichkeitsrate oder anderem anzunähern. Dieses Vorgehen liegt der allgegenwärtigen Präsenz des Bruttoinlandsprodukts (BIP) in der öffentlichen Diskussion zugrunde. Um den Wohlstandsbegriff zu weiten, ist ein naheliegender nächster Schritt, mehrere solcher messbaren Variablen in einem Wohl­stands­indikator zu vereinen, wie es etwa der Nobelpreisträger Amartya Sen mit dem Human Development Index (HDI) getan hat. Der »Better Life Index« der OECD, die Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages »Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität« oder die »Beyond-GDP«-Initiative der Europäischen Kommission hatten oder haben genau die Ausarbeitung solcher (eher) ganzheitlichen Indikatoren zum Ziel.


    Subjektive Well-Being-Measures: Eine andere Herangehensweise ist es, sich statt an einer objektiven Definition von Zufriedenheit zu versuchen, das subjektive Wohlbefinden direkt zu erfragen und als Indikator zu verwenden. Seit der Mitte des 20. Jahrhunderts ist die Forschung am sogenannten subjektiven Wohlbefinden ein schnell wachsendes und einflussreiches Forschungsgebiet. Psychologen, Ökonomen und andere Disziplinen widerlegen die weitverbreite Meinung, dass Glück und Zufriedenheit Konzepte sind, die sich dem Zugriff wissenschaftlicher Methodik entziehen. Konzepte wie die »hedonische Tretmühle« oder das Wort »Flow« aus der wissenschaftlichen Arbeit von Mihály Csíkszentmihályi sind mittlerweile in die Alltagssprache übergegangen. Von Experimenten im Labor bis hin zu weltweiten und großangelegten Umfragen wurden einerseits Methoden entwickelt, Lebenszufriedenheit zu messen, und anschließend robuste Korrelationen und kausale Mechanismen herausgearbeitet. Ed Diener und Nobelpreisträger wie Daniel Kahneman oder Angus Deaton gehören zu prominenten Vertretern dieses Fachgebietes.


    Bei der Messung von Glück haben sich zwei Wege etabliert: Der erste untersucht das sogenannte kognitive oder evaluierte Glück und wird auf der sogenannten Cantril-Leiter angegeben. Hierbei lässt man Personen ihre persönliche Lebenszufriedenheit selbst einschätzen, meist auf einer Skala von 0 bis 10. Die entsprechende Frage im Sozio-oekonomischen Panel des DIW lautet beispielsweise: »Zum Schluss möchten wir Sie noch nach Ihrer Zufriedenheit mit Ihrem Leben insgesamt fragen. Antworten Sie bitte wieder anhand der folgenden Skala, bei der »0« ganz und gar unzufrieden, »10« ganz und gar zufrieden bedeutet. Wie zufrieden sind Sie gegenwärtig, alles in allem, mit Ihrem Leben?« (Die entsprechenden Fragen etwa im World Values Survey (Bjørnskov 2010) oder im World Happiness Report lauten nahezu identisch.) Diese Art der Glücksmessung räumt der Subjektivität in mehrerlei Hinsicht bewusst Platz ein. Bis der Gefragte eine Zahl nennen kann, gehen in ihm mehrere Vorgänge bewusst oder unbewusst vonstatten: Zuerst muss die oder der Gefragte für sich selbst das Konzept Zufriedenheit definieren. Nachdem das geschehen ist, müssen wiederum subjektiv die beiden Endpunkte 0 – ganz und gar unzufrieden – und 10 – ganz und gar zufrieden – gesetzt werden. Hier wird die Skala sozusagen subjektiv geeicht. Und erst dann erfolgt die eigentliche Evaluation, in der die oder der Gefragte sein Leben »alles in allem« einschätzt und in dieser Skala einordnet. Der große Vorteil dieser Herangehensweise ist, dass das resultierende Maß sehr umfassend ist: Es berücksichtigt sowohl die Heterogenität der individuellen Präferenzen – für jeden einzelnen mögen die Faktoren für das eigene Wohlbefinden andere und anders gewichtete sein – als auch implizit alle möglichen Einflussfaktoren und unterwirft sie keinerlei funktionalen Restriktionen. (Die einzige inhaltliche Restriktion ist die Beschränkung der Skala nach unten und oben, also die Annahme der Existenz eines »ganz und gar zufriedenen« und »ganz und gar unzufriedenen« Zustandes.) Die Einschränkung, die dieser Ansatz beinhaltet, ist, dass etwa ein Vergleich der Antworten zweier Personen nicht aussagekräftig ist, weshalb sich dieser Bericht ausschließlich mit relativen Veränderungen aggregierter Maße zwischen Teilgruppen und insbesondere Veränderungen der Verteilung über die Zeit befasst.


    Eine zusätzliche, alternative Messmethode ist das sogenannte affektive, emotionale oder hedonische Wohlbefinden, bei denen nicht nach einer Einschätzung der Lebenszufriedenheit, sondern nach unmittelbarer nach der Auftrittshäufigkeit positiver Emotionen wie Freude und negativer Emotionen wie Angst gefragt wird. Die zugehörige Frage im Sozio-oekonomischen Panel ist beispielsweise: »Ich lese Ihnen eine Reihe von Gefühlen vor. Geben Sie bitte jeweils an, wie häufig oder selten Sie dieses Gefühl in den letzten vier Wochen erlebt haben. Wie oft haben Sie sich ängstlich gefühlt?« mit den Antwortmöglichkeiten »Sehr selten«, »Selten«, »Manchmal«, »Oft«, »Sehr oft«. Wir ziehen die Ergebnisse dieses Zufriedenheitsmaßes als Robustheitstest zu Rate, um auszuschließen, dass es sich bei den im Folgenden beschriebenen Trends um Artefakte einer bestimmten Fragestellung handelt.


    Angesichts der unterschiedlichen Natur der beiden Fragen ergeben sich auch andere Mechanismen und Korrelationen: So schwankt das hedonische Glück beispielsweise systematisch zwischen den Wochentagen, während die evaluierte Lebenszufriedenheit keine solchen kurzfristigen Schwankungen erfährt (vgl. Stone et al. 2010; Kahneman und Deaton 2010). Weitgehende Einigkeit herrscht in der Literatur über die positiven Korrelationen von Glück mit guter Gesundheit, Partnerschaft, sozialen Kontakten und Gemeinschaft sowie Religion. Höheres Einkommen hat einen positiven Einfluss auf das Glücksbefinden; dieser Effekt wird jedoch mit einem weiteren Anstieg des Einkommens bei höherem Einkommen schwächer (vgl. Dolan, Peasgood und White 2007). Arbeitslosigkeit wurde wiederholt als eines der stärksten negativen Charakteristika identifiziert (vgl. Winkelmann und Winkelmann 1998).


    Für den internationalen Vergleich von subjektiven Wohlbefinden ist der seit 2012 von den Vereinten Nationen veröffentlichte World Happiness Report von zentraler Bedeutung, in dem Fragen nach dem Wohlbefinden einheitlich in über 150 Ländern erhoben werden. Immer wieder zentraler Untersuchungsgegenstand ist der Zusammenhang zwischen Einkommen und Wohlbefinden, sowohl innerhalb eines Landes als auch zwischen Ländern als auch über die Zeit. Die Beobachtung, dass innerhalb eines Landes die reicheren Bevölkerungsschichten höhere Lebenszufriedenheit erfahren, gleichzeitig aber die Bevölkerung reicherer Länder im (Durch-)Schnitt nicht notwendigerweise zufriedener sind als ärmere, ist unter dem Namen Easterlin-Paradox bekannt.


    Im Zentrum der empirischen Glücksforschung in Deutschland steht das schon mehrfach erwähnte SOEP, mit dem seit seinem Bestehen Forschung zu den verschiedensten Fragestellungen von Jürgen Schupp, Gert G. Wagner, Rainer Winkelmann und vielen anderen durchgeführt wurde. Auf dem Kolloquium »30 Jahre Glücksforschung mit dem SOEP« im Jahr 2013 war von etwa 450 Studien zu diesem Thema die Rede. Die hierzulande wohl bekannteste jährliche Publikation dieser Thematik ist der von der Deutschen Post seit 2011 herausgegebene Glücksatlas, der ebenfalls mit den Daten des SOEP die aktuellen Trends der Zufriedenheit der Deutschen nachzeichnet und einen Schwerpunkt auf den regionalen Vergleich legt.


    Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP)


    Die folgenden Untersuchungen basieren auf den Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) des DIW in Berlin. Das SOEP ist allgemein anerkannt als die umfangreichste repräsentative Längsschnittstudie über das Leben in Deutschland. Im Jahr 1984 begonnen, umfasste das SOEP mittlerweile nach mehreren Ergänzungs-Samples fast 20000 Haushalte mit etwa 37000 darin lebenden Personen. Der Umstand, dass manche Bevölkerungsgruppen im SOEP bewusst überrepräsentiert sind, wird mit statistischen Gewichten korrigiert, so dass danach die Stichprobe sowohl im Hinblick auf demographische als auch auf sozio-oekonomische Merkmale mit den offiziellen Statistiken weitgehend übereinstimmen. So haben beispielsweise Felbermayr et al. (2016) gezeigt, dass die Bruttolohnverteilung aus dem SOEP sehr genau mit jener in den offiziellen Lohnstatistiken des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung übereinstimmt.


    Die Fragen zur Zufriedenheit mit verschiedenen Teilbereichen des Lebens werden ganz am Anfang des Fragebogens gestellt, die Fragen nach der allgemeinen Lebenszufriedenheit bildet die Abschlussfrage. Die Beantwortung des Fragebogens dauert etwa eine halbe bis drei Viertel Stunde. Über 95% der Personen beantworten diese von Jahr zu Jahr, eine relevante Schweigeverzerrung ist demnach nicht vorhanden.


    Eine häufig an das SOEP herangetragene Kritik ist, dass extrem reiche (»Milliardäre«) und extrem arme Haushalte (»Obdachlose«) vermutlich nicht in der Befragung erfasst werden. Das bedeutet, dass der Datensatz Aussagen über die (sehr breit gefasste) Mitte der Gesellschaft zulässt, Entwicklungen an den Rändern aber unbeleuchtet bleiben.


    Wie schon weiter oben erwähnt, wird das SOEP häufig in der Glücksforschung eingesetzt. Ein aktuelles Beispiel dafür ist die Arbeit von Krause (2016), die eine Fülle von Ergebnissen darstellt, aber einen stärker deskriptiven Ansatz wählt, als wir dies hier tun. In der vorliegenden Untersuchung wird über die Durchschnitte und die Standardab­weichungen der Zufriedenheitsskalen berichtet. Dass diese statistischen Schätzer Kardinalität der eigentlich ordinalen Zufriedenheitsdaten annehmen, ist in der Praxis weniger relevant, als der theoretische Unterschied vermuten ließe (vgl. Ferrer-i-Carbonell und Frijters 2004).


    Alle Diagramme beginnen im Jahr 1990, um einen Bruch in der Zeitreihe wegen der Wiedervereinigung zu vermeiden. Die untersuchte Altersgruppe ist jene der 16- bis 65-Jährigen. Damit ist der ökonomisch aktive und der für den Arbeitsmarkt relevante Teil der Bevölkerung erfasst. Da manche Fragen nicht jährlich, sondern mit Unterbrechungen gefragt wurden, wurde in diesen Fällen linear interpoliert. Anschließend wurden alle Zeitreihen mit Hilfe des Lowess-Verfahrens geglättet.2 Dieser Schritt wurde nur aus Gründen der Anschaulichkeit unternommen und hat keinerlei Relevanz für die Schlussfolgerungen.3


    Nettoeinkommen, nicht Bruttoeinkommen treibt die Lebenszufriedenheit


    Tabelle 1 zeigt eine typische Regression, wie sie in der Glücksforschung eingesetzt wird, um die Determinanten der subjektiven Lebenszufriedenheit zu quantifizieren. Wir zeigen die Ergebnisse einer Panelanalyse, in der die geschätzten Koeffizienten über Zeitvarianz innerhalb einer Lebensspanne von Personen identifiziert werden. Zeitinvariante Charakteristika der Personen – wie z.B. ihre grundsätzliche Einstellung zum Leben, die Bedingungen in der Kindheit, physische Eigenschaften – werden so vollständig herausgerechnet. Die beiden Spezifikationen unterscheiden sich nur in einem Detail, nämlich hinsichtlich der Behandlung von Einkommensvariablen. Es ist ein Anliegen dieser Untersuchung zu zeigen, wie Brutto- versus Nettoeinkommen auf die Lebenszufriedenheit wirken.
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            Determinanten der subjektiven Lebenszufriedenheit, Panelregressionen
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            a) Relativ zur ausgelassenen Basiskategorie: ohne näher bekannte Beschäftigung. b) Relativ zur ausgelassenen Basiskategorie: verheiratet oder in eingetragener Partnerschaft. c)Äquivalenzgewichtet. Bruttoeinkommen beinhaltet Arbeits- und Kapitaleinkommen, sowie private Transfers und privates Renteneinkommen. Nettoeinkommen beinhaltet zusätzlich öffentliche Transfers, gesetzliches Renteneinkommen und Steuerzahlungen.


            Ergebnisse einer linearen Regression mit Personen-fixen-Effekten, Jahres- und Bundeslandindikatorvariablen, 404107 Beobachtungen über 62291 Individuen. *** bedeutet statistische Signifikanz am 1%- Niveau (Test basiert auf Standardfehler, die auf Personenebene geclustered wurden). »Within R2« beträgt 0,03. Daten aus dem SOEP v32. Gestellte Frage: »Wie zufrieden sind Sie gegenwärtig, alles in allem, mit Ihrem Leben?«,


            0 = ganz und gar unzufrieden, 10 = ganz und gar zufrieden. Altersgruppe 16–65 Jahre. Gesamtes Bundesgebiet. Zeitspanne: 1990–2015.

          
        


        
          	
            Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Die Analyse zeigt, dass die deutschen Daten und unser Sample die bekannten Ergebnisse aus der Literatur replizieren (vgl. z.B. Winkelmann und Winkelmann 1998). Die Zufriedenheit nimmt im Verlauf eines Lebens typischerweise zunächst ab, steigt im späten Alter aber wieder an (der Wendepunkt ist in unserer Analyse bei ca. 75 Jahren). Relativ zu Personen ohne näher bekannte Beschäftigung haben erwerbslose Menschen eine um 0,5 Cantril-Punkte geringere Lebenszufriedenheit als Personen, die keine Arbeit anbieten (die Basiskategorie in der Regression; nicht sichtbar), während Menschen mit einer Beschäftigung eine um 0,15 Punkte höhere haben. Verheiratete oder in einer eingetragenen Partnerschaft lebende Personen haben eine höheren Wert auf der Cantril-Leiter als alleinlebende, verwitwete, geschiedene oder getrennte Personen.


    Ein höheres Nettohaushaltseinkommen erhöht die Lebenszufriedenheit: Eine Verdopplung bringt im Durchschnitt 0,2 x ln(2 ) = 0,13 mehr Cantril-Punkte. Eine Erhöhung des Bruttohaushaltseinkommens erhöht die Lebenszufriedenheit hingegen nur dann, wenn das Nettoeinkommen aus der Regression entfernt wird. Der Effekt einer Einkommensverdoppelung ist dann mit einer Zunahme der Zufriedenheit von 0,05x ln(2) = 0,03 Cantril-Punkten verbunden. Auch in wiederholten Querschnittsdaten oder in Querschnitten einzelner Jahre gilt: Die Nettoeinkommen sind für die Zufriedenheit deutlich wichtiger als die Bruttoeinkommen. Die Vorstellung, eine auf Umverteilung beruhende Erhöhung der Einkommen – etwa durch die Aufstockung von Niedriglöhnen – wirke weniger zufriedenheitssteigernd als eine Erhöhung der Markteinkommen, stimmt empirisch also nicht.


    Deutliche Verbesserung der durchschnittlichen Lebenszufriedenheit seit 2005


    Der obere Teil der Abbildung 1 zeigt, dass die Lebenszufriedenheit »alles in allem« in Gesamtdeutschland in den Jahren nach der deutschen Wiedervereinigung zunächst von einem Mittelwert von 7,2 auf einen Tiefpunkt von 6,8 im Jahr 2005 gefallen, in weiterer Folge aber wieder angestiegen ist. Im Jahr 2015 lag sie bei 7,3; das ist zwei Zehntel über dem Wert des Jahres 1990. Die Deutschen sind, nach den Angaben des SOEP, offenbar derzeit alles in allem so zufrieden wie noch nie in der jüngeren Geschichte. Betrachtet man Teilbereiche der Zufriedenheit, so stellt man fest, dass die Gesamtzufriedenheit im Durchschnitt sehr stark mit der Arbeitszufriedenheit korreliert (Abb. 1). Auch hier zeigt sich ein deutlicher Absturz des Mittelwertes von 1990 bis 2006 und danach ein markanter Anstieg: Der Wert im Jahr 2015 liegt nur mehr geringfügig unter jenem des Jahres 1990.


    
    Abb. 1
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    Bei der Zufriedenheit mit dem Haushaltseinkommen ist die Situation anders: Sie korreliert zwar auch stark mit der Gesamtzufriedenheit, aber ihr durchschnittliches Niveau ist deutlich geringer. Die Dynamik ist allerdings dadurch gekennzeichnet, dass nach einem Tiefpunkt im Jahr 2005 ein deutlicher Anstieg stattfand, so dass die Zufriedenheit mit dem Haushaltseinkommen im Jahr 2015 (6,6) deutlich über jener im Jahr 1990 (6,3) lag. In der Periode 1990–2015 waren die Deutschen im Durchschnitt noch nie so zufrieden. Das hat unlängst auch das DIW berichtet (vgl. Scinexx 2017).


    Der untere Teil der Abbildung1 beleuchtet die Zufriedenheit mit verschiedenen Bereichen des privaten Lebens. Ganz offensichtlich ist hier die Bedeutung makroökonomischer Entwicklungen weniger sichtbar. Die Zeitreihen der Mittelwerte schwanken weniger und verzeichnen in der Periode 1990–2015 einen Anstieg. So hat sich die Zufriedenheit mit der Wohnsituation von 1990 bis 2015 von einem Wert bei 7,4 stetig auf einen Wert von 7,7 erhöht; die Zufriedenheit mit der Menge an Freizeit ist von 6,5 (im Jahr 1991) auf 6,9 gestiegen.4 Selbst in Bezug auf Tätigkeiten im Haushalt hat sich die Zufriedenheit erhöht.5


    Die Zufriedenheit mit der Gesundheit (nicht abgebildet) hat sich – erwartungsgemäß – kaum verändert. Sie stagniert seit 1990 bei einem durchschnittlichen Wert von 6,8. Diese Beobachtung ist wichtig; sie zeigt, dass die verbesserten Angaben zur Lebenszufriedenheit offenbar nicht einem allgemeinen Trend, bessere Bewertungen zu geben, geschuldet sind. Ein Phänomen der »grade inflation«, wie es in deutschen Schulen zu beobachten ist, gibt es in unserem Zusammenhang also nicht.


    Zufriedenheit hat mit wirtschaftlichen Bedingungen zu tun


    Abbildung 2 zeigt die Entwicklung der Lebenszu­friedenheit in den alten und in den neuen Bundesländern. Die neuen Bundesländer hinken den alten deutlich hinterher; allerdings hat sich der Unterschied in der durchschnittlichen Lebenszufriedenheit deutlich verringert, und zwar von 1,1 Punkten auf 0,4 Punkte auf der Cantril-Leiter. Das Balkendiagramm im Hintergrund misst die Arbeitslosenquote6 für Gesamtdeutschland. Die Lebenszufriedenheit und die Erwerbslosigkeit scheinen negativ miteinander zu korrelieren: in Jahren, in denen die Arbeitslosenquote hoch ist, ist die Lebenszufriedenheit niedrig und umgekehrt.


    
    Abb. 2
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    Einfache lineare Regressionen bestätigen diesen Zusammenhang. Tabelle 2 zeigt, dass der Zusammenhang im Westen am deutlichsten ist. Hier führt eine Zunahme der Arbeitslosenquote um 1 Prozentpunkt zu einer Abnahme der Zufriedenheit um 0,072 Punkte auf der Cantril-Leiter. Selbst wenn man einen linearen und einen quadratischen Zeittrend in das Modell einfügt, bleibt dieser Zusammenhang statistisch sig­nifikant. Ähnliches gilt für die neuen Bundesländer. Hier sinkt die Zufriedenheit um 0,04 Punkte auf der Cantril-Leiter, wenn die Arbeitslosenquote um 1 Prozentpunkt steigt. Diese Korrelation ist mit den Ergebnissen zur individuellen Lebenszufriedenheit (Tab. 2) konsistent.
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            Lineare Regressionen: Durchschnittliche Lebenszufriedenheit und Arbeitslosigkeit
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            Ost

          

          	
            Gesamt

          
        


        
          	
            Konstante

          

          	
            7,658***

          

          	
            7,656***

          

          	
            7,03***

          

          	
            6,461***

          

          	
            7,527***

          

          	
            7,353***

          
        


        
          	
            AL-Quote

          

          	
            –0,072***

          

          	
            –0,046**

          

          	
            –0,037**

          

          	
            –0,025

          

          	
            –0,059***

          

          	
            –0,031

          
        


        
          	
            t

          

          	

          	
            –0,042**

          

          	

          	
            0,038

          

          	

          	
            –0,029

          
        


        
          	
            t2

          

          	

          	
            0,002**

          

          	

          	
            –0,001

          

          	

          	
            0,001

          
        


        
          	
            Lineare OLS-Regressionen der Lebenszufriedenheit auf die Arbeitslosenquote. Anzahl der Beobachtungen: 25; t und t2 bezeichnen einen linearen und quadratischen Zeittrend (1991: t = 1, 2015: t = 25). *** und ** bezeichnen statistische Signifikanz am 1%- und am 5%-Niveau.

          
        


        
          	
            Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.

          
        

      
    


    In fast allen Gesellschaftsschichten steigt die Zufriedenheit


    Im nächsten Schritt betrachten wir gesellschaftliche Gruppen und beschreiben die Entwicklung der Lebenszufriedenheit, so wie sie im Durchschnitt von Angehörigen dieser Gruppen berichtet wird.


    Abbildung 3 zeigt, dass die Lebenszufriedenheit von Menschen mit Arbeit im Jahr 2015 bei durchschnittlich 7,4 Punkten auf der Cantril-Leiter lag, währen der Wert für Erwerbslose bei 6,0 und für Personen außerhalb des Arbeitsmarktes bei 6,6 Punkten lag. Der Abstand der durchschnittlichen Lebenszufriedenheit von Personen mit Arbeit und jenen, die erwerbslos waren, betrug 2004 mehr als 1,5 Cantril-Punkte; seither ist der Abstand wieder abgesunken. Die Zufriedenheit der Erwerbslosen ist seit 2005 merklich gestiegen und erreicht mittlerweile wieder Werte, wie sie Anfang der 1990er Jahre zu berichten sind. Und das, obwohl die Hartz-Reformen den Zustand der Erwerbslosigkeit per se ja weniger attraktiv gemacht haben. Außerdem ist es wahrscheinlich, dass die Absenkung der Erwerbslosigkeit zu einem Anstieg des Anteils der Schwervermittelbaren unter den Erwerbslosen geführt hat, was wiederum zu einer geringeren durchschnittlichen Zufriedenheit hätte führen sollen. Wir beobachten jedoch das Gegenteil. Offensichtlich wird Erwerbslosigkeit heute im Durchschnitt als ein geringeres Unglück betrachtet als vor zehn Jahren, weil die Wahrscheinlichkeit, diesem Zustand zu entfliehen, als höher eingestuft wird.


    
    Abb. 3

[image: 1036.png]


    Abbildung 4 betrachtet die durchschnittliche Lebenszufriedenheit von Personen mit Beschäftigung nach der Einkommenssituation und der Bildung. Es zeigt sich, dass ca. um das Jahr 2005 alle Zeitreihen ein lokales Minimum durchschritten haben und sich seither positiv entwickeln. Besonders deutlich war der Anstieg in der Gruppe der Personen mit einem Jahreseinkommen von unter 15000 Euro pro Jahr (oberer Teil der Abb. 4). Hier hat sich die subjektive Lebenszu­friedenheit um 0,58 Cantril-Punkte von ca. 6,52 im Jahr 2005 auf 7,10 im Jahr 2015 verbessert. Sie liegt damit allerdings immer noch unter dem Wert von 1990 (7,28). Für Personen mittlerer Einkommen ist ein Anstieg von 6,95 auf 7,41 zu verzeichnen, das sind 0,46Cantril-Punkte. Personen mit jährlichen Einkommen jenseits von 28000 Euro konnten sich hingegen nur um 0,27 Punkte von 7,35 auf 7,62 steigern. Auch diese Gruppe liegt im Jahr 2015 unter dem Wert, der 1990 verzeichnet wurde (7,82Cantril-Punkte). Der Abstand zwischen der durchschnittlichen Zufriedenheit der besser Verdienenden und jener der schlechter Verdienenden erreichte 2005 ein Maximum von 0,83Punkten. Danach hat er auf 0,52 Punkte verringert und ist somit ungefähr so hoch wie Anfang der 1990er Jahre. Ein Auseinanderbrechen der Gesellschaft sieht anders aus.


    
    Abb. 4
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    Der untere Teil der Abbildung 4 betrachtet die Lebenszufriedenheit von beschäftigten Menschen nach ihrem höchsten Bildungsabschluss. Menschen mit höheren Abschlüssen haben typischerweise ein hö-heres subjektives Wohlbefinden; aber vor allem Per­sonen mit akademischer Ausbildung heben sich von den anderen ab. Auch hier gilt: Alle Gruppen konnten ihre subjektive Zufriedenheit verbessern; sie liegt heu­te nicht nur deutlich über dem Minimum von 2005, sondern auch über den Werten der frühen 1990er Jahre.


    Abbildung 5 zeigt die Entwicklung der durchschnittlichen Lebenszufriedenheit nach dem Ge­schlecht der Befragten und nach ihrem Alter. In allen betrachteten Gruppen zeigt sich ein starker Anstieg der Zufriedenheit seit dem Jahr 2005. Es zeigen sich auch interessante Strukturen im Vergleich der Gruppen. So gab es Anfang der 1990er Jahre zwischen Männern und Frauen keinen sichtbaren Unterschied in der durchschnittlichen Lebenszufriedenheit, im Jahr 1994 öffnete sich allerdings eine Differenz, die sich bis heute gehalten hat. Auch dieser Unterschied erreichte im Jahr 2005 sein Maximum. Möglicherweise liegt dies darin begründet, dass Männer mit einer höheren Wahrscheinlichkeit als Frauen auf dem Arbeitsmarkt sind und daher auch eine stärkere Betroffenheit durch Arbeitslosigkeit gegeben ist.


    
    Abb. 5
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    In den unterschiedlichen Altersgruppen zeigen sich ebenfalls interessante Strukturen. So war der Anstieg der Lebenszufriedenheit in der Gruppe der 31- bis 49-Jährigen besonders ausgeprägt. Hier nahm die Zufriedenheit um durchschnittlich 0,67 Cantril-Punkte zu; in der Gruppe der bis 30-Jährigen, in der die durchschnittliche Zufriedenheit typischerweise höher als in den anderen Gruppen ist, lag die Zunahme seit 2005 im Vergleich nur bei 0,51 Cantril-Punkten. Der Vergleich zwischen der Gruppe der 31- bis 49-Jährigen und der Personen zwischen 50 und 65 Jahren ist ebenfalls interessant. Hier zeigt die Statistik bis zum Jahr 2004 einen relativen Gleichlauf; seitdem aber hat die Zufriedenheit bei den 31- bis 49-Jährigen deutlich schneller zugelegt als jene bei den Älteren. Der Unterschied liegt im Jahr 2015 bei 0,26 Cantril-Punkten. Möglicherweise ist diese Differenz dadurch zu erklären, dass die Verringerung der Arbeitslosigkeit bei Menschen in der Mitte des Erwerbslebens eine stärkere positive Auswirkung zeigt als bei Menschen am Anfang oder am Ende dieser Periode. Dies jedenfalls wäre mit Standardmodellen der Arbeitsmarkttheorie konsistent.


    Abbildung 6 zeigt, dass zwischen Personen, die Präferenzen für Parteien der Mitte (CDU/CSU, SPD, Die Grünen, FDP) haben, und solchen, die Parteien am rechten (NPD, AfD) oder am linken Rand (Die Linke) wählen, deutliche Unterschiede bestehen.7 Allerdings haben sich die Unterschiede über die Zeit verringert. Im Jahr 1991 waren die Wähler der FDP mit einem Durchschnittswert von 7,47 um 2,33 Cantril-Punkte glücklicher als die Wähler der Linken (5,14 Cantril-Punkte), während der Abstand im Jahr 2015 zwischen FDP- und NPD-Wählern nur mehr 1,24 Punkte betrug. Insgesamt gilt: die Wähler der Parteien der Mitte sind deutlich zufriedener als jene des Randes. Allerdings ist interessant, dass sich über alle Parteien hinweg seit 2005 ein Aufwärtstrend zeigt. Dieser ist bei Wählern der FDP besonders ausgeprägt. Interessant ist auch, dass Wähler der SPD erst seit 2007 deutlich zufriedener werden, während Wähler der CDU/CSU schon im Jahr 2004 eine Trendwende erlebt haben. Auch hier drängt sich der Schluss auf, dass der wirtschaftliche Aufschwung seit 2005 einzelne Bevölkerungsgruppen nicht zeitgleich erfasst hat. Bei der Interpretation des unteren Teils der Abbildung 6 ist zu bedenken, dass die Fallzahlen teilweise gering sind, so dass die statistische Aussagekraft nicht immer hoch ist. Die Frage nach der Parteienpräferenz ist nicht mit der »Sonntagsfrage« vergleichbar, die fragt, welcher Partei man nächsten Sonntag seine Stimme geben würde. Die Parteipräferenzfrage des SOEP fragt zu-nächst, ob man über einen längeren Zeitraum eine Neigung zu einer Partei hat, was etwa die Hälfte Personen bejahen, und nur in diesem Fall nach der präferierten Partei.
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    Zukunftsängste und Sorgen um das Land?


    Der Befund, dass die Menschen in Deutschland mit ihrer Lebenssituation zunehmend zufrieden sind, ist angesichts der Diskussionen in der Öffentlichkeit überraschend. Könnte es sein, dass die Menschen die gegenwärtige Lage zwar positiv einschätzen, aber in der Zukunft eine Verschlechterung erwarten? Das SOEP bietet hier eine Variable an, die die in fünf Jahren erwartete Lebenszufriedenheit misst. Die Daten zeigen zwischen der Wahrnehmung der gegenwärtigen Lage und der zukünftig erwarteten Situation einen relativ stark ausgeprägten Gleichlauf; siehe Abbildung7. Es ist sogar so, dass die in fünf Jahren erwartete Lebenszufriedenheit stärker angestiegen ist als die gegenwärtige. Es ist also nicht so, dass sich die Antworten im SOEP auf die Gegenwart, die schlechte Stimmung in den Talkshows (und Parteiveranstaltungen) auf die Zukunft bezöge.
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    Schließlich könnte eine Erklärung in der Diskrepanz der Auskünfte im SOEP und der Wahrnehmung in der Öffentlichkeit darin liegen, dass sich die Teilnehmer am SOEP an der eigenen subjektiven Situation orientieren, in den Talkshows aber Sorgen über die allgemeine objektive Lage dominieren. Abbildung 8 geht dieser These nach und findet wenig Anhaltspunkte dafür. Im Durchschnitt korreliert das Maß für Sorgen hinsichtlich der eigenen wirtschaftlichen Situation positiv. Es ist interessant, dass der Index um die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung deutlich stärker im Zeitablauf schwankt als der subjektive Index.


    
    Abb. 8
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    Tabelle 3 zeigt Regressionen des subjektiven Maßes auf die objektive Einschätzung und die Arbeitslosenquote. Diese Regressionen haben Bestimmtheitsmaße von bis zu 55%. Die Arbeitslosenquote erklärt 31% der Varianz der subjektiven Situation im Zeitraum 1991–2015.


    Tab. 3


    
      
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Sorgen zur subjektiven wirtschaftlichen Situation, 1991–2015

          
        


        
          	

          	
            (1)

          

          	
            (2)

          

          	
            (3)

          
        


        
          	
            Objektive Situation

          

          	
            0.3821***

          

          	
            

          

          	
            0.3857***

          
        


        
          	
            AL-Quote

          

          	
            0.0005

          

          	
            0.0304***

          

          	
            

          
        


        
          	
            Konstante

          

          	
            1.1138***

          

          	
            1.6600***

          

          	
            1.1106***

          
        


        
          	
            Angepasstes R2

          

          	
            0.5313

          

          	
            0.3089

          

          	
            0.5517

          
        


        
          	
            Lineare OLS-Regressionen der durchschnittlichen Sorgen zur eigenen wirtschaftlichen Situation auf den Index der Sorgen zu allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung und der Arbeitslosenquote. Anzahl der Beobachtungen: 25. *** bezeichnet statistische Signifikanz am 1% Niveau.

          
        


        
          	
            Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Wenn man die durchschnittliche, objektiv wahrgenommene Situation auf die Ar­beitslosenquote regressiert, erhält man gar ein Bestimmtheitsmaß von 57%. Von einem Auseinanderklaffen der objektiven und der subjektiven Bewertung kann also keine Rede sein.


    Deutlicher Rückgang der Streuung der Lebens­zufriedenheit seit 2005


    Abbildung 9 zeigt die Entwicklung der Gini-Koeffizienten und der Bruttoarbeitseinkommensverteilung in Deutschland für zwei Gruppen: die Stichprobe aller Individuen mit strikt positiven Bruttoeinkommen und die Stichprobe aller im erwerbsfähigen Alter. Die erste Gruppe enthält nur die Beschäftigten; die zweite Gruppe auch Arbeitslose oder Personen, die sich von der aktiven Jobsuche zurückgezogen haben. Der massive Abbau der Arbeitslosigkeit (von 5,3 Millionen im Februar 2005 auf 3,0 Millionen im Februar 2015) und die gleichzeitige Zunahme der Erwerbstätigkeit (von 38,8Millionen 2005 auf 42,9 Millionen 2015) haben dazu geführt, dass die Ungleichheit in der Gesamtbevölkerung deutlich zurückgegangen ist. Wo vorher Bruttoarbeitseinkommen von null beobachtet wurden, stehen nun positive Einträge. Betrachtet man allerdings nur die Beschäftigten, so findet man keinen aussagekräftigen Trend. Das ist auch nicht verwunderlich, denn der Aufbau der Beschäftigung fand stark am unteren Ende der Lohnverteilung statt, was die Verteilung der Arbeitseinkommen unter den Be­schäftigten tendenziell ungleicher gemacht haben müsste.8


    Die in Abbildung 9 gezeigte Dynamik betrachtet nur die Einkommen. Andere, für die Lebenszufriedenheit der Menschen relevante Aspekte sind ausgeklammert. Wie hat sich die Verteilung der Lebenszufriedenheit insgesamt in Deutschland entwickelt? Abbildung 10 untersucht, ob die Zufriedenheit von Personen, die in der Vergangenheit bereits überdurchschnittlich zufrieden waren, stärker gestiegen ist, als jene von Personen, die in der Vergangenheit eher unzufrieden waren.
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    Abb. 10
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    Die Abbildung betrachtet zu diesem Zweck Individuen, die sowohl im Jahr 2005 als auch im Jahr 2015 vom SOEP erfasst wurden. Es ist klar, dass dies keine zwingend repräsentative Stichprobe darstellt, weil Personen, die das Panel verlassen haben, systematisch anders sein könnten, als Personen, die im Panel verbleiben. Aber die Abbildung zeigt ein sehr klares Bild: Personen, die 2005 eher unzufrieden waren, sind im Jahr 2015 eher zufrieden; Personen, die 2005 sehr zufrieden waren, sind das im Jahr 2015 weniger. Die Folge ist, dass die Verteilung der Lebenszufriedenheit deutlich gleicher geworden ist. Die rote Kurve verläuft steigend, aber deutlich flacher als die 45-Grade-Linie; also haben Personen mit hoher Zufriedenheit im Jahr 2005 auch 2015 tendenziell eine hohe Zufriedenheit, aber die Verteilung ist komprimierter geworden. Man beachte, dass in den Extremen der Verteilung und wenige Beobachtungen liegen, daher ist die Dynamik bei den Ant­wortausprägungen 5 bis 9 am repräsentativsten.9


    Abbildung 11 zeigt die Standardabweichung der Lebenszufriedenheit in den alten und den neuen Bundesländern im Zeitablauf. Sie ist im Westen deutlich geringer als im Osten; doch der Abstand hat sich in den letzten Jahren deutlich verringert. Es zeigt sich, dass in beiden Regionen die Ungleichheit deutlich geringer ist als im Jahr 2005. In den alten Bundesländern weist die Standardabweichung in den letzten Jahren wieder etwas nach oben; dies ist aber keine statistisch signifikante Veränderung. In den neuen Bundesländern ist die Volatilität der Zeitreihe etwas höher. Die Standardabweichung war im Jahr 2005 im Osten um den Faktor 1,08 höher als im Westen; im Jahr 2015 liegt dieser Faktor bei 1,03. Die Ungleichheit der Lebenszufriedenheit ist also sowohl im Osten als auch im Westen gefallen; und zwar stärker im Osten als im Westen.


    
    Abb. 11
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    Als nächstes betrachten wir die Standardverteilung der Lebenszufriedenheit unter Personen mit unterschiedlichem Arbeitsmarktstatus. Die Ungleichheit der Lebenszufriedenheit in der Gruppe der Arbeitslosen ist deutlich höher als in der Gruppe der Menschen mit Arbeit. Die Ungleichheit unter Personen außerhalb des Ar­beitsmarktes lag historisch deutlich unter jener der Arbeitslosen, hat sich in den letzten Jahren aber angenähert. Die Ungleichheit unter den Arbeitenden geht seit 1990 im Trend zurück: Lag die Standardabweichung 1990 noch bei 1,75, so liegt sie 2015 bei 1,58. Zwischen 2000 und 2005 stieg die Ungleichheit und ging anschließend sehr deutlich zurück. Dies ist insofern bemerkenswert, als seit 2005 die Arbeitsmarktbeteiligung der 16- bis 65-Jährigen von 66,6% auf 74,3% angewachsen ist; dieses Ansteigen der Erwerbsbevölkerung hätte eigentlich eine Erhöhung der Ungleichheit erwarten lassen.


    
    Abb. 12
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    Ganz anders das Bild unter den Arbeitslosen und den Personen außerhalb der Erwerbsbevölkerung. Hier steigt seit dem Jahr 2000 die Ungleichheit; während sie in den jüngeren Jahren unter den Arbeitslosen wieder fällt, liegt sie in der Gruppe der Personen außerhalb der Erwerbsbevölkerung auf einem Rekordniveau.


    Zum Schluss wenden wir den Blick auf die Ungleichheit der Lebenszufriedenheit in unterschiedlichen Altersgruppen. Abbildung 13 zeigt, dass die Ungleichheit der subjektiven Lebenszufriedenheit seit 2005 in allen drei betrachteten Altersgruppen fällt. In den letzten Jahren ist allerdings eine Abflachung der Trends zu beobachten. Die Ungleichheit ist unter den Älteren höher als unter den Personen im mittleren Alter. Die Ungleichheit dieser Gruppe ist wiederum im Vergleich zu der Gruppe der Jüngeren höher. Das ist ein Bild, das sich auch hinsichtlich der Ver­teilung der Arbeitseinkommen ergibt; siehe Felbermayr etal. (2016). Das Niveau der mittleren Lebenszufriedenheit ist aber, wie Abbildung 5 gezeigt hat, bei den Älteren niedriger als bei den jüngeren. Die demographische Alterung, die im oberen Teil der Abbildung 13 sichtbar wird, hätte also bei konstanten Werten innerhalb der Altersgruppen zu einer Abnahme des Mittelwertes der subjektiven Lebenszufriedenheit und zu einer Zunahme der Standardabweichung führen sollen. Dass das Gegenteil der Fall ist hat mit der deutlich gesunkenen Dispersion innerhalb der Gruppen zu tun.


    
    Abb. 13
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    Kritische Bemerkungen zum Schluss


    Die Literatur zur Lebenszufriedenheit in Deutschland untersucht meistens nur den Mittelwert und seinen Trend. In dieser Arbeit haben wir auch die Standardabweichung der Lebenszufriedenheit – ihre Verteilung über die Bevölkerung – näher betrachtet. Der Befund, dass die Ungleichheit hinsichtlich der Lebenszufriedenheit in Deutschland deutlich zurückgeht, mag vor dem Hintergrund öffentlicher Debatten überraschen. Unserer Meinung nach ist es aber wichtig, die Diskussion möglichst auf der Basis von Daten zu führen, auch wenn die Ergebnisse vielleicht nicht immer intuitiv sein mögen.


    Was aber vermieden werden muss, ist, dass wir statistische Artefakte ausweisen. Ein solches könnte man bei der Betrachtung der Standardabweichung der Lebenszufriedenheit vermuten. Der Grund ist, dass die Lebenszufriedenheit in einem festen Intervall von 0 bis10 (der Cantril-Leiter) gemessen wird. Diese Be­grenztheit macht es unmöglich, dass sich der Mittelwert der Verteilung verändert, ohne dass sich auch die Standardabweichung verändert. Eine Zunahme des Mittelwerts bei konstanter Standard­abweichung, wie das bei Variablen auf oben offenen Skalen möglich ist, existiert bei der Cantril-Leiter nicht. Darauf haben Delhey und Kohler (2011) hingewiesen und Korrekturverfahren vorgeschlagen. Diese beruhen auf der Schätzung einer latenten Variablen, die Werte über das Intervall [0, 10] annehmen kann.


    In unserer Arbeit haben wir auf Korrekturen verzichtet. Einerseits ist die von Delhey und Kohler (2011) identifizierte Verzerrung sehr gering. Andererseits ist fraglich, ob eine latente Variable angesichts der Formulierung der Frage zur Lebenszufriedenheit, die die Begrenztheit der Variablen sehr deutlich macht, überhaupt zweckmäßig ist. In einer weiterführenden Analyse wäre es aber sicher zweckmäßig, unsere Ergebnisse mit jenen zu vergleichen, die latente Variablen verwenden.


    Ein zweiter, möglicherweise kritischer Punkt ist die Möglichkeit, dass die Menschen bei Befragungen zur eigenen Lebenszufriedenheit systematisch zu optimistisch sind, vielleicht weil es schwerfällt, das eigene Unglück gegenüber sich selbst oder einem Interview­partner zuzugeben oder einfach weil man sich an schwere Lebensumstände gewöhnt. Es ist zu hoffen, dass die gegenwärtig boomende verhaltenswirtschaftliche Forschung zu einer verbesserten Messung der Lebenszufriedenheit beitragen wird.
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    Endnoten


    
      
        1 So ist z.B. die Anzahl der Studienanfängern in Deutschland von 231 000 im Wintersemester 1998/99 auf 433 000 im Wintersemester 2016/17 gestiegen, obwohl die Größen der Jahrgangskohorten rückläufig waren (Statistisches Bundesamt, GENESIS Online-Datenbank). Seit 2005 ist die Erwerbstätigenquote von 69% auf 78% im Jahr 2014 gestiegen. Das ist der zweithöchste Wert in der EU nach Schweden (vgl. Statistisches Bundesamt 2016).

      


      
        2 Der Glättungsparameter wurde auf den Wert 0,3 gesetzt.

      


      
        3 Personen, die sich in einer Ausbildung oder im Mutterschaftsurlaub befinden, sind explizit nicht in die Gruppe der »Nicht-Arbeitenden« aufgenommen.

      


      
        4 Im Jahr 1990 wurde nicht nach der Zufriedenheit mit der Freizeit gefragt.

      


      
        5 Die Diagramme zeigen 95%-Konfidenzintervalle, um Aussagen über die statistische Signifikanz der beobachteten Bewegungen in den Daten machen zu können. Die Intervalle sind sehr eng; das bestätigt sich auch in den weiter unten durchgeführten Analysen. Aus diesem Grund, und um eine leichtere Lesbarkeit zu gewährleisten, verzichten wir in den meisten Graphiken auf die Darstellung von Konfidenzintervallen.

      


      
        6 Statistisches Bundesamt, Arbeitsmarkt, verfügbar unter: https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/LangeReihen/Arbeitsmarkt/lrarb003.html.

      


      
        7 Für die Alternative für Deutschland (AfD) liegen Ergebnisse nur für die Jahre 2014 und 2015 vor.

      


      
        8 Rechnet man das Arbeitslosgengeld (ALG1) dem Bruttoeinkommen hinzu, so sinkt das Niveau der Ungleichheit im rechten Diagramm von Abbildung 9 von 0.55 im Jahr 2014 auf 0.54; im Maximum des Jahres 2005 geht es von 0.59 auf 0.57 zurück. An der dargestellten Dynamik ändert sich nichts.

      


      
        9 Die Auswahl der Periode 1995 bis 2005 in Abbildung 10 ist zugegeben arbiträr. Wir haben aber eine große Zahl von alternativen Perioden untersucht und stellen fest, dass seit 1995 die Zufriedenheit der Unzufriedenen stärker zulegt als jene der Zufriedenen.
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    Die Beseitigung des Mittelstandsbauchs – Reformoptionen zur Einkommensteuer und ihre fiskalischen Kosten2


    Der Mittelstandsbauch führt bei geringen und mittleren Einkommen zu einem schnell steigenden Grenzsteuersatz, weshalb der Mittelstand in der öffentlichen Debatte oft als derjenige Teil der Gesellschaft angesehen wird, der einen besonders großen Anteil an den staatlichen Abgaben trägt. Deshalb stellt die Beseitigung des Mittelstandsbauchs im steuerpolitischen Diskurs ein bedeutendes Thema dar. Um diese Debatte mit Fakten zu unterstützen, werden mögliche Ansätze zur Abflachung des Mittelstandsbauchs und partielle Gegenfinanzierungsoptionen mit Hilfe des ifo-Einkommensteuer-Simulationsmodells (ifo-ESM) geschätzt.


    


    Der Mittelstandsbauch in Deutschland


    Der deutsche Mittelstand wird in der öffentlichen Debatte häufig als derjenige Teil der Gesellschaft angesehen, der besonders unter staatlichen Abgaben leidet. Mitverantwortlich hierfür ist der sogenannte »Mittelstandsbauch«, der zu einer schnell ansteigenden Einkommensteuerlast im mittleren Einkommensbereich führt. Grund hierfür ist der gegenwärtige Einkommensteuertarif, der durch zwei Einkommenszonen mit linear-progressivem Verlauf des Grenzsteuersatzes gekennzeichnet ist (vgl. Abb. 1). Basierend auf dem Tarif von 2016, schließt sich an den Grundfreibetrag eine Zone im Einkommensbereich zwischen 8653 Euro und 13669 Euro an, in der der Grenzsteuersatz rasch von 14% auf etwa 24% ansteigt. In der sich anschließenden zweiten Progressionszone für zu versteuernde Einkommen von 13670 Euro bis 53665Euro steigt der Grenzsteuersatz vergleichsweise langsam auf den Spitzensteuersatz von 42% an. Danach folgen lediglich eine proportionale vierte Steuertarifzone auf dieser Höhe sowie der Sprung auf 45% ab einem Einkommen von 254447Euro, umgangssprachlich auch »Reichensteuer« genannt. Ein progressiver Steuertarif bewirkt für sich genommen, dass die Steuerbelastung überproportional mit dem Einkommen zunimmt. Allerdings sorgt die gegenwärtige Ausgestaltung des deutschen Einkommensteuertarifs dafür, dass der Durchschnittssteuersatz gerade für Bezieher mittlerer Einkommen stark ansteigt. Diese starke Progression wird in der politischen Debatte teils als leistungsfeindlich und ungerecht angesehen.


    
    Abb. 1
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    Der Tarifverlauf der Einkommensteuer wurde in der Geschichte der Bundesrepublik vielfach angepasst. Die Anpassungen beschränkten sich dabei nicht nur auf die Höhe der Belastung, sondern führten auch zu qualitativen Änderungen des Tarifverlaufs. Bis 1989 folgte der Anstieg des Grenzsteuersatzes noch einer konkaven Funktion. Aus dieser Zeit stammt auch der Begriff Mittelstandsbauch. Ab 1990 verschwand der Mittelstandsbauch zunächst wieder: Der konkave Verlauf wurde durch einen linearen Verlauf ersetzt, und der Grenzsteuersatz stieg in der linear-progressiven Zone höherer Einkommen schneller an als bei niedrigen Einkommen. Erst seit dem Jahr 1999 steigt der Grenzsteuersatz bei niedrigen Einkommen wieder schneller an als bei höheren. Aufgrund der Gestaltung des gegenwärtigen Tarifs mit zwei linear-progressiven Zonen sollte man nun eher von einer »Mittelstandsecke« (Bund der Steuerzahler) oder gar von einer »Geringverdienerecke« sprechen, liegt die Ecke doch im Einkommensbereich rund um 13670 Euro.


    Das Wiederaufkommen des Mittelstandsbauchs war nicht zuletzt auch das Ergebnis polittaktischen Kalküls. In der öffentlichen Debatte findet zumeist eine Fokussierung auf die Grenzsteuersätze mit »Signalwirkung« statt, also auf den Eingangs- und den Spitzensteuersatz (bzw. seit 2007 auch auf den Reichensteuersatz). Insbesondere die Umverteilungswirkung der Einkommensteuer wird häufig an diesen einzelnen Grenzsteuersätzen festgemacht. Die rot-grüne Bundesregierung senkte mit Wirkung ab 2001 den Spitzensteuersatz von 53% auf 42%. Wohl um auch Geringverdienern eine vergleichbare Steuersenkung zu suggerieren, wurde der Eingangssteuersatz ebenfalls um 11Prozentpunkte gesenkt. Der genaue Verlauf des Grenzsteuersatzes im Bereich mittlerer Einkommen war hingegen kaum Gegenstand der Debatte. Mutmaßlich aufgrund der erheblichen Steuermindereinnahmen bei Verzicht auf einen Mittelstandsbauch wurde schlussendlich nur eine kleine Ecke in den unteren Rand des Tarifverlaufs gedrückt, die einen niedrigen Eingangssteuersatz bei gleichzeitig nur mäßiger Entlastung geringer und mittlerer Einkommen sicherstellte. Der Mittelstandsbauch ermöglicht daher substanzielle Einkommensteuereinnahmen, ohne die häufig wahrgenommenen »Signal«-Steuersätze (Eingangs-, Spitzen- und Reichensteuersatz) allzu hoch setzen zu müssen.


    Der Diskussion über den Mittelstandsbauch kommt hierbei eine große finanzielle Bedeutung zu. Abbildung1 verdeutlicht dies graphisch, indem die Verteilung der Einkommensteuerfälle, d.h. der relative Anteil von Steuerzahlern mit einem gleich hohen zu versteuernden Einkommen an der Gesamtheit aller Steuerfälle, abgebildet wird. Es wird deutlich, dass sich ein Großteil der Steuerpflichtigen im Bereich niedriger und mittlerer Einkommen mit stark ansteigenden Grenzsteuersätzen befindet. Reformen des Steuertarifs in diesem Bereich gehen mit entsprechend breitflächigen Be- bzw. Entlastungswirkungen für die Bürger und signifikanten Änderungen bei den Steuereinnahmen einher.


    Der vorliegende Beitrag stellt mögliche Anpassungen des Steuertarifs dar und simuliert die Auswirkungen auf die Steuereinnahmen. Die sich ergebenden Be- bzw. Entlastungen der Steuerzahler werden in ihrer gesamtwirtschaftlichen Höhe gemessen und ergeben sich aus der Differenz der aggregierten Steuerbeträge mit gegenwärtigem und reformiertem Einkommensteuertarif. Es werden zudem Möglichkeiten zur fiskalischen Kompensation der entsprechenden Steuermindereinnahmen aufgezeigt. Zur Quantifizierung werden Mikrodaten der Lohn- und Einkommensteuerstatistik des Erhebungsjahrs 2010 herangezogen (Statistische Ämter 2016)3 und die steuerlichen Effekte mit dem ifo-Einkommensteuer-Simulationsmodell (ifo-ESM) geschätzt.4 Sämtliche Reformoptionen eignen sich als »Tarif auf Rädern«; eine automatische Anpassung an die Kalte Progression ist somit möglich.5


    Mögliche Reform- und Gegen-finanzierungsoptionen


    Varianten zur Abflachung des Mittelstandsbauchs


    Nachfolgend werden drei Varianten vorgestellt, wie der Tarifverlauf der Grenzsteuersätze angepasst werden könnte, um den »Mittelstandsbauch« und somit die steuerliche Belastung mittlerer Einkommen zu reduzieren. Reformoption I zeigt die fiskalischen Auswirkungen einer Abflachung des Mittelstandsbauchs durch eine stufenweise Rechtsverschiebung des Einkommens­eckwertes, der den Beginn der zweiten Progressionszone markiert und dessen (Eingangs-)Grenzsteuersatz bei 23,97% liegt. In Reformoption II wird nicht die untere, sondern die obere Grenze der zweiten Progressionszone nach rechts verschoben. Der Spitzensteuersatz von 42% greift folglich erst bei höheren Einkommen als gegenwärtig. In Reformoption III werden beide Tarifeckwerte der zweiten Progressionszone parallel verschoben.


    Reformoption I: Abflachung des eigentlichen Mittelstandsbauchs


    Anpassung des Tarifs


    Bei der ersten Reformoption verbleiben Eingangs- und Spitzensteuersatz auf dem gegenwärtigen Niveau und greifen bei den gegenwärtigen Einkommensschwellen. Auch die umgangssprachlich sogenannte Reichensteuer, die ab einem zu versteuernden Einkommen von 254447 Euro greift, bleibt unberührt. Die Abflachung des Mittelstandsbauchs erfolgt durch eine stufenweise Rechtsverschiebung des Einkommenseckwertes, der den Beginn der zweiten Progressionszone markiert (vgl. Abb. 2). Im gegenwärtig geltenden Tarif wird ein zusätzlich verdienter Euro an dieser Einkommensschwelle von 13669 Euro mit einem Grenzsteuersatz von etwa 24% belastet. Im betrachteten Reformszenario greift dieser Grenzsteuersatz nun erst bei zunehmend höheren zu versteuernden Einkommen. Die Rechtsverschiebung erfolgt in 1000-Euro-Schritten bis zu dem Punkt, an dem der Mittelstandsbauch komplett abgeflacht ist (bei 24680 Euro), wodurch im letzten betrachteten Tarifverlauf lediglich eine durchgehende linear-progressive Zone verbleibt.


    
    Abb. 2
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    Auswirkungen auf den Staatshaushalt


    Die Auswirkungen einer solchen Reform auf den Staatshaushalt sind in Tabelle 1 dargestellt. Die gesamtwirtschaftlichen Entlastungen der Steuerzahler werden in Abhängigkeit der sich verändernden Einkommensschwelle bemessen und ergeben sich aus der Differenz zwischen dem zuletzt geltenden Steuertarif 2016 und einem neuen Steuertarif mit dem jeweils abgeflachten Mittelstandsbauch. Alle Steuerzahler werden deutlich besser gestellt, wobei dies mit entsprechenden Steuermindereinnahmen verbunden ist.


    Tab. 1


    
      
        
        
      

      
        
          	
            Abflachung des eigentlichen Mittelstandsbauchs, aggregierte Entlastungswirkung

          
        


        
          	
            Erhöhung der Grenze zu Beginn der 3.Tarifzone um …

          

          	
            Aggregierte Entlastungswirkung für Steuerzahler

          
        


        
          	
            … 1000 Euro

          

          	
            3,348 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 2000 Euro

          

          	
            6,591 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 3000 Euro

          

          	
            9,733 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 4000 Euro

          

          	
            12,773 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 5000 Euro

          

          	
            15,713 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 6000 Euro

          

          	
            18,556 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 7000 Euro

          

          	
            21,303 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 8000 Euro

          

          	
            23,956 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 9000 Euro

          

          	
            26,519 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 10000 Euro

          

          	
            28,990 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 11011 Euro, vollständiges Abflachen

          

          	
            31,401 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            Anmerkungen: Differenz zwischen dem Steuertarif 2016 und einem neuen Steuertarif mit entsprechender Grenzverschiebung beim zu versteuernden Einkommen.

          
        


        
          	
            Quelle: Berechnungen des ifo Instituts mit Hilfe des ifo-ESM unter Berücksichtigung steuertariflicher Änderungen auf Grundlage der in das Jahr 2016 fortgeschriebenen Faktisch Anonymisierten Lohn- und Einkommensteuerstatistik 2010 (Statistische Ämter 2016).

          
        

      
    


    Deutlich erkennbar ist die stetig zunehmende absolute Entlastungswirkung, je weiter der Anfangspunkt der zweiten Progressionszone nach rechts verschoben wird. Würde der Grenzsteuersatz von etwa 24% erst ab einem zu versteuernden Einkommen in Höhe von 14669 Euro greifen (anstelle von gegenwärtig 13669 Euro), würde das für die Steuerzahler eine Entlastung von ca. 3,3 Mrd. Euro bedeuten. Eine Verschiebung der Einkommensschwelle um 6000 Euro auf 19669 Euro würde die Steuerzahler um etwa 18,6Mrd. Euro entlasten. Ein komplettes Abflachen des Mittelstandsbauchs durch Verschiebung der Schwelle um 11011 Euro würde einer Entlastung von 31,4 Mrd. Euro entsprechen.


    Während der aggregierte Entlastungsbetrag von Stufe zu Stufe steigt, nimmt der absolute Zuwachs desselbigen leicht ab. So entlastet eine Ausweitung der Verschiebung der Einkommensschwelle von 1000Euro auf 2000 Euro die Steuerzahler um zusätzliche 3,2 Mrd. Euro im Vergleich zur vorhergehenden Einkommensschwelle. Im Gegensatz dazu bringt eine Ausweitung der Verschiebung von 10000 Euro auf rund 11000 Euro nur eine zusätzliche Entlastung von 2,4Mrd. Euro.


    Reformoption II: Spitzensteuersatz bei höherer Einkommensgrenze


    Anpassung des Tarifs


    Auch in der zweiten Reformoption bleiben Eingangs- und Spitzensteuersatz sowie der Grundfreibetrag konstant. Im Vergleich zum vorhergehenden Szenario wird hierbei jedoch nicht die untere, sondern die obere Grenze der zweiten Progressionszone nach rechts verschoben (vgl. Abb.3). Der Spitzensteuersatz von 42% greift folglich erst bei höheren Einkommen als gegenwärtig. Die gegenwärtige Schwelle von 53665Euro wird dabei in 1000-Euro-Schritten bis auf 80000 Euro erhöht. Diese Verschiebung bewirkt eine Abflachung des Mittelstandsbauchs im oberen Abschnitt: Während der Verlauf der Grenzsteuersätze im unteren Einkommensbereich zwischen 8652 Euro und 13669 Euro unverändert bleibt, sinkt die Grenzsteuerbelastung für Steuerzahler mit einem zu versteuernden Einkommen ab 13670 Euro.


    
    Abb. 3
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    Auswirkungen auf den Staatshaushalt


    Tabelle 2 zeigt die Auswirkungen einer solchen Reform auf die aggregierten Steuereinnahmen. Die Entlastungen, die entstehen, wenn der Spitzensteuersatz erst bei höheren Einkommen greift, fallen geringer aus als jene, die durch eine Abflachung des eigentlichen Mittelstandsbauchs unter Reformoption I resultieren. Diese Unterschiede lassen sich vornehmlich durch die geringere Anzahl der Steuerfälle in den höheren Einkommensbereichen erklären: Während unter der ersten Reformoption auch die kleineren Einkommen und somit die zahlenmäßig größte Gruppe der Steuerzahler entlastet wird, profitiert unter der zweiten Reformoption vor allem die einkommensstärkere Mittelschicht. Zwar werden in diesem Szenario die Grenzsteuersätze für Steuerpflichtige mit einem zu versteuernden Einkommen zwischen 13670 Euro bis zu maximal 80000Euro gesenkt; die größte Entlastungswirkung stellt sich jedoch bei den Beziehern höherer Einkommen ein. Steuerpflichtige mit einem zu versteuerenden Einkommen unter 13670 Euro erfahren keine Änderung ihrer Steuerlast.


    Tab. 2


    
      
        
        
      

      
        
          	
            Spitzensteuersatz bei höherer Einkommensgrenze, aggregierte Entlastungswirkung

          
        


        
          	
            Erhöhung der Grenze zu Beginn der 4.Tarifzone um …

          

          	
            Aggregierte Entlastungswirkung für Steuerzahler

          
        


        
          	
            … 1000 Euro

          

          	
            0,794 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 2000 Euro

          

          	
            1,564 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 3000 Euro

          

          	
            2,311 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 4000 Euro

          

          	
            3,038 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 5000 Euro

          

          	
            3,745 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 10000 Euro

          

          	
            7,003 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 15000 Euro

          

          	
            9,865 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 20000 Euro

          

          	
            12,403 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 25000 Euro

          

          	
            14,662 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 26335 Euro, auf ein zu versteuerndes Einkommen von 80000 Euro

          

          	
            15,226 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            Anmerkungen: Differenz zwischen dem Steuertarif 2016 und einem neuen Steuertarif mit entsprechender Grenzverschiebung beim zu versteuernden Einkommen.

          
        


        
          	
            Quelle: Berechnungen des ifo Instituts mit Hilfe des ifo-ESM unter Berücksichtigung steuertariflicher Änderungen auf Grundlage der in das Jahr 2016 fortgeschriebenen Faktisch Anonymisierten Lohn- und Einkommensteuerstatistik 2010 (Statistische Ämter 2016).

          
        

      
    


    Auf der ersten Stufe, d.h. bei einer Anhebung der Einkommensschwelle für den Spitzensteuersatz von 53665 Euro auf 54.665 Euro, ergibt sich eine aggregierte Entlastung in Höhe von 794 Mio. Euro für die Steuerzahler. Eine Rechtsverschiebung um weitere 1000Euro führt zu einer gesamten Entlastung von 1,6Mrd. Euro, knapp unter dem Zweifachen des Ausgangswertes. Wie schon bei der ersten Reformoption nehmen die zusätzlichen aggregierten Entlastungswirkungen von Stufe zu Stufe stetig weiter ab. Eine Verschiebung der Einkommensschwelle um 25000 Euro im Vergleich zu 24000Euro macht demnach lediglich einen Differenzbetrag von knapp 433 Mio. Euro aus. Würde der Spitzensteuersatz von 42% erst bei einer Einkommensgrenze von 80000 Euro gelten, ginge das mit einer absoluten Entlastung der Steuerzahler in Höhe von 15,2 Mrd. Euro einher. Dieser Wert wurde unter der ersten Reformoption bereits auf der fünften Stufe, d.h. bei einem Beginn der zweiten linear-progressive Zone ab einem zu versteuernden Einkommen von 18670 Euro, überschritten.


    Reformoption III: Parallelverschiebung der zweiten linear-progressiven Zone


    Anpassung des Tarifs


    Die dritte Reformoption stellt eine Kombination der beiden vorhergehenden Varianten dar. Wieder verbleiben Eingangssteuersatz, Spitzensteuersatz sowie der Grundfreibetrag auf den gegenwärtig gesetzlich festgelegten Niveaus. Während in den beiden bisherigen Szenarien jedoch jeweils nur eine Tarifgrenze beim zu versteuernden Einkommen angepasst wurde, betrachtet die letzte Variante die Auswirkungen einer gleich­zeitigen Verschiebung: Sowohl der untere Einkommens­eckwert zu Beginn der zweiten Progressionszone als auch der Grenzwert der ersten Proportionalzone werden jeweils in 1000-Euro-Schritten erhöht. Die untere Grenze der zweiten Prog­ressionszone verschiebt sich wie in ReformoptionI bis auf maximal 24680Euro, so dass die untere Grenze der ersten Proportionalzone bei maximal 64676 Euro liegt. Diese Verschiebung bewirkt eine Abflachung des Mittelstandsbauchs im unteren Abschnitt: Wie bei Reformoption I sinken durch die Rechtsverschiebung des ersten Eckwertes die Grenzsteuersätze für gegebene Einkommen in der ersten Progressionszone. Dies betrifft natürlich auch Steuerpflichtige mit einem zu versteuernden Einkommen, das in die zweite Prog­ressionszone fällt, wobei hier je­doch die Steigung der Grenzsteuersatzfunktion kons­tant bleibt (vgl. Abb. 4).


    
    Abb. 4
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    Auswirkungen auf den Staatshaushalt


    Tabelle 3 gibt einen Überblick über die Entlastungswirkung der dritten Reformvariante. Die aggregierten Steuereinnahmen fallen hierbei stärker als bei einer entsprechenden Verschiebung der Einkommensgrenze in jeweils einem der beiden vorherigen Szenarien, sind jedoch nicht so groß wie die Summe der beiden Reformoptionen.


    Tab. 3


    
      
        
        
      

      
        
          	
            Parallelverschiebung der zweiten linear-progressiven Zone, aggregierte Entlastungswirkung

          
        


        
          	
            Erhöhung der Grenze zu Beginn der 3.und 4. Tarifzone um jeweils …

          

          	
            Aggregierte Entlastungswirkung für Steuerzahler

          
        


        
          	
            … 1000 Euro

          

          	
            4,120 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 2000 Euro

          

          	
            8,072 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 3000 Euro

          

          	
            11,860 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 4000 Euro

          

          	
            15,492 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 5000 Euro

          

          	
            18,972 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 6000 Euro

          

          	
            22,307 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 7000 Euro

          

          	
            25,500 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 8000 Euro

          

          	
            28,556 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 9000 Euro

          

          	
            31,482 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 10000 Euro

          

          	
            34,283 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 11011 Euro

          

          	
            36,993 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            Anmerkungen: Differenz zwischen dem Steuertarif 2016 und einem neuen Steuertarif mit entsprechender Grenzverschiebung beim zu versteuernden Einkommen.

          
        


        
          	
            Quelle: Berechnungen des ifo Instituts mit Hilfe des ifo-ESM unter Berücksichtigung steuertariflicher Änderungen auf Grundlage der in das Jahr 2016 fortgeschriebenen Faktisch Anonymisierten Lohn- und Einkommensteuerstatistik 2010 (Statistische Ämter 2016).

          
        

      
    


    Insgesamt steigen die Entlastungswirkungen für die Steuerzahler kontinuierlich von ca. 4,1 Mrd. Euro bei einer Parallelverschiebung um 1000 Euro auf ca. 37,0Mrd. Euro bei einer Parallelverschiebung von 11011 Euro. Würde der Gesetzgeber beispielsweise anstreben, die Steuerquote in etwa auf dem Wert des Jahres 2014 zu halten, so könnte dies durch eine Verschiebung um etwa 5000 Euro erreicht werden, wobei die Entlastung dann ca. 19,0 Mrd. Euro betragen würde (vgl. Fuest 2016).


    Wie in den beiden Reformvarianten zuvor werden die zusätzlichen Entlastungen mit jeder weiteren Parallelverschiebung der zweiten linear-progressiven Zone geringer. Eine Verschiebung der Einkommensgrenzen um 2000 Euro statt 1000 Euro erhöht die Entlastung noch um 4,0 Mrd. Euro. Eine Verschiebung um 10000Euro statt 9000 Euro führt lediglich zu einer zusätzlichen Entlastung im Vergleich zur vorherigen Stufe von ca. 2,8 Mrd. Euro.


    Varianten zur Gegenfinanzierung


    Anpassung des Tarifs


    Es werden zwei Varianten vorgestellt, die den Fiskus für die entstehenden Steuermindereinnahmen durch die Abflachung des Mittelstandsbauchs zumindest partiell kompensieren könnten, während geringe und mittlere Einkommen stets eine steuerliche Entlastungswirkung erfahren (vgl. Abb. 5).


    
    Abb. 5
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    Bei der Gegenfinanzierungsvariante I wird die erste Proportionalzone – d.h. der Bereich des Einkommensteuertarifs ab einem zu versteuernden Einkommen von 53665 Euro, in dem der Grenzsteuersatz gegenwärtig konstant bei 42% liegt – durch eine neue, linear-progressive Zone ersetzt. Für Einkommen zwischen 53665 Euro und 254446Euro erhöht sich demnach der Grenzsteuersatz graduell von 42% auf 45%, anstatt wie bisher am Ende der Zone abrupt auf den Reichensteuersatz zu springen. Der konstante Grenzsteuersatz von 45% für die höchsten Einkommen ab 254446Euro bleibt erhalten.


    Bei der stärkeren Gegenfinanzierungsvariante II wird zunächst der Schwellenwert des zu versteuernden Einkommens, ab dem der sogenannte Reichensteuersatzgreift, auf 125000 Euro mehr als halbiert. Zusätzlich wird wie bei der ersten Gegenfinanzierungs­option eine neue, linear-prog­res-sive Zone zwischen 42% und 45% eingeführt. Die Steigung des Grenzsteuerverlaufs dieser Zone zwischen 53665Euro und 125000Euro ist im Vergleich zur GegenfinanzierungsvarianteI aufgrund des vorgezogenen Schwellenwerts der Reichensteuer nunmehr steiler. Ab einem zu versteuernden Einkommen von 125001Euro bleibt der Grenzsteuersatz konstant bei 45%.


    Auswirkungen auf den Staatshaushalt


    Unter der Reformoption I würde die Einführung einer dritten linear-progressiven Zone stets Steuereinnahmen in Höhe von etwa 979Mio. Euro (Gegenfinanzierungsvariante I) bzw. 2,036 Mrd. Euro (GegenfinanzierungsvarianteII) generieren, unabhängig vom Abflachen des eigentlichen Mittelstandsbauchs. Sollte mit der Gegenfinanzierung eine aggregierte Steueraufkommensneutralität angestrebt werden, ließen sich durch die Mehrbelastung der Besserverdiener jedoch kaum Entlastungen für untere und mittlere Einkommen erzielen. So hätte eine Erhöhung der dritten Tarifgrenze wie im Reformszenario vorgesehen um 1000 Euro bereits Steuermindereinnahmen von ca. 2,4 Mrd. Euro unter Einbezug der Gegenfinanzierungsvariante I bzw. von ca. 1,3 Mrd. Euro bei der zweiten Gegenfinanzierungsoption zur Folge.


    Im Gegensatz zum ersten Reformszenario, bei dem der Beginn einer neuen linear-prog­ressiven Zone vor dem Greifen der konstanten Reichensteuer fix war, verschiebt sich diese Einkommensschwelle im zweiten Reformszenario um die entsprechenden 1000-Euro-Intervalle. Durch diese Rechtsverschiebung wird der Verlauf der Grenzsteuersätze der durch die Gegenfinanzierungsoptionen eingeführten progressiv-linearen Tarifzone in den oberen Einkommensbereichen zunehmend steiler, so dass selbst geringe Einkommenszuwächse einen starken Anstieg des Grenzsteuersatzes zur Folge haben. Dennoch vermag es auch in diesem Szenario die Gegenfinanzierung kaum, die Steuermindereinnahmen in einem subs­tantiellen Umfang zu begrenzen oder gar eine Steueraufkommensneutralität zu erreichen (vgl. Tab. 4). Bei der ersten Gegenfinanzierungsvariante könnte der Staat nur bei einer Verschiebung der oberen Grenze der zweiten Progressionszone um 1000Euro die entsprechend leichte Abflachung des Mittelstandsbauchs voll kompensieren und sogar 171Mio. Euro an Mehreinnahmen aus der Einkommensteuer generieren. Bei einer Erhöhung des Eckwerts um weitere 1000Euro übertreffen jedoch die daraus resultierenden Steuerentlastungen die Steuermehreinnahmen durch die Gegenfinanzierung bereits um 614 Mio. Euro. Bei der Gegenfinanzierungsvariante II würde bei einer Eckwertverschiebung um 2000 Euro die entsprechende Abflachung des Mittelstandsbauchs noch mit Steuermehreinnahmen i.H.v. ca. 420 Mio. Euro einhergehen. Bei einer weiteren Verschiebung reichen die Steuermehreinnahmen im oberen Einkommensbereich jedoch schon nicht mehr aus, um die Abflachung des Mittelstandsbauchs vollständig zu kompensieren.


    Tab. 4


    
      
        
        
        
      

      
        
          	
            Spitzensteuersatz bei höherer Einkommensgrenze in Reformszenario II, aggregierte Entlastungswirkung

          
        


        
          	

          	
            Aggregierte Entlastungswirkung für Steuerzahler

          
        


        
          	
            Erhöhung der Grenze zu Beginn der 4. Tarifzone um …

          

          	
            mit Gegenfinanzierung I

          

          	
            mit Gegenfinanzierung II

          
        


        
          	
            … 1000 Euro

          

          	
            –0,171 Mrd. Euro

          

          	
            –1,216 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 2000 Euro

          

          	
            0,614 Mrd. Euro

          

          	
            –0,420 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 3000 Euro

          

          	
            1,374 Mrd. Euro

          

          	
            0,351 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 4000 Euro

          

          	
            2,115 Mrd. Euro

          

          	
            1,103 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 5000 Euro

          

          	
            2,835 Mrd. Euro

          

          	
            1,834 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 10000 Euro

          

          	
            6,155 Mrd. Euro

          

          	
            5,203 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 15000 Euro

          

          	
            9,073 Mrd. Euro

          

          	
            8,163 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 20000 Euro

          

          	
            11,660 Mrd. Euro

          

          	
            10,789 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 25000 Euro

          

          	
            13,965 Mrd. Euro

          

          	
            13,128 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 26335 Euro, auf ein zu versteuerndes Einkommen von 80000 Euro

          

          	
            14,540 Mrd. Euro

          

          	
            13,711 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            Anmerkungen: Differenz zwischen dem Steuertarif 2016 und einem neuen Steuertarif mit entsprechender Grenzverschiebung beim zu versteuernden Einkommen. Negative Werte bedeuten eine steuerliche Mehrbelastung für Steuerzahler. Gegenfinanzierung I durch Einführung einer linear-progressiven Zone bei zu versteuernden Einkommen bis 254446 Euro. Gegenfinanzierung II durch Einführung einer linear-progressiven Zone bei zu versteuernden Einkommen bis 125000 Euro.

          
        


        
          	
            Quelle: Berechnungen des ifo Instituts mit Hilfe des ifo-ESM unter Berücksichtigung steuertariflicher Änderungen auf Grundlage der in das Jahr 2016 fortgeschriebenen Faktisch Anonymisierten Lohn- und Einkommensteuerstatistik 2010 (Statistische Ämter 2016).

          
        

      
    


    Auch für die dritte Reformoption wird die Einführung einer dritten linear-progressiven Steuerzone beginnend bei den jeweils neuen Einkommensgrenzen betrachtet, um die erheblichen Steuermindereinnahmen durch das Abflachen des Mittelstandsbauchs partiell zu kompensieren (vgl. Tab. 5). Das Volumen der durch die Gegenfinanzierungsvarianten generierten Steuereinnahmen ist jedoch abermals begrenzt: Die entsprechenden Mehreinnahmen beliefen sich auf etwa 837 Mio. Euro bis 965 Mio. Euro bei VarianteI, bzw. 1,78 Mrd. Euro bis 2 Mrd. Euro bei der zweiten Gegenfinanzierungsvariante. Bei einer parallelen Verschiebung der Einkommensgrenzen um beispielsweise 10000 Euro würden die Steuermindereinnahmen somit immer noch bei ca. 33,4Mrd. Euro (GegenfinanzierungsvarianteI) bzw. 32,3 Mrd. Euro (Gegenfinanzierungs­variante II) liegen. Durch die Einführung einer linear-progressiven Zone zwischen Spitzen- und Reichensteuersatz könnten folglich auch im dritten Reformszenario aufkommensneutral kaum umfangreiche Entlastungen für die Steuerzahler im unteren und mittleren Einkommensbereich realisiert werden.


    Tab. 5


    
      
        
        
        
      

      
        
          	
            Parallelverschiebung der zweiten linear-progressiven Zone in Reformszenario III, aggregierte Entlastungswirkung

          
        


        
          	

          	
            Aggregierte Entlastungswirkung für Steuerzahler

          
        


        
          	
            Erhöhung der Grenze zu Beginn der 3. und 4.Tarifzone um jeweils …

          

          	
            mit Gegenfinanzierung I

          

          	
            mit Gegenfinanzierung II

          
        


        
          	
            … 1000 Euro

          

          	
            3,155 Mrd. Euro

          

          	
            2,110 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 2000 Euro

          

          	
            7,121 Mrd. Euro

          

          	
            6,087 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 3000 Euro

          

          	
            10,835 Mrd. Euro

          

          	
            9,901 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 4000 Euro

          

          	
            14,569 Mrd. Euro

          

          	
            13,557 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 5000 Euro

          

          	
            18,062 Mrd. Euro

          

          	
            17,061 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 6000 Euro

          

          	
            21,410 Mrd. Euro

          

          	
            20419 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 7000 Euro

          

          	
            24,616 Mrd. Euro

          

          	
            23,635 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 8000 Euro

          

          	
            27,683 Mrd. Euro

          

          	
            26,712 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 9000 Euro

          

          	
            30,622 Mrd. Euro

          

          	
            29,661 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 10000 Euro

          

          	
            33,435 Mrd. Euro

          

          	
            32,482 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            … 11011 Euro

          

          	
            36,156 Mrd. Euro

          

          	
            35,213 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            Anmerkungen: Differenz zwischen dem Steuertarif 2016 und einem neuen Steuertarif mit entsprechender Grenzverschiebung beim zu versteuernden Einkommen. Gegenfinanzierung I durch Einführung einer linear-progressiven Zone bei zu versteuernden Einkommen bis 254446 Euro. Gegenfinanzierung II durch Einführung einer linear-progressiven Zone bei zu versteuernden Einkommen bis 125000 Euro.

          
        


        
          	
            Quelle: Berechnungen des ifo Instituts mit Hilfe des ifo-ESM unter Berücksichtigung steuertariflicher Änderungen auf Grundlage der in das Jahr 2016 fortgeschriebenen Faktisch Anonymisierten Lohn- und Einkommensteuerstatistik 2010 (Statistische Ämter 2016).

          
        

      
    


    Fazit


    Der Mittelstand wird häufig als derjenige Teil der Gesellschaft angesehen, der besonders unter staatlichen Abgaben leidet. Der vorliegende Beitrag hat verschiedene Möglichkeiten aufgezeigt, wie die steuerliche Belastung des Mittelstands verringert werden könnte, und welche Be- und Entlastungswirkungen für öffentliche Haushalte damit verbunden wären.


    Als mögliche Ansätze zur Abflachung des von schnell ansteigenden Grenzsteuersätzen geprägten Mittelstandsbauchs wurden drei Gruppen von Reformvorschlägen untersucht. Zunächst wurde die stufenweise Rechtsverschiebung des Einkommenseckwerts zu Beginn der zweiten Progressionszone betrachtet (Reformoption I). Dies führt zur Abflachung des eigent­lichen Mittelstandsbauchs. Als zweite Option bietet sich die Rechtsverschiebung der Einkommensschwelle, ab welcher der Spitzensteuersatz greift, an (Reformoption II). Zuletzt wurde eine Kombination dieser beiden Varianten untersucht, die sich als Parallelverschiebung der beiden Grenzen darstellt (Reformoption III). Die Auswirkungen der Reformoptionen wurden mit Hilfe des ifo-ESM geschätzt.


    Die genannten Reformszenarien führen in keinem Fall zu einer Schlechterstellung eines Steuerpflichtigen gegenüber dem Status quo. Alle Einkommensteuerpflichtigen, die über dem Grundfreibetrag liegen, profitieren von einer Abflachung des Mittelstandsbauchs. Da ein Großteil der Steuerpflichtigen ein zu versteuerndes Einkommen im Bereich des Mittelstandsbauchs bezieht, führt eine solche Reform zu entsprechend breitflächigen Entlastungswirkungen.


    Möchte man den eigentlichen Mittelstandsbauch gleichmäßig abflachen (Reformoption I), so ergeben die Berechnungen für eine »moderate« Abflachung –eine Erhöhung des Eckwertes am Beginn der zweiten Progressionszone um 5000 Euro – eine Steuerentlastung von insgesamt 15,7 Mrd. Euro. Soll der komplette Mittelstandsbauch verschwinden, wofür eine Rechtsverschiebung um 11011 Euro erforderlich ist, ergibt sich eine Steuerentlastung von 31,4 Mrd. Euro.


    Soll der Spitzensteuersatz erst bei höheren Einkommen als gegenwärtig greifen (Reformoption II), was zu einem Abflachen des Mittelstandsbauchs im oberen Bereich führt, so folgt eine Entlastungswirkung von 3,7 Mrd. Euro bei einer »moderaten« Rechtsverschiebung der Einkommensschwelle um 5000 Euro. Für eine »starke« Rechtsverschiebung dieses Wertes um 25000Euro ergeben die Berechnungen eine Steuerentlastung von 14,7 Mrd. Euro.


    Verfolgt man das Ziel, sowohl den Mittelstandsbauch im unteren Bereich abzuflachen als auch den Spitzensteuersatz erst bei höheren Einkommen als gegenwärtig greifen zu lassen, so bietet sich Reformoption III als Kombination der beiden oben genannten Reformvorschläge an. Für eine Verschiebung der beiden genannten Eckwerte um 5000 Euro ergibt sich eine Steuerentlastung von 19,0 Mrd. Euro. Hierbei würde die Steuerquote etwa auf dem Wert des Jahres 2014 gehalten werden können. Eine Verschiebung beider Werte um 11011 Euro resultiert in einer Steuerentlastung von ca. 37,0 Mrd. Euro.


    Als mögliche Gegenfinanzierung zur partiellen Beseitigung des Mittelstandsbauchs wurde zunächst die Einführung einer neuen linear-progressiven Zone für Einkommen zwischen 53665 Euro und 254446Euro untersucht. Hierbei erhöht sich der Grenzsteuersatz graduell von 42% auf 45%. Dies würde ein zusätzliches Steueraufkommen von ca. 690 Mio. bis maximal etwa 1Mrd. Euro generieren und erscheint daher als substantielle Gegenfinanzierung zu den diskutierten Reformvorschlägen kaum geeignet.


    Zuletzt wurde eine Gegenfinanzierungsvariante betrachtet, bei der ebenfalls eine linear-progressive Zone zwischen den gegenwärtigen Grenzsteuersätzen von 42% und 45% neu eingeführt wird, der Eckwert des zu versteuernden Einkommens, ab der die Reichensteuer von 45% greift, jedoch auf 125000 Euro mehr als halbiert wird. Zwar würden die Steuermehreinnahmen im Vergleich zu der ersten Gegenfinanzierungsoption hierdurch etwa verdoppelt, der absolute Betrag i.H.v. 1,5 Mrd. bis ca. 2 Mrd. Euro reicht jedoch nicht aus, um eine starke Abflachung des Mittelstandsbauchs fiskalisch voll zu kompensieren.


    Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass ein Abflachen des Mittelstandsbauchs zu substantiellen Entlastungswirkungen für die Steuerzahler führt. Umgekehrt bedeutet dies jedoch auch Steuermindereinnahmen für den Staat in gleicher Höhe. Die »richtige« Verteilung der steuerlichen Belastung verschiedener Gruppen von Einkommensbeziehern entzieht sich dabei einer finanzwissenschaftlichen Bewertung und verbleibt als Frage, die schlussendlich im demokratisch-politischen Diskurs entschieden werden muss.
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    Endnoten


    
      
        1 Fabian Häring war von Oktober bis Dezember 2016 Praktikant im ifo Zentrum für öffentliche Finanzen und politische Ökonomie.

      


      
        2 Dieser Beitrag übernimmt Teile des Textes einer Studie, die das ifo Institut im Auftrag der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) angefertigt hat (Dorn et al. 2016a). Die dargestellten Reformoptionen sind beispielhafte Berechnungen und nicht notwendigerweise Forderungen der Autoren oder des ifo Instituts.

      


      
        3 Die Mikrodaten werden von den Forschungsdatenzentren der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder bereitgestellt. Die Daten des Erhebungsjahres 2010 sind gegenwärtig die neuesten zur Verfügung stehenden Daten. Der verwendete Datensatz stellt eine 10%-Stichprobe aller Einkommensteuerpflichtigen dar und umfasst ca. 3,9 Mio. Beobachtungen.

      


      
        4 Für die Simulation werden die Bruttoeinkommen auf Grundlage der Lohn- und Einkommensteuerstatistik 2010 (Statistische Ämter 2016) approximiert und mit dem Bruttolohnwachstum bis 2016 fortgeschrieben. Für das Bruttolohnwachstum je Arbeitnehmer bis 2015 vgl. Statistisches Bundesamt (2016a). Die Prognose des Bruttolohnwachstums im Jahr 2016 basiert auf der Gemeinschaftsdiagnose (2016). Die gesetzlichen Änderungen bei Freibeträgen, Abzugsposten und der Steuertarifformel zwischen 2010 und 2016 werden berücksichtigt. Die Entwicklung der Höhe einzelner Abzugsposten wird, sofern nötig, mittels Fortschreibung mit der Inflationsrate bzw. dem Bruttolohnwachstum approximiert. Für die Inflation bis 2015 wird der Verbraucherpreisindex des Statistischen Bundesamtes (2016b) verwendet. Die Inflationsprognose des Jahres 2016 basiert auf der Gemeinschaftsdiagnose (2016).

      


      
        5 Zu den Belastungswirkungen der Kalten Progression und Entlastungswirkungen eines Einkommensteuertarifs auf Rädern siehe Dorn et al. (2017a; 2017b; 2016b) und Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2011, S. 206 ff.).

      

    

  


  
    Wolfgang Nierhaus


    Vierteljährlicher Realwert des BIP und Terms of Trade: Ölpreisanstieg dämpft Expansion

  


  
    Das Statistische Bundesamt veröffentlicht neben dem realen Bruttoinlandsprodukt regelmäßig auch den Realwert des Bruttoinlandsprodukts. Die beiden Schlüsselindikatoren unterscheiden sich um den Terms-of-Trade-Effekt. Der vorliegende Beitrag präsentiert aktuelle vierteljährliche Ergebnisse. Zusätzlich wird auf Terms-of-Trade-Wirkungen im nominalen Außenhandel eingegangen.


    


    

  


  
    Das reale Bruttoinlandsprodukt (BIP) gilt als der umfassende Maßstab für die gesamte wirtschaftliche Leistung einer Volkswirtschaft. Das BIP wird als zentraler Konjunktur- und Wachstumsindikator angesehen, nach seiner Entwicklung wird zumeist der Erfolg bzw. Misserfolg der Wirtschaftspolitik bemessen. Seit geraumer Zeit gibt es einen weiteren gesamtwirtschaftlichen Schlüsselindikator, nämlich das im Inland entstandene Realeinkommen (Realwert des BIP) (vgl. Lützel 1987; Nierhaus 2000; Kohli 2004). Folgt man den Regeln des SNA, so ist, um zum Realwert des BIP zu gelangen, zum realen BIP der sog. Terms-of-Trade-Effekt (T) zu addieren, d.h., es gilt: Realwert BIP = reales BIP + T. Bezeichnet man mit Xr die realen Exporte, mit Mr die realen Importe, mit pX den Exportpreisindex, mit pM den Importpreisindex und mit p einen allgemeine Deflator, so lässt sich T wie folgt ausdrücken:1


    T = Xr (pX / p – 1) + Mr (1 – pM / p)


    Der Terms-of-Trade-Effekt kann positiv (trading gain) oder negativ sein (trading loss). Im Falle eines trading gain (T> 0) ist der Realwert des BIP größer als das reale BIP, im Falle eines trading loss (T<0) kleiner. Im jeweiligen Basisjahr ist T definitionsgemäß null. Hinreichend für das Entstehen einen trading gain ist, dass der Relativpreis der Exporte gegenüber dem Vorjahr gestiegen ist (pX /p > 1) und der Relativpreis der Importe zugleich gesunken ist (pM/p < 1). Hiermit geht stets eine Verbesserung der Terms of Trade θ(= pX /pM) einher. Umgekehrtes gilt für das Entstehen eines trading loss. In den deutschen VGR wird als umfassender Deflator der Preisindex der inländischen Verwendung pLIV verwendet. Dieser Preisindex repräsentiert die Preisentwicklung aller Güter, die von privaten Haushalten, Unternehmen und vom Staat gekauft werden.


    Ergebnisse


    Im vergangenen Jahr hat sich in Deutschland die Kaufkraft der im Produktionsprozess entstandenen Einkommen zum vierten Mal in Folge stärker erhöht als die gesamtwirtschaftliche Produktion (vgl. Nierhaus 2017). So stieg das reale BIP im Jahresdurchschnitt 2016 gegenüber dem Vorjahr um 1,9%. Die inländischen Realeinkommen nahmen, legt man den Preisindex der inländischen Verwendung als globalen Wertmaßstab zugrunde, dagegen um 2,3% zu. Maßgeblich für diese Entwicklung war die nochmalige Verbesserung des realen Austauschverhältnisses mit dem Ausland aufgrund rückläufiger Einfuhrpreise. Die Terms of Trade erhöhten sich 2016 im Vorjahresvergleich um 1,5%; ein Jahr zuvor waren sie sogar um 2,6% gestiegen. Anders als im Jahr 2015 wurde die Terms-of-Trade-Verbesserung 2016 dadurch geschmälert, dass Kostenersparnisse bei importierten Vorleistungsgütern (insbesondere bei Öl und Mineralölprodukten) in den Ausfuhrpreisen teilweise weitergegeben wurden. Zudem haben viele Unternehmen angesichts des problematischen weltwirtschaftlichen Umfelds wenig Spielraum gesehen, auf Auslandsmärkten Preiserhöhungen durch­zusetzen.


    Per saldo konnte die deutsche Wirtschaft im vergangenen Jahr einen Terms-of-Trade-induzierten Realeinkommensgewinn in Höhe von 14Mrd. Euro erzielen (vgl. Tab. 1). Zum Anstieg des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens trug der Terms-of-Trade-Effekt 0,5Prozentpunkte bei. Der Beitrag des Terms-of-Trade-Effekts zur Veränderung des Realeinkommens (relativer Terms-of-Trade-Effekt) ist hier als Differenz der Veränderung des Realwerts des BIP und der Veränderung des realen BIP definiert (approximativ kann dies auch als Differenz der Veränderungsraten von BIP-Deflator und Deflator der inländischen Verwendung ausgedrückt werden) (vgl. Nierhaus 2017, S. 48).


    Unter konjunkturanalytischen Aspekten sind aber weniger die Jahresdurchschnittswerte interessant, vielmehr muss auf die unterjährige Entwicklung fokussiert werden. Zur Ermittlung der relativen Terms-of-Trade-Effekte auf Vierteljahresbasis sind aus den Quartalsergebnissen in Vorjahrespreisen fortlaufende Kettenindizes zu bilden. Hierzu gibt es in den internationalen VGR mehrere Methoden. Beim Annual-Overlap-Verfahren (AO-Verfahren), das in Deutschland zum Zuge kommt, werden die Volumina eines Berichtsquartals (bewertet in Vorjahrespreisen) zum jeweiligen nominalen Vorjahresquartalsdurchschnitt in Beziehung ge­setzt. Durch sukzessive Multiplikation mit den – jeweils um ein Jahr verzögerten – Volumenindizes der Jahresrechnung ergibt sich ein fortlaufender vierteljährlicher Volumenindex. Der Beitrag des Terms-of-Trade-Effekts zur Veränderung des vierteljährlichen Realeinkommens ist wie in der Jahresrechnung als Differenz der Veränderung des verketteten Realwerts des BIP und der Veränderung des verketteten realen BIP definiert. Einen Überblick über die aktuellen Quartalsergebnisse, die zu den Jahresergebnissen korrespondieren, liefert Tabelle 1. Insbesondere zeigt sich, dass der Terms-of-Trade-Effekt im Jahr 2016 von Quartal zu Quartal in immer geringerem Ausmaß zum Anstieg des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens gegenüber dem vergleichbaren Vorjahreszeitraum beigetragen hat: Zuletzt war der Effekt sogar negativ.


    Tab. 1


    
      
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Realwert des Bruttoinlandsprodukts, reales Bruttoinlandsprodukt und Terms-of-Trade-Effekt

          
        


        
          	

          	
            Realwert des BIPa)

            (Realeinkommen) zum Preis-

            niveau des Vorjahres


            (1) = (2) + (5)

          

          	
            Terms-of Trade-Effekta)

            zum Preisniveau des Vorjahres

          

          	
            BIP

            in Vorjahrespreisen

            (unverkettete

            Volumenwerte)


            (5)

          

          	
            Realwert des BIPa)

            (Realeinkommen)

            Kettenindex


            (2010 = 100)


            (6)

          

          	
            Terms-of-Tradea),e)

            Effekt


            (7) = (6) – (8)

          

          	
            Preisbereinigtes BIP

            Kettenindex


            (2010 = 100)


            (8)

          
        


        
          	
            Insgesamtb)


            (2) = (3) + (4)

          

          	
            Export

            Preiseffektc)


            (3)

          

          	
            Import

            Preiseffektd)


            (4)

          
        


        
          	

          	
            Ursprungswerte

          
        


        
          	
            in Mrd. Euro

          

          	
            Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr

          
        


        
          	
            2012

          

          	
            2714,862

          

          	
            –1,732

          

          	
            2,669

          

          	
            –4,402

          

          	
            2716,594

          

          	
            0,4

          

          	
            –0,1

          

          	
            0,5

          
        


        
          	
            2013

          

          	
            2780,250

          

          	
            8,679

          

          	
            –27,977

          

          	
            36,656

          

          	
            2771,571

          

          	
            0,8

          

          	
            0,3

          

          	
            0,5

          
        


        
          	
            2014

          

          	
            2883,714

          

          	
            12,397

          

          	
            –20,727

          

          	
            33,123

          

          	
            2871,317

          

          	
            2,0

          

          	
            0,4

          

          	
            1,6

          
        


        
          	
            2015

          

          	
            3004,766

          

          	
            30,372

          

          	
            1,963

          

          	
            28,409

          

          	
            2974,394

          

          	
            2,8

          

          	
            1,0

          

          	
            1,7

          
        


        
          	
            2016

          

          	
            3103,191

          

          	
            13,997

          

          	
            –28,058

          

          	
            42,055

          

          	
            3089,194

          

          	
            2,3

          

          	
            0,5

          

          	
            1,9

          
        


        
          	
            2014

          

          	
            1.Vj

          

          	
            713,801

          

          	
            1,308

          

          	
            –2,544

          

          	
            3,851

          

          	
            712,493

          

          	
            3,0

          

          	
            0,4

          

          	
            2,6

          
        


        
          	

          	
            2.Vj

          

          	
            711,505

          

          	
            2,640

          

          	
            –4,136

          

          	
            6,775

          

          	
            708,865

          

          	
            1,3

          

          	
            0,4

          

          	
            0,9

          
        


        
          	

          	
            3.Vj

          

          	
            735,448

          

          	
            3,522

          

          	
            –4,124

          

          	
            7,647

          

          	
            731,926

          

          	
            1,5

          

          	
            0,4

          

          	
            1,2

          
        


        
          	

          	
            4.Vj

          

          	
            722,868

          

          	
            4,835

          

          	
            –10,086

          

          	
            14,921

          

          	
            718,033

          

          	
            2,3

          

          	
            0,6

          

          	
            1,7

          
        


        
          	
            2015

          

          	
            1.Vj

          

          	
            741,517

          

          	
            6,767

          

          	
            2,609

          

          	
            4,158

          

          	
            734,750

          

          	
            2,5

          

          	
            1,2

          

          	
            1,3

          
        


        
          	

          	
            2.Vj

          

          	
            740,904

          

          	
            6,148

          

          	
            3,454

          

          	
            2,694

          

          	
            734,756

          

          	
            2,7

          

          	
            0,9

          

          	
            1,8

          
        


        
          	

          	
            3.Vj

          

          	
            766,579

          

          	
            8,089

          

          	
            2,620

          

          	
            5,469

          

          	
            758,490

          

          	
            2,8

          

          	
            1,0

          

          	
            1,8

          
        


        
          	

          	
            4.Vj

          

          	
            755,746

          

          	
            9,348

          

          	
            –6,692

          

          	
            16,040

          

          	
            746,398

          

          	
            3,1

          

          	
            1,0

          

          	
            2,1

          
        


        
          	
            2016

          

          	
            1.Vj

          

          	
            766,095

          

          	
            5,634

          

          	
            –2,872

          

          	
            8,506

          

          	
            760,461

          

          	
            2,4

          

          	
            0,9

          

          	
            1,5

          
        


        
          	

          	
            2.Vj

          

          	
            776,633

          

          	
            3,727

          

          	
            –6,411

          

          	
            10,138

          

          	
            772,906

          

          	
            3,9

          

          	
            0,7

          

          	
            3,2

          
        


        
          	

          	
            3.Vj

          

          	
            788,642

          

          	
            3,333

          

          	
            –5,687

          

          	
            9,020

          

          	
            785,309

          

          	
            1,9

          

          	
            0,4

          

          	
            1,5

          
        


        
          	

          	
            4.Vj

          

          	
            771,891

          

          	
            1,373

          

          	
            –13,208

          

          	
            14,581

          

          	
            770,518

          

          	
            1,2

          

          	
            –0,1

          

          	
            1,2

          
        


        
          	

          	
            Saison- und kalenderbereinigte Ergebnissef)

          
        


        
          	
            in Mrd. Euro

          

          	
            Veränderung in % gegenüber dem Vorquartal

          
        


        
          	
            2014

          

          	
            1.Vj

          

          	
            717,942

          

          	
            0,871

          

          	
            –4,154

          

          	
            5,025

          

          	
            717,022

          

          	
            0,6

          

          	
            0,0

          

          	
            0,6

          
        


        
          	

          	
            2.Vj

          

          	
            719,260

          

          	
            2,959

          

          	
            –5,422

          

          	
            8,381

          

          	
            716,280

          

          	
            0,2

          

          	
            0,3

          

          	
            –0,1

          
        


        
          	

          	
            3.Vj

          

          	
            721,495

          

          	
            3,161

          

          	
            –5,879

          

          	
            9,039

          

          	
            718,305

          

          	
            0,3

          

          	
            0,0

          

          	
            0,3

          
        


        
          	

          	
            4.Vj

          

          	
            729,343

          

          	
            5,366

          

          	
            –5,438

          

          	
            10,804

          

          	
            723,974

          

          	
            1,1

          

          	
            0,3

          

          	
            0,8

          
        


        
          	
            2015

          

          	
            1.Vj

          

          	
            744,628

          

          	
            6,079

          

          	
            0,813

          

          	
            5,266

          

          	
            738,474

          

          	
            0,7

          

          	
            0,5

          

          	
            0,2

          
        


        
          	

          	
            2.Vj

          

          	
            748,668

          

          	
            6,282

          

          	
            2,031

          

          	
            4,251

          

          	
            742,324

          

          	
            0,5

          

          	
            0,0

          

          	
            0,5

          
        


        
          	

          	
            3.Vj

          

          	
            752,084

          

          	
            7,906

          

          	
            0,816

          

          	
            7,091

          

          	
            744,111

          

          	
            0,5

          

          	
            0,2

          

          	
            0,2

          
        


        
          	

          	
            4.Vj

          

          	
            756,851

          

          	
            10,030

          

          	
            –1,676

          

          	
            11,706

          

          	
            746,791

          

          	
            0,6

          

          	
            0,3

          

          	
            0,4

          
        


        
          	
            2016

          

          	
            1.Vj

          

          	
            771,737

          

          	
            4,788

          

          	
            –4,859

          

          	
            9,647

          

          	
            766,966

          

          	
            1,0

          

          	
            0,3

          

          	
            0,7

          
        


        
          	

          	
            2.Vj

          

          	
            774,341

          

          	
            3,784

          

          	
            –7,664

          

          	
            11,449

          

          	
            770,540

          

          	
            0,3

          

          	
            –0,1

          

          	
            0,5

          
        


        
          	

          	
            3.Vj

          

          	
            774,685

          

          	
            3,108

          

          	
            –7,625

          

          	
            10,733

          

          	
            771,592

          

          	
            0,0

          

          	
            –0,1

          

          	
            0,1

          
        


        
          	

          	
            4.Vj

          

          	
            777,222

          

          	
            2,327

          

          	
            –7,781

          

          	
            10,108

          

          	
            774,886

          

          	
            0,3

          

          	
            –0,1

          

          	
            0,4

          
        


        
          	
            a) Berechnet mit dem Preisindex der inländischen Verwendung. Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. b) Terms-of-Trade-Effekt: T = Xr (pX/p – 1) + Mr (1 –pM/p) mit Xr: reale Exporte, Mr: reale Importe, pX: Exportpreisindex, pM: Importpreisindex und p: genereller Deflator (hier: Preisindex der inländischen Verwendung). c) Exportpreiseffekt: Xr (pX/p – 1). d) Importpreiseffekt: Mr (1 – pM/p). e) Differenz der Veränderungsraten von Realwert des BIP und realem BIP; in Prozentpunkten. f) Saison- und kalenderbereinigt nach Census X-12-ARIMA.

          
        


        
          	
            Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Die präsentierten Ursprungswerte sind aufgrund ihrer vierteljährlichen Frequenz naturgemäß noch von Saison- und Kalendereffekten beeinflusst. Erst nach deren Ausschaltung mittels einer Saison- und Kalenderbereinigung können sie konsekutiv miteinander verglichen werden. Bereinigte Reihen enthalten die Trend-Zyk­lus-Komponente, die den langfristigen Entwicklungspfad und die mittelfristige Zyklik umfasst, sowie die irreguläre Komponente. Für die Ausschaltung saisonaler und kalendarischer Einflüsse wird hier das Census X-12-ARIMA-Verfahren zugrunde gelegt, das international »Industriestandard« ist.


    Abbildung 1 zeigt, dass der Terms-of-Trade-Effekt vom ersten Quartal 2013 bis zum ersten Quartal 2016 durchwegs positive Beiträge geliefert hat. Seit dem zweiten Quartal 2016 wird die konjunkturelle Expansion der Realeinkommen allerdings durch negative Terms-of-Trade-Effekte gedämpft, die im Zusammenhang mit dem zwischenzeitlich erfolgten Anziehen der Rohölnotierungen und dem Wertverlust des Euro gegenüber dem US-Dollar stehen. Pro Quartal kann der Terms-of Trade-Verlust für die deutsche Volkswirtschaft auf 0,1Prozentpunkte beziffert werden (vgl. Abb.1). Damit hat sich der Abstand zwischen dem saison- und kalenderbereinigten Index des Realwerts des BIP und dem Index des realen BIP, der im ersten Quartal 2016 knapp 1½Indexpunkte (2010 = 100) betragen hat, wieder auf einen Indexpunkt verringert (vgl. Abb. 2).


    
    Abb. 1

[image: 724.png]


    
    Abb. 2
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    Exkurs: Terms-of-Trade-Wirkungen im nominalen Aussenhandel


    Deutschland erzielt traditionell hohe Handelsüberschüsse gegenüber dem Ausland, die zurzeit Anlass zu handelspolitischen Diskussionen insbesondere in den USA geben. In diesem Kontext interessiert naturgemäß, in welchem Ausmaß eine Veränderung des nominalen Außenbeitrags (Saldo zwischen den Exporten und Importen von Waren und Dienstleistungen) auf eine Veränderung der realen Exporte Xr bzw. der realen Importe Mr zurückgeführt werden kann und in welchem Ausmaß auf Veränderungen der Exportpreise pX bzw. der Importpreise pM, d.h. auf Veränderungen der Terms of Trade.


    Mit Hilfe der logarithmic mean Divisia index (LMDI) decomposition2 kann deskriptiv eine Zerlegung der Veränderung des nominalen Außen­beitrags in voneinander un­abhängige Preis- und Mengenfaktoren ohne verbleibende Restgrößen vorgenommen werden. Die Veränderung des nominalen Außenbeitrags Δ(X – M) folgt definitorisch aus der Veränderung der nominalen Exporte ΔpX Xr abzüglich der Veränderung der nominalen Importe ΔpM Mr. Die Veränderung der Exporte ergibt sich mit Hilfe der LMDI-Zerlegung aus dem Veränderungsbeitrag der Ausfuhrpreise ϕX(pX ) und dem Veränderungsbeitrag der realen Exporte ϕX(Xr ), die Veränderung der Importe aus dem Veränderungsbeitrag der Einfuhrpreise ϕM(pM ) und dem Veränderungsbeitrag der realen Importe ϕM(Mr ). Der gesamte Veränderungsbeitrag der Außenhan­delspreise (Preiseffekt) kann in dem Ausdruck ϕX(pX ) – ϕM(pM ) zusammengefasst werden, der gesamte Veränderungsbeitrag der gehandelten Volumina (Mengeneffekt) in dem Ausdruck ϕX(Xr ) – ϕM(Mr ). Die gesamte Änderung des nominalen Außenbeitrags ergibt sich schließlich als Summe von Preis- und Mengeneffekt:


    Δ(X – M) = ϕX(pX ) – ϕM(pM ) + ϕX(Xr ) – ϕM(Mr )


    Abbildung 3 präsentiert in Mrd. Euro die o.g. Veränderungsbeiträge bezüglich des nominalen Außenbeitrags seit dem Jahr 2005 (vgl. Deutsche Bundesbank 2017, S. 20). Rein rechnerisch lässt sich der Anstieg des Handelsüberschusses in den vergangenen drei Jahren in Höhe von 70Mrd. Euro zu rund 90% auf Verbesserungen im realen Austauschverhältnis zurückführen, nur gut 10% gehen auf die Zunahme der gehandelten Volumina zurück. Bezieht man die Entwicklung des Jahres 2013 in die Rechnung ein, so lässt sich praktisch die gesamte Zunahme des nominalen Außenbeitrags im Rechenzeitraum auf Terms-of-Trade-Verbesserungen zurückführen. Von der Entwicklung der gehandelten Mengen her wäre dagegen ein leichter Rückgang des nominalen Außenbeitrags zu erwarten gewesen.


    
    Abb. 3

[image: 852.png]


    Fazit


    Die hier vorgestellten Berechnungen zum Realwert des Bruttoinlandsprodukts folgen den Empfehlungen des ESVG, die sich ihrerseits auf die Vorgaben des System of National Accounts (SNA) stützen. Terms-of-Trade-Effekte sind im preisbereinigten BIP nicht enthalten, weil Gewinne bzw. Verluste aus Verschiebungen der Preisrelationen im internationalen Handel nicht zur realen wirtschaftlichen Leistung gezählt werden. Sie werden bei der Berechnung des preisbereinigten BIP durch die Methode der doppelten Deflationierung ausgeschaltet. Je größer der Anteil von Exporten und Importen am BIP ist und umso mehr sich die ausgeführten Güter in ihrer Zusammensetzung von den eingeführten Gütern unterscheiden, desto größer kann der Unterschied zwischen Realwert des BIP und realem BIP rechnerisch werden (vgl. United Nations 2009, S. 316). Dies muss zwar nicht im langjährigen Durchschnitt gelten, weil sich außenhandelsbedingte Realeinkommensgewinne und -verluste über große Zeiträume saldieren können. Von einem Jahr zum anderen können sich aber Unterschiede einstellen.


    Im Jahr 2016 hat in Deutschland die Kaufkraft der im heimischen Wirtschaftsprozess entstandenen Einkommen zum vierten Mal in Folge stärker zugenommen als das reale Bruttoinlands­produkt. Dies gilt allerdings nur in der Jahresdurchschnittsbetrachtung, in der sich vorrangig die ölpreisbedingte Verbesserung der Terms of Trade vom Winterhalbjahr 2015/16 und damit ein Überhangsphänomen widerspiegelt. Im unterjährigen konjunkturellen Verlauf zeigt sich, dass die Expansion der Realeinkommen seit dem zweiten Quartal 2016 aufgrund von Terms-of-Trade-Verlusten im Zu­sammenhang mit dem Anstieg des Ölpreises und dem Wertverlust des Euro im Vergleich zum preisbereinigten BIP schwächer gewesen ist. Der Realwert des BIP nahm saison- und kalenderbereinigt von zweiten bis zum vierten Quartal 2016 nur um 0,7% zu, das preisbereinigte BIP dagegen um 1,0%. Seit dem vergangenen Frühjahr fällt damit die wirtschaftliche Dynamik, gemessen an der konjunkturelle Zu­nahme des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens, etwas geringer aus, als es in den laufenden Quartalsraten des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts zum Ausdruck kommt.


    Deutschland erzielt als Exportnation traditionell hohe Handelsüberschüsse gegenüber dem Ausland, die gegenwärtig Anlass zu kontroversen handelspolitischen Diskussionen geben. Mit Hilfe einer statistischen Komponentenzerlegung kann der Anstieg des Außenbeitrags in den vergangenen drei Jahren in Höhe von 70Mrd. Euro zu rund 90% auf Verbesserungen der Terms of Trade zurückgeführt werden, nur gut 10% gehen auf eine Zunahme der gehandelten Volumina zurück. Bezieht man die Entwicklung des Jahres 2013 in die Rechnung ein, so lässt sich die gesamte Zunahme des Außenbeitrags auf Terms-of-Trade-Verbesserungen zurückführen, mengenmäßig wäre sogar ein leichter Rückgang des Außenbeitrags zu erwarten gewesen.
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    Endnoten


    
      
        1 Eine äquivalente Schreibweise ist: T = (X – M)/p – (X/pX – M/pM) mit X = pX Xr und M = pM Mr. Der Terms-of-Trade-Effekt gleicht der Differenz zwischen dem Realwert des Außenbeitrags (Außenbeitrag in jeweiligen Preisen deflationiert mit einem generellen Preisindex p) und dem realen Außenbeitrag in Preisen des Vorjahres (vgl. United Nations 2009, S. 316; Europäische Kommission 2014, S. 351).

      


      
        2 Mittels der logarithmic mean Divisia index decomposition kann die Veränderung eines aus zwei Größen bestehendes ProduktsΔyt = yt – yt-1= xt zt – xt-1 zt-1 in zwei Veränderungsbeiträgeϕ(x) = ωt ln xt /xt-1 und ϕ(z) = ωt ln zt /zt-1 zerlegt werden, wobeiωt = [(yt – yt-1) /((ln yt – ln yt-1 )] gilt (vgl. Knetsch und Nagengast 2016, S.32; Ang 2016).
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    Gute Konjunkturaussichten noch kein Treiber für die Investitionen


    Der Investitionsindikator, den das ifo Institut und der Bundesverband Deutscher Leasing-Unternehmen gemeinsam ermitteln, signalisiert für das Jahr 2017 einen schwachen Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen von real 0,8% und nominal etwa 2%, nach einem Anstieg um 2,1% im Vorjahr. Dabei ist zu beachten, dass sich die aktuelle Berechnung des Indikators methodisch von denen früherer Berechnungen unterscheidet.


    Die deutsche Wirtschaft hat ihren moderaten Wachstumskurs zum Jahresende 2016 fortgesetzt, wie das Statistische Bundesamt (Destatis) kürzlich mitteilte. Nach ersten Berechnungen war das Bruttoinlandsprodukt (BIP) – preis-, saison- und kalenderbereinigt – im vierten Quartal 2016 um 0,4% höher als im Vorquartal. Die konjunkturelle Lage in Deutschland war damit im Jahr 2016 durch ein solides und stetiges Wirtschaftswachstum gekennzeichnet (+0,7% im ersten Quartal, +0,5% im zweiten Quartal und +0,1% im dritten Quartal). Für das Jahr 2016 ergibt sich daraus ein Anstieg von 1,9% (nominal: +3,3%; vgl. Statistisches Bundesamt 2017a) gegenüber dem Vorjahr.


    Dabei kamen die Wachstumsimpulse im vierten Quartal 2016 vor allem aus dem Inland: Es stiegen neben den privaten Konsumausgaben (+1,5%) vor allem auch die Konsumausgaben des Staates (+3,2%). In Ausrüstungsgüter – darunter fallen hauptsächlich Maschinen und Geräte sowie Fahrzeuge – wurde preisbereinigt 2,6% weniger investiert als vor Jahresfrist. Insgesamt ergab sich für die Ausrüstungsinvestitionen 2016 ein Plus von real 1,1% und nominal 2,6%.


    Fahrzeuginvestitionen legten deutlich zu


    Wesentlich besser verlief 2016 hier zu Lande die Automobilkonjunktur. Das Gesamtjahr verzeichnete bei den Pkw-Zulassungen einen Zuwachs von 4,5% (2015: +5,6%). Dabei stieg der Anteil der privaten Neuzulassungen auf nunmehr 35,0% (2015: 34,2%; vgl. Kraftfahrt-Bundesamt 2017). Die gewerblichen Pkw-Käufe –die zu den Investitionen gezählt werden – legten um 4,4% zu. Auch der Nutzfahrzeugmarkt war 2016 mit einem Anstieg von gut 7% stark im Aufwind. Damit erwiesen sich die Straßenfahrzeuge erneut als wesentlicher Treiber des Leasinggeschäfts.


    Den Trendumfragen des Bundesverbandes Deutscher Leasing-Unternehmen (BDL) zufolge ist der Anschaffungswert des Neugeschäfts mit Mobilien im vierten Quartal 2016 gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum um 2,2% gewachsen (vgl. BDL 2017). Die Leasingbranche entwickelte sich damit 2016 wesentlich dynamischer als die Anlageinvesti­tionen der Wirtschaft. Dies belegen die Ergebnisse des ifo Investitionstests im Leasingsektor. Im Durchschnitt des Jahres 2016 wurde im Neugeschäft ein Wachstum von 8,5% auf 56,8 Mrd. Euro erreicht, das ist der bisher höchste Wert der Branche. Wobei bei Mobilien ein Plus von 7,2% und bei Immobilien ein Anstieg von knapp 79%, allerdings auf niedrigem Niveau, zu verzeichnen war. Damit schnitten die Leasinggesellschaften, nicht zuletzt dank der unerwartet dynamischen Fahrzeugkonjunktur, deutlich besser ab als die gesamtwirtschaftlichen Investitionen. Dies bedeutet für die Leasingquote 2016 einen Anstieg auf 16,2% und bei Mobilien von 22,8% auf 24% ein neues Rekordniveau (vgl. Städtler 2016).


    Für das Wachstum der Leasinginvestitionen im Jahr 2016 war vor allem die Fahrzeugsparte ver­antwortlich, die ein Plus von etwa 8% erreichte, aber auch die Produktionsmaschinen mit rund +6%. Wachstumsspitzenreiter waren, von niedrigem Niveau kommend, Großmobilien wie Luft-, Schienen- und Wasserfahrzeuge sowie Immobilien. Die einzige Produktgruppe mit einem klaren Minus bei den Leasing­investitionen waren EDV-Anlagen und Büromaschinen (rund –8%).


    Für 2017 rechnet die Gemeinschaftsdiagnose vom April 2017 mit einem realen Anstieg der Wirtschaftsleistung in Deutschland von 1,5%, wobei für die Ausrüstungsinvestitionen eine Expansion um real 0,5 (nominal: +1,8%) prognostiziert wurde.


    Nach derzeitigem Prognosestand ist also für 2017 mit nochmals steigenden Ausgaben für Ausrüstungsgüter und Leasingengagements zu rechnen, wenn auch mit deutlich gebremster Dynamik. Verunsicherungen im Gefolge der weltweiten Konfliktherde und der anhaltenden Eurokrise dürften erfahrungsgemäß zuerst beim Investitionsverhalten der Unternehmen sichtbar werden und stellen daher ein Prognose-risiko dar.


    Indikator signalisiert schwache Investitionsneigung


    Der auf den Geschäftslage- und Geschäftserwartungen der Leasinggesellschaften basierende Investitionsindikator, den das ifo Institut und der Bundesverband Deutscher Leasing-Unternehmen gemeinsam ermitteln, signalisiert für das Jahr 2017 einen schwachen Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen von real 0,8% und nominal etwa 2%, nach einem Anstieg um 2,1% im Vorjahr (vgl. Abb. 1). Dabei ist zu beachten, dass sich die aktuelle Berechnung des Indikators methodisch von denen früherer Berechnungen unterscheidet. So wird der Indikator von nun an mittels der seit längerem erfolgreich am ifo Institut eingesetzten Prognosemethodik vorgenommen. Diese bietet die Möglichkeit, die Ergebnisse der Befragung der Leasinggesellschaften mit weiteren Indikatoren zu kombinieren, um eine bessere Abschätzung der zukünftigen Entwicklung vor­zunehmen.1


    
    Abb. 1
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    Überdies basiert die Berechnung auf einer geänderten Abgrenzung des Investitionsbegriffs, der nun allein auf die Ausrüstungsinvestitionen abstellt und die Sonstigen Anlagen nicht mehr berücksichtigt. Diese Anpassung wurde notwendig, da die anlässlich der letzten Generalrevision der VGR erheblich revidierten Investitionszahlen einen merklichen Einfluss auf die Entwicklung des Aggregats haben. Sie führten zu spürbaren Änderungen bei dem Verlauf und dem Niveau des ifo Investitionsindikators und zu einer schwächeren Performance. Die Investitionen in sonstige Anlagen (nach neuer Abgrenzung) zeigen ein wesentlich weniger volatiles Entwicklungsmuster als die Ausrüstungsinvestitionen. Da Erstere nun verdreifacht wurden, führt deren höheres Gewicht im Gesamtaggregat zu einem glatteren Verlauf des Indikators.


    Hierbei ist zu beachten, dass aufgrund der jüngsten Konzeptänderung und der Generalrevision der VGR durch das ESVG 2010 die Investitionsquoten vollständig neu berechnet und deutlich angehoben werden mussten. Denn die Behandlung von Ausgaben für Forschung und Entwicklung als Investitionen ist hier die quantitativ mit Abstand größte Konzeptänderung und für etwa 70% des Gesamteffekts für die Niveauerhöhung des BIP verantwortlich. Für das Jahr 2010 beispielsweise sind 2,3 Prozentpunkte der Niveauerhöhung des BIP (von insgesamt 3,3%) auf die Neuverbuchung von Forschung und Entwicklung zurückzuführen.


    Auf der Verwendungsseite führte die geänderte Buchung von Forschung und Entwicklung zu einer deutlichen Erhöhung der nominalen Bruttoanlage­investitionen um rund 62 Mrd. Euro beziehungsweise um 14,3% im Jahr 2010. Investitionen in Forschung und Entwicklung (FuE) sind nun unter dem Begriff »Geistiges Eigentum« subsumiert; so werden im ESVG 2010 jene Investitionsarten bezeichnet, die zuvor die (produzierten) immateriellen Anlagegüter umfassten. Im Sprachgebrauch der VGR gehört FuE somit zu den Investitionen in Sonstige Anlagen. Vor der Revision lagen die Investitionen in sonstige Anlagen (insbesondere Softwareprodukte) für das Jahr 2010 bei 27,4 Mrd. Euro bzw. lediglich 6,3% der Bruttoanlageinvestitionen. Durch die zusätzlichen Investitionen in Forschung und Entwicklung haben sie sich verdreifacht; sie betragen nun 86,5 Mrd. Euro, was einem Anteil von 17,4% an den Bruttoanlageinvestitionen entspricht (vgl. Statistisches Bundesamt 2014).


    In Anbetracht der noch immer recht guten Konjunktur in Deutschland und der anhaltend niedrigen Zinsen ist die angezeigte Investitionsentwicklung für 2017 im historischen Vergleich wenig dynamisch. Dabei ist zu beachten, dass das Wirtschaftswachstum gegenwärtig vor allem vom privaten und staatlichen Konsum getragen wird. Die Investitionsneigung der Unternehmen leidet hingegen unter der Verunsicherung, die von den zahlreichen globalen Krisen, den Turbulenzen an den Aktienmärkten und der ungelösten Flüchtlingsproblematik in Deutschland ausgeht.


    Überdies entwickelt sich die Weltwirtschaft weniger dy-namisch als in früheren Aufschwungsphasen und liefert daher weniger Impulse für die heimische Wirtschaft.


    In diesem Zusammenhang ist auch zu berücksichtigen, dass die Wirtschaft – im Gegensatz zu den Anlageinvestitionen – von Jahr zu Jahr deutlich mehr in die Gewinnung neuer Mitarbeiter und in die Qualifizierung des vorhandenen Personals investiert. Bei eher moderatem Wirtschaftswachstum steigt die Zahl der Beschäftigten in Deutschland scheinbar unaufhaltsam. Bei der Erwerbstätigkeit wurde im vierten Quartal 2016 mit 43,7 Mio. Erwerbstätigen ein neuer Höchststand seit der Wiedervereinigung erreicht (vgl. Statistisches Bundesamt 2017b). Nach Einschätzung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) wird die Zahl der Erwerbstätigen im laufenden Jahr um 670000 auf einen neuen Höchststand von 44,26 Millionen steigen (vgl. Handelsblatt 2017).


    Die Investitionen in Humankapital (wie z.B. innerbetriebliche Weiterbildung) werden in der VGR nicht berücksichtigt. Gerade dem Einsatz hochqualifizierten Personals kommt aber aus Wettbewerbsgesichtspunkten sowie aus Sicht der Innovationsfähigkeit von Unternehmen eine wesentliche Bedeutung zu (vgl. Sauer und Strobel 2015). Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die Herausforderungen im Rahmen der Maßnahmen, die unter dem Stichwort »Industrie 4.0« beschrieben werden. Experten weisen darauf hin, dass die Lösungen bisher vor allem in der Technik gesucht werden. Dabei spiele gerade der Mensch im Innovationsprozess eine wichtige Rolle: als Mitgestalter und Koproduzent, als Anwender und Innovator (vgl. Buhr 2015). Positiv ist auch zu bewerten, dass die Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten der deutschen Industrieunternehmen seit 2010 im Aufwind sind.


    Wie die Ergebnisse der Konjunkturumfragen des ifo Instituts im Leasingsektor belegen, kam es seit dem vierten Quartal 2016 zu einer merklichen Abkühlung der Stimmung im Leasingsektor. So lag das Geschäftsklima der Leasinggesellschaften zum Jahresauftakt noch bei gut 27 Saldenpunkten. Bis Juni fiel das Geschäftsklima weiter auf 22 Saldenpunkte und schloss das Jahr bei 20 Punkten ab. Gleichwohl befindet man sich noch auf einem im historischen Vergleich komfortablen Niveau. Maßgeblich für diese Entwicklung war überdies nicht die Beurteilung der Geschäftslage, die nach einer Schwächephase zur Mitte des Jahres wieder deutlich anstieg, sondern die Geschäftserwartungen, die gerade zum Jahresende merklich nachgaben. Zu Jahresbeginn 2017 setzte sich diese Entwicklung fort: Während sich die Geschäftserwartungen weiter ein­trübten, kam es bei der Geschäftslage zu einem neuerlichen Anstieg. Das Geschäftsklima verharrte bei 20 Saldenpunkten. Im April verbesserten sich beide Teilindikatoren wieder.


    Dies deutet auf eine nachlassende Dynamik der Ausrüstungsinvestitionen hin. Die Wachstumsperspektiven der Leasinggesellschaften im laufenden Jahr hängen stark von der weiteren Entwicklung der Anlage­investitionen und hier insbesondere von der Automobilkonjunktur ab. Der Verband der deutschen Automobilindustrie (VDA) rechnet für 2017 mit einer Stagnation der Pkw-Neuzulassungen auf dem hohen Vorjahresniveau (vgl. wiwo.de 2017). Zum Jahresauftakt 2017 zeigt sich die Automobilkonjunktur indessen noch in bester Verfassung. Im Januar sind die Pkw-Neuzulassungen mit +10,5% kräftig gestiegen, im Februar folgte dann ein Minus von 2,6%. Im März folgte jedoch ein kräftiger Zuwachs von 11,4%. Bei Pkw-Zulassungen ist damit im ersten Quartal gegenüber dem Vorjahreszeitraum ein Plus von 6,7% aufgelaufen. Auch bei den Nutzfahrzeugen zeigte sich eine beachtliche Dynamik: Im März erhöhten sich die Zulassungen gegenüber dem Vorjahr um 17%, im ersten Quartal ergab sich damit im Vergleich zum Startquartal von 2016 ein Plus von 7,6% (vgl. Kraftfahrt-Bundesamt 2017).
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    Die Finanzierungsfrage sollte zunehmenden Investitionen auch im laufenden Jahr nicht im Wege stehen. Die Kredithürde für die gewerbliche Wirtschaft war bis zuletzt anhaltend niedrig. Die Finanzierungsbedingungen sind somit weiterhin vorteilhaft, und es stehen reichlich Innenfinanzierungsmittel zur Verfügung. Auch umfangreiche Aktienrückkäufe, zahlreiche Unternehmensfusionen und üppige Dividendenzahlungen von Unternehmen deuten darauf hin, dass es nicht an der nötigen Liquidität für neue Investitionsprojekte, sondern an Wachstumsphantasie fehlt.


    Fusionen und Übernahmen statt Anlageinvestitionen?


    In diesem Jahr werden die 30 Dax-Unternehmen mit voraussichtlich knapp 32 Mrd. Euro so viel Geld an ihre Aktionäre ausschütten wie noch nie (vgl. Willmroth 2017).


    Daneben werden beachtliche Summen für meist transnationale Mergers & Acquisitions (M&A) ausgegeben, in der Chemieindustrie steuern sie sogar auf einen neuen Rekord zu. Die Transaktionsvolumina liegen oft zwischen 40 und 70 Mrd. Dollar, teils noch höher (vgl. Dostert 2017). Die extrem niedrigen Zinsen unterstützen diesen Trend, sind aber sicherlich nicht der einzige Treiber.


    Besonders in Zeiten mäßigen Wachstums spielen Größeneffekte eine wichtige Rolle. Durch Fusionen steigt der Marktanteil und damit auch die Marktmacht der beteiligten Unternehmen. Experten befürchten beispielsweise in der Agrar- und Lebensmittelindustrie eine erhebliche Machtkonzentration, die dazu führt, das weltweit nur noch wenige Firmen diesen Markt kontrollieren (vgl. Liebrich 2017). Zudem sollen bei Fusionen in der Regel Effizienzgewinne bzw. Synergieeffekte erzielt werden, die Kostensenkungen, meist im Milliardenbereich, möglich machen; in der Regel auch durch Personalreduzierungen. Last but not least geht es oft um neue Technologien, mit denen sich Unternehmen für die Zukunft rüsten wollen.


    Die Risiken bei M&A-Transaktionen sind keinesfalls geringer als bei Anlageinvestitionen, abgesehen davon, dass gewaltige Summen auf dem Spiel stehen. Die Liste der enttäuschenden Deals aus den letzten Jahren ist lang, einige entpuppten sich auch als regelrechte Flops (vgl. Hofmann 2016).


    2017: Gute Konjunktur – mässige Investitionsneigung


    Es sind vor allem umfragebasierte Indikatoren, die aktuell auf eine anziehende Konjunktur hindeuten:


    Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirtschaft Deutschlands hat im April erneut zugelegt. Die Stimmung in den deutschen Chefetagen hat sich erneut verbessert. Der ifo Geschäftsklimaindex stieg im April von 112,4 auf 112,9 Punkte. Die aktuelle Lage wird von den Unternehmen nochmals deutlich besser beurteilt. Den Optimismus mit Blick auf das kommende halbe Jahr nahmen sie hingegen etwas zurück. Die deutsche Wirtschaft wächst kräftig (vgl. Fuest 2017).


    Ähnlich positiv fiel das Ergebnis der Umfrage zum Markit-Einkaufsmanager Index aus: Das Wachstum der Eurozone hat danach im März nochmals an Dynamik gewonnen und fiel so stark aus wie zuletzt vor knapp sechs Jahren. Auf Länderebene vermeldete Deutschland das stärkste Wirtschaftswachstum seit Mai 2011 und den höchsten Stellenzuwachs seit sechs Jahren. In beiden Sektoren legten Auftragseingang, Auftragsbestände und Beschäftigung mit beschleunigter Rate zu. Im deutschen Servicesektor wurden per saldo sogar so viele neue Arbeitsplätze geschaffen wie nie seit Umfragebeginn vor 20 Jahren (vgl. IHS Markit 2017).


    Auch die Zuversicht deutscher Finanzexperten hat sich im März verbessert, wenn auch nur moderat. Die ZEW-Konjunkturerwartungen für Deutschland stiegen im März 2017 um 2,4 Punkte leicht an. Der neue Indexwert liegt bei 12,8 Punkten (langfristiger Mittelwert: 23,9 Punkte). »Die geringe Aufwärtsbewegung der ZEW-Konjunkturerwartungen zeigt die derzeitige Unsicherheit über die weitere Entwicklung der Konjunktur an. Die von den bevorstehenden Wahlen in einigen EU-Ländern ausgehenden politischen Risiken halten die Unsicherheit für die deutsche Wirtschaft nach wie vor auf einem relativ hohen Niveau« (vgl. Wambach 2017).


    Angesichts der erfreulichen Konjunkturaussichten für 2017 und der guten Kapazitätsauslastung ist es bemerkenswert, dass – nach derzeitigem Prognosestand – nur mit geringfügig steigenden Ausgaben für Ausrüstungsgüter zu rechnen ist.


    Davon wären natürlich auch die Leasinggesellschaften betroffen, die wohl auch nur mit einem moderaten Zuwachs im Neugeschäft rechnen können. Da die Autokonjunktur vermutlich hinter der überraschend positiven Entwicklung von 2016 zurückbleiben wird, dürfte auch die Dynamik beim Neugeschäft der Leasinggesellschaften im Jahr 2017 nicht mehr den Schwung von 2016 aufweisen. Der BDL erklärte, dass seine Erwartungen für das Jahr 2017 deutlich gedämpft seien. Er befürchtet, dass der Wahlerfolg von Donald Trump in den amerikanischen Präsidentschaftswahlen die Investitionszurückhaltung der deutschen Unternehmen noch verstärken wird (vgl. Handelsblatt 2016). Der Leasingverband rechnet, auf der Basis der aktuellen Prognosen für die Ausrüstungsinvestitionen, mit einem Plus im Neugeschäft von zwei bis drei Prozent.


    Die von Energie sparenden Technologien getriebene Investitionswelle ist hingegen ein Hoffnungsträger für die Leasingbranche über 2017 hinaus. Daneben dürfte die unter dem Schlagwort »Industrie 4.0« beschriebene vierte industrielle Revolution beträchtliche Investitionen anstoßen, vor allem auf mittlere Frist.
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    Kurz zum Klima: Der EU-Emissionshandel – bekannte Probleme, neue Lösungen?


    Die dritte Handelsperiode des Europäischen Emissionshandelssystems (EU-ETS) zur Vermeidung von Treibhausgasemissionen startete im Jahr 2013 und läuft noch bis einschließlich 2020. Nachdem sich die Reihe »Kurz zum Klima« bereits in früheren Ausgaben mit dem Emissionshandel im Allgemeinen und dem EU-ETS im Besonderen auseinandergesetzt hat (vgl. Barre et al. 2012; Gronwald 2013), bietet das Erreichen der Halbwegmarke für die dritte Handelsperiode Anfang 2017 die Gelegenheit zu einer Bestandsaufnahme. Dabei lässt sich feststellen, dass das strukturelle Problem des EU-ETS – ein Überangebot von Emissionszertifikaten und damit einhergehend ein konstant niedriger Handelspreis – auch vier Jahre später weiterhin besteht. Allerdings wurden in dieser Zeit Reformmaßnahmen auf den Weg gebracht mit dem Ziel, diesen Überschuss abzubauen. Dabei ist vor allem die »Marktstabilitätsreserve« zu nennen, die ab 2019 greifen soll, deren Erfolgsaussichten von Fachleuten aber durchaus kritisch gesehen werden.


    Rückblick


    Das EU-ETS existiert seit 2005. Sein primäres Ziel ist die Reduzierung des Ausstoßes von Treibhausgasen, darunter insbesondere Kohlendioxid (CO2) und Methan. Emissionshandelssysteme (cap-and-trade) erreichen dies, indem zunächst eine Obergrenze (cap) für die innerhalb eines bestimmten Zeitraums ausgestoßene Menge an Treibhausgasen festgelegt wird. Bis zu dieser Obergrenze werden dann Emissionsberechtigungen (EU Allowances, EUAs) ausgegeben; für jede Einheit an ausgestoßenem Treibhausgas müssen die emittierenden Anlagen ein solches Zertifikat abgeben, andernfalls muss ein Bußgeld bezahlt werden. Emittenten bekommen Emissionsberechtigungen entweder kostenlos zur Verfügung gestellt oder können sie auf Auktionen erwerben. Darüber hinaus können sie die Zertifikate auch untereinander handeln (trade). Emissionsberechtigungen sind unbegrenzt gültig, können also für den Gebrauch in späteren Jahren aufgehoben werden (banking).


    Das EU-ETS umfasst derzeit ca. 11500 Anlagen aus dem Bereich der Energieerzeugung und der Industrie in den 28 Mitgliedstaaten der Europäischen Union und in Norwegen, Island und Liechtenstein. Zusammen stießen diese im Jahr 2015 ca. 1,8 Mrd. Tonnen an CO2-Äquivalenten (1,8 GtCO2e) aus, was einem Anteil von etwa 45% an den Gesamtemissionen der 31 Länder entspricht (vgl. KfW und ZEW 2016; ICAP 2017). Seit 2012 fallen auch Emissionen aus dem internationalen Flugverkehr unter das EU-ETS.


    Der Emissionshandel soll dazu beitragen, die Reduktionsziele der EU für Treibhausgase von 20% im Jahr 2020 und 40% im Jahr 2030 (jeweils im Vergleich zu den Gesamtemissionen im Jahr 1990) zu erreichen (vgl. ICAP 2017). Seine Einführung lief in mehreren Handelsperioden ab. Während in den ersten beiden Handelsperioden (2005 bis 2007 bzw. 2008 bis 2012) noch Obergrenzen auf nationaler Ebene festgelegt wurden, existiert für die dritte Handelsperiode ein EU-weites jährliches Gesamtbudget an Emissionszertifikaten. Dieses betrug im Jahr 2013 noch 2,08 GtCO2e, wird aber jedes Jahr um ungefähr 38 Mio. Tonnen verringert. In den ersten beiden Handelsperioden wurde den Emittenten nahezu die gesamte Menge an ausgegebenen Emissionsrechten umsonst zur Verfügung gestellt. In der gegenwärtigen dritten Handelsperiode ist vorgesehen, dass 40% der ausgegebenen Zertifikate versteigert werden (vgl. ICAP 2017), was zusätzliche Einnahmen für die teilnehmenden Staaten generiert.


    Darüber hinaus gibt es für Betreiber emissionshandelspflichtiger Anlagen die Möglichkeit, durch sogenannte »Klimaschutzprojekte« zur Verminderung von Treibhausgasemissionen in Ländern außerhalb der EU beizutragen und dafür EUAs gutgeschrieben zu bekommen. Je nach Art des Klimaschutzprojekts gibt es dabei zwei Arten von Zertifikatstypen, CERs (Certified Emission Reductions) und ERUs (Emission Reduction Units). Für die Verwendung dieser Gutschriften gelten länderspezifische mengenmäßige Begrenzungen (vgl. DEHSt 2016). In der zweiten Handelsperiode zwischen 2008 und 2012 wurden auf diesem Wege über 1 Mrd. Zertifikate in das EU-ETS »importiert«, zwischen 2014 und 2016 weitere 410 Millionen. Der überwiegende Anteil an CERs kam dabei aus China, während ERUs vor allem für Projekte in der Ukraine und in Russland gut geschrieben wurden.1


    Überangebot an Zertifikaten


    Der Emissionshandel in der EU war in den letzten Jahren von durchgängig niedrigen Preisen für Emissionsberechtigungen geprägt, sowohl in den Auktionen am Primärmarkt als auch im Zertifikatehandel am Sekundärmarkt (vgl. KfW und ZEW 2016).2 Bereits seit Anfang 2012 ist der Marktpreis unter einem Niveau von 10 €/tCO2e geblieben. Im Jahr 2016 schwankte der Preis um einen Wert von 5 €/tCO2e, und fiel dabei zeitweise sogar unter 4 €/tCO2e. Nach einhelliger Expertenmeinung ist das bei weitem zu wenig, um Unternehmen Anreize zur Entwicklung emissionsarmer Technologien zu geben (vgl. Barre et al. 2012; Edenhofer et al. 2014, Hepburn et al. 2016). Darüber hinaus werden zwar die von der EU festgelegten jährlichen Emissionsobergrenzen unabhängig vom Zertifikatepreis eingehalten. Allerdings deutet ein niedriges Preisniveau darauf hin, dass diese Obergrenzen zu hoch angesetzt wurden, um ökonomische Effizienz zu erreichen. Zum Vergleich, die sozialen Kosten von Kohlendioxidemissionen (social cost of carbon), die sich bei einer effizienten Ausgestaltung eines Emissionshandelssystems in dessen Marktpreis widerspiegeln sollten, werden für die Zeit ab 2015 gemeinhin bei 30 €/tCO2e und höher angesiedelt (vgl. u.a. IAWG 2016).


    Dem niedrigen Preisniveau für EUAs liegt eine hohe Zahl von Emissionsberechtigungen zugrunde, die sich derzeit im Umlauf befinden.3 Dieses Überangebot an Zertifikaten wurde von der EU für das Jahr 2015 auf 1,78Mrd. Tonnen geschätzt. Mit anderen Worten, 2015 waren fast doppelt so viele Emissionsberechtigungen im System, als letztlich verbraucht wurden. Dieser Angebotsüberhang hat sich seit Beginn der zweiten Handelsperiode kontinuierlich aufgebaut: Von 2009 bis 2013 war die Menge an neu ausgegebenen Emissionsberechtigungen in jedem Jahr höher als die Treibhausgasemissionen, und damit höher als die Nachfrage nach Zertifikaten.4


    Als Gründe für diesen strukturellen Überschuss an EUAs werden vor allem drei Faktoren genannt (vgl. Koch et al. 2014; Hepburn et al. 2016). Zum einen ist der Bedarf an Emissionsberechtigungen aufgrund der Wirtschaftskrise und dem damit einhergehenden Rückgang der Produktion gefallen. Matthes (2017) schätzt, dass sich das Überangebot an Zertifikaten allein aus diesem Grund jährlich um 200 Millionen erhöht. Zweitens haben nationale Klimapolitiken, insbesondere die Förderung erneuerbarer Energien wie z.B. durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) in Deutschland, die Nachfrage nach Emissionszertifikaten weiter gesenkt (vgl. Barre et al. 2012). Drittens trägt die relativ große Zahl an importierten Zertifikaten in Form von CERs und ERUs, vor allem aus der zweiten Handelspe­riode, zu dem Überschuss bei. In welchem Maße diese Nachfrageeffekte tatsächlich für den niedrigen Emissionshandelspreis verantwortlich sind, ist allerdings noch nicht abschließend geklärt. Koch et al. (2014) zeigen in einer empirischen Studie, dass die Preisentwicklung nur zu einem geringen Teil von diesen Faktoren erklärt wird.


    Reformvorschläge


    In den letzten Jahren gab es mehrere Ansätze, das bestehende Überangebot an Emissionszertifikaten abzubauen und damit zu einem Anstieg des Preises beizutragen. Bereits 2012 schlug die Europäische Kommission vor, die Ausgabe einer gewissen Anzahl von neuen Emissionsberechtigungen auf die Zukunft zu verschieben (Backloading). Dieser Vorschlag wurde 2014 vom EU-Parlament angenommen: Dadurch wurden in den vergangenen drei Jahren 900 Mio. Zertifikate zurückgehalten, was allerdings wenig Einfluss auf den Marktpreis von EUAs hatte (vgl. KfW und ZEW 2016). Ursprünglich sah dieser Vorschlag vor, die zurückgehaltenen Emissionsrechten am Ende der dritten Handelsperiode in den Jahren 2019 und 2020 zu versteigern. Nach dem Beschluss zur Einführung einer Stabilitätsreserve (siehe unten) ist nun allerdings geplant, diese Zertifikate zu der Reservemenge hin-zuzufügen.


    Darüber hinaus wurde erst kürzlich vom EU-Parlament beschlossen, die Anzahl, um die die Menge an neu ausgegebenen Zertifikaten in jedem Jahr gesenkt wird, ab dem Beginn der vierten Handelsperiode im Jahr 2021 von momentan 38 Millionen auf knapp 48 Millionen zu erhöhen. Allerdings trägt diese Reform nur auf lange Sicht zum Abbau des Überangebots an Zertifikaten bei und wurde angesichts dessen Höhe schon als »Tropfen auf den heißen Stein« (vgl. Matthes 2017) bezeichnet.


    Die Marktstabilitätsreserve


    Größere Hoffnungen setzen einige Fachleuten in die Marktstabilitätsreserve (MSR), die im Mai 2015 beschlossen wurde und Anfang 2019 in Kraft treten soll. Ihr Mechanismus regelt die Menge der im Umlauf befindlichen Zertifikate, wenn diese bestimmte Schwellen über- oder unterschreitet: ist das Überangebot größer als 833 Mio. EUAs, werden 12% der Gesamtmenge dem Markt entzogen, indem bei zukünftigen Auktionen entsprechend weniger Emissionsrechte versteigert werden. Auf der anderen Seite, wenn die sich im Umlauf befindende Zahl von Zertifikaten unter 400Millionen fällt, werden 100 Millionen zusätzliche Berechtigungen aus der Reservemenge versteigert, es sei denn, es sind keine Zertifikate mehr in der Reserve vorhanden (vgl. Hepburn et al. 2016).


    Auch die MSR ist nicht unumstritten. Kritisiert wird unter anderem, dass die MSR dem durch die Wirtschaftskrise verursachten, strukturellen Angebotsüberhang von jährlich 200 Mio. Zertifikaten nur unzureichend entgegenwirkt (vgl. Matthes 2017). Dieses Argument ist konsistent mit Prognosen, die keinen nennenswerten Anstieg des Preises für Emissionsberechtigungen vor 2030 vorhersagen (vgl. Edenhofer et al. 2014; ICAP 2017). Auch die Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt), die für den Zertifikatehandel in Deutschland verantwortlich ist, bezeichnet die MSR als »noch nicht ausreichend« zur Stärkung des EU-ETS.5


    Ein weiterer Kritikpunkt ist der Umstand, dass die MSR einen nachträglichen Eingriff in das EU-ETS darstellt. Solche Eingriffe können die Erwartungen der Marktteilnehmer dahingehend beeinflussen, dass weitere Interventionen in der Zukunft als wahrscheinlicher angesehen werden. Je größer diese wahrgenommene »regulatorische Unsicherheit«, desto höher sind die ökonomischen Kosten eines Emissionshandelssystems (vgl. Salant 2016). Auf der anderen Seite könnte die MSR aber auch als Signal wahrgenommen werden, dass die EU-Institutionen gewillt sind, die strukturellen Probleme des EU-ETS zu beheben und dem Zertifikatepreis auf längere Sicht zu einem Anstieg zu verhelfen (vgl. Fell 2016).


    Als eine Alternative zur MSR wird von verschiedenen Stellen ein Mindestpreis für Emissionsberechtigungen im EU-ETS vorgeschlagen (vgl. Edenhofer et al. 2014; Matthes 2017; ICAP 2017). Eine solche Untergrenze existiert in anderen Emissionshandelssystemen, unter anderem in der Regional Greenhouse Gas Initiative (RGGI) im Nordosten der USA. Kombiniert man den Mindest- mit einem Höchstpreis, spricht man von einem Preiskorridor. Aktuelle Studien deuten darauf hin, dass ein solcher Preiskorridor im EU-ETS vergleichbare Emissionsminderungen zu geringeren Kosten als die MSR erreichen könnte (vgl. Fell 2016). Ein grundsätzliches Problem von derartigen Preismechanismen ist allerdings, dass die regulierende Behörde eine geeignete Untergrenze für den Emissionspreis festlegen müsste, was durch etliche Unsicherheiten erschwert wird (vgl. Hepburn et al. 2016).


    Eine weitere offene Frage im Hinblick auf einen Mindestpreis für EUAs ist, inwieweit dieser eine steuerliche Maßnahme darstellt. Eine solche müsste gemäß dem Lissaboner Vertrag von allen Mitgliedstaaten einstimmig beschlossen werden, was im gegenwärtigen politischen Klima als nahezu ausgeschlossen angesehen wird (vgl. Hepburn et al. 2016). Aus diesem Grund wurde die MSR auch so gestaltet, dass sie mit einfacher Mehrheit beschlossen werden konnte. Allerdings gibt es auch Meinungen, nach denen ein Mindestpreis keine steuerliche Maßnahme darstellen würde (vgl. Waemere 2016).


    Davon unabhängig scheint den Institutionen und den Mitgliedstaaten der EU derzeit der politische Wille zu fehlen, Maßnahmen zu ergreifen, die über die Marktstabilitätsreserve hinausgehen (vgl. Matthes 2017). Kurz- und mittelfristig sind daher keine Reformen des EU ETS zu erwarten, die zu einer deutlichen Verringerung des Überangebots an Emissionsrechten beitragen könnten. Dadurch kann ein nachhaltiger Anstieg des Emissionshandelspreises auf absehbare Zeit als eher unwahrscheinlich angesehen werden.
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    Endnoten


    
      
        1 In der dritten Handelsperiode dürfen CERs nur noch in Emissionsrechte umgetauscht werden, wenn sie aus Least Developed Countries, also den ärmsten Entwicklungsländern, stammen (DEHSt 2016).

      


      
        2 Aktuelle Marktpreise sind online abrufbar unter http://www.eex.com/de/marktdaten/umweltprodukte.

      


      
        3 Die EU berechnet die Anzahl der Zertifikate im Umlauf und damit den Angebotsüberhang als die Differenz zwischen der akkumulierten Menge an ausgegebenen Zertifikaten und internationalen Emissionskrediten (CERs und ERUs) seit 2008 auf der einen Seite und der Summe der Treibhausgasemissionen seit 2008 auf der anderen Seite.

      


      
        4 Daten zu ausgegebenen EUAs und Treibhausgasemissionen im EU-ETS sind online abrufbar unter http://www.eea.europa.eu/data-and-maps/data/data-viewers/emissions-trading-viewer-1.

      


      
        5 Vgl. https://www.dehst.de/DE/Emissionshandel-verstehen/Weiterentwicklung/weiterentwicklung_node.html.
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    ifo Konjunkturumfragen im April 2017 auf einen Blick: Die deutsche Wirtschaft wächst kräftig1


    Die Stimmung in den deutschen Chefetagen hat sich erneut verbessert. Der ifo Geschäftsklimaindex stieg im April von 112,4 auf 112,9 Punkte. Die aktuelle Lage wurde von den Unternehmen nochmals deutlich besser beurteilt. Den Optimismus mit Blick auf das kommende halbe Jahr nahmen sie hingegen etwas zurück. Die deutsche Wirtschaft wächst kräftig.
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    Im Verarbeitenden Gewerbe ist der Index leicht gefallen. Die Industriefirmen sind zwar erneut zufriedener mit ihrer aktuellen Geschäftslage, aber nach dem starken Anstieg im Vormonat sind ihre Erwartungen nicht mehr ganz so optimistisch. Die Produktion soll weiter steigen. Insbesondere die Unternehmen aus der Elektrotechnik berichteten von sehr guten Geschäften. Die Kapazitätsauslastung liegt unverändert bei 86,0%, und damit über dem langfristigen Durchschnitt von 83,6%. Im Großhandel hat sich das Geschäftsklima erneut verbessert. Die Einschätzung zur aktuellen Lage erreichte das höchste Niveau seit 1991. Etwas weniger Unternehmen erwarten hingegen, dass sich die Lage in den kommenden Monaten noch weiter verbessert. Im Einzelhandel stieg der Index auf den höchsten Wert seit September 2015. Die Einzelhändler sind mit ihrer aktuellen Lage merklich zufriedener. Zudem gehen sie von deutlichen Geschäftszuwächsen für das kommende halbe Jahr aus. Im Bauhauptgewerbe zog der Index wieder an. Die Beurteilung der aktuellen Lage stieg auf den höchsten Stand seit der Wiedervereinigung. Die Erwartungen bleiben nahezu unverändert optimistisch. Die Auftragsbestände entwickeln sich her­vorragend.
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    Äußerst zufrieden mit den laufenden Geschäften und optimistisch für die Zukunft sind die Unternehmen aus der Logistikbranche. Gleiches gilt für die Werbebranche. Auch die Unternehmensberatungen berichteten von sehr guter Umsatzentwicklung. Einen Dämpfer hingegen mussten die Architekturbüros hinnehmen. Das Rekordniveau der vergangenen Monate konnte nicht gehalten werden.


    Die Einstellungsbereitschaft der deutschen Firmen hat, nach Rückgängen in den vorigen beiden Monaten, deutlich zugenommen. Das ifo Beschäftigungsbarometer stieg im April auf 111,3 Punkte von 109,4 Punkten im Vormonat. Dem deutschen Arbeitsmarkt geht es weiterhin glänzend. Nach den Rückgängen im Vormonat ist das Barometer jetzt in allen vier Sektoren gestiegen. Am deutlichsten fiel der Anstieg in der Dienstleistungsbranche aus. Nach einer kurzen Verschnaufpause im Vormonat nimmt die Einstellungsdynamik auch im Bauhauptgewerbe und der Industrie wieder zu. Der Handel benötigt ebenfalls zusätzliches Personal, um der Konsumlaune in der Wirtschaft gerecht zu werden.


    
    Abb. 9
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    Endnoten


    
      
        1 Die ausführlichen Ergebnisse des ifo Konjunkturtests werden in den »ifo Konjunkturpers­pektiven« veröffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von 75,– EUR/Jahr abonniert werden.
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